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1 Gesetz zur Vereinheitlichung und Flexibilisierung des Arbeitszeitrechts 
(Arbeitszeitgesetz – ArbZG)

Vom 6. Juni 1994 (BGBl. I S. 1170), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3334)

ERSTER ABSCHNITT
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Zweck des Gesetzes
Zweck des Gesetzes ist es,
1. die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer in

der Bundesrepublik Deutschland und in der ausschließlichen Wirt-
schaftszone bei der Arbeitszeitgestaltung zu gewährleisten und die 
Rahmenbedingungen für flexible Arbeitszeiten zu verbessern sowie

2. den Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage als Tage der
Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung der Arbeitnehmer zu 
schützen.

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) Arbeitszeit im Sinne dieses Gesetzes ist die Zeit vom Beginn bis 
zum Ende der Arbeit ohne die Ruhepausen; Arbeitszeiten bei mehre-
ren Arbeitgebern sind zusammenzurechnen. Im Bergbau unter Tage 
zählen die Ruhepausen zur Arbeitszeit.
(2) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeiter und Ange-
stellte sowie die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten.
(3) Nachtzeit im Sinne dieses Gesetzes ist die Zeit von 23 bis 6 Uhr, in 
Bäckereien und Konditoreien die Zeit von 22 bis 5 Uhr.
(4) Nachtarbeit im Sinne dieses Gesetzes ist jede Arbeit, die mehr als 
zwei Stunden der Nachtzeit umfaßt.
(5) Nachtarbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeitnehmer, die
1. auf Grund ihrer Arbeitszeitgestaltung normalerweise Nachtarbeit in

Wechselschicht zu leisten haben oder
2. Nachtarbeit an mindestens 48 Tagen im Kalenderjahr leisten.
Zweiter Abschnitt Werktägliche Arbeitszeit und arbeitsfreie Zeiten

§ 3 Arbeitszeit der Arbeitnehmer
Die werktägliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer darf acht Stunden nicht 
überschreiten. Sie kann auf bis zu zehn Stunden nur verlängert wer-
den, wenn innerhalb von sechs Kalendermonaten oder innerhalb von 
24 Wochen im Durchschnitt acht Stunden werktäglich nicht über-
schritten werden.

§ 4 Ruhepausen
Die Arbeit ist durch im voraus feststehende Ruhepausen von mindes-
tens 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs bis zu neun 
Stunden und 45 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als neun Stun-
den insgesamt zu unterbrechen. Die Ruhepausen nach Satz 1 können 
in Zeitabschnitte von jeweils mindestens 15 Minuten aufgeteilt werden. 
Länger als sechs Stunden hintereinander dürfen Arbeitnehmer nicht 
ohne Ruhepause beschäftigt werden.

§ 5 Ruhezeit
(1) Die Arbeitnehmer müssen nach Beendigung der täglichen Arbeits-
zeit eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stunden haben.
(2) Die Dauer der Ruhezeit des Absatzes 1 kann in Krankenhäusern 
und anderen Einrichtungen zur Behandlung, Pflege und Betreuung von 
Personen, in Gaststätten und anderen Einrichtungen zur Bewirtung 
und Beherbergung, in Verkehrsbetrieben, beim Rundfunk sowie in der 
Landwirtschaft und in der Tierhaltung um bis zu eine Stunde verkürzt 
werden, wenn jede Verkürzung der Ruhezeit innerhalb eines Kalen-
dermonats oder innerhalb von vier Wochen durch Verlängerung einer 
anderen Ruhezeit auf mindestens zwölf Stunden ausgeglichen wird.
(3) Abweichend von Absatz 1 können in Krankenhäusern und anderen 
Einrichtungen zur Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen 
Kürzungen der Ruhezeit durch Inanspruchnahmen während der Ruf-
bereitschaft, die nicht mehr als die Hälfte der Ruhezeit betragen, zu 
anderen Zeiten ausgeglichen werden.
(4) (weggefallen)

§ 6 Nacht- und Schichtarbeit
(1) Die Arbeitszeit der Nacht- und Schichtarbeitnehmer ist nach den 
gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen über die men-
schengerechte Gestaltung der Arbeit festzulegen.
(2) Die werktägliche Arbeitszeit der Nachtarbeitnehmer darf acht Stun-
den nicht überschreiten. Sie kann auf bis zu zehn Stunden nur verlän-
gert werden, wenn abweichend von § 3 innerhalb von einem Kalender-
monat oder innerhalb von vier Wochen im Durchschnitt acht Stunden 
werktäglich nicht überschritten werden. Für Zeiträume, in denen 
Nachtarbeitnehmer im Sinne des § 2 Abs. 5 Nr. 2 nicht zur Nachtarbeit 
herangezogen werden, findet § 3 Satz 2 Anwendung.
(3) Nachtarbeitnehmer sind berechtigt, sich vor Beginn der Beschäf-
tigung und danach in regelmäßigen Zeitabständen von nicht weniger 
als drei Jahren arbeitsmedizinisch untersuchen zu lassen. Nach Voll-

endung des 50. Lebensjahres steht Nachtarbeitnehmern dieses Recht 
in Zeitabständen von einem Jahr zu. Die Kosten der Untersuchun-
gen hat der Arbeitgeber zu tragen, sofern er die Untersuchungen den 
Nachtarbeitnehmern nicht kostenlos durch einen Betriebsarzt oder 
einen überbetrieblichen Dienst von Betriebsärzten anbietet.
(4) Der Arbeitgeber hat den Nachtarbeitnehmer auf dessen Verlangen 
auf einen für ihn geeigneten Tagesarbeitsplatz umzusetzen, wenn
a) nach arbeitsmedizinischer Feststellung die weitere Verrichtung von

Nachtarbeit den Arbeitnehmer in seiner Gesundheit gefährdet oder
b)	im Haushalt des Arbeitnehmers ein Kind unter zwölf Jahren lebt,

das nicht von einer anderen im Haushalt lebenden Person betreut 
werden kann, oder

c) der Arbeitnehmer einen schwerpflegebedürftigen Angehörigen zu
versorgen hat, der nicht von einem anderen im Haushalt lebenden 
Angehörigen versorgt werden kann,

sofern dem nicht dringende betriebliche Erfordernisse entgegenste-
hen. Stehen der Umsetzung des Nachtarbeitnehmers auf einen für ihn 
geeigneten Tagesarbeitsplatz nach Auffassung des Arbeitgebers drin-
gende betriebliche Erfordernisse entgegen, so ist der Betriebs- oder 
Personalrat zu hören. Der Betriebs- oder Personalrat kann dem Arbeit-
geber Vorschläge für eine Umsetzung unterbreiten.
(5) Soweit keine tarifvertraglichen Ausgleichsregelungen bestehen, hat 
der Arbeitgeber dem Nachtarbeitnehmer für die während der Nacht-
zeit geleisteten Arbeitsstunden eine angemessene Zahl bezahlter 
freier Tage oder einen angemessenen Zuschlag auf das ihm hierfür 
zustehende Bruttoarbeitsentgelt zu gewähren.
(6) Es ist sicherzustellen, daß Nachtarbeitnehmer den gleichen Zugang 
zur betrieblichen Weiterbildung und zu aufstiegsfördernden Maßnah-
men haben wie die übrigen Arbeitnehmer.

§ 7 Abweichende Regelungen
(1) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Be-
triebs- oder Dienstvereinbarung kann zugelassen werden,
1. abweichend von § 3

a) die Arbeitszeit über zehn Stunden werktäglich zu verlängern,
wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang
Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst fällt,

b)	einen anderen Ausgleichszeitraum festzulegen,
c) (weggefallen)

2. abweichend von § 4 Satz 2 die Gesamtdauer der Ruhepausen in
Schichtbetrieben und Verkehrsbetrieben auf Kurzpausen von ange-
messener Dauer aufzuteilen,

3.	abweichend von § 5 Abs. 1 die Ruhezeit um bis zu zwei Stunden zu
kürzen, wenn die Art der Arbeit dies erfordert und die Kürzung der
Ruhezeit innerhalb eines festzulegenden Ausgleichszeitraums aus-
geglichen wird,

4.	abweichend von § 6 Abs. 2
a) die Arbeitszeit über zehn Stunden werktäglich hinaus zu verlän-

gern, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Um-
fang Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst fällt,

b)	einen anderen Ausgleichszeitraum festzulegen,
5. den Beginn des siebenstündigen Nachtzeitraums des § 2 Abs. 3 auf 

die Zeit zwischen 22 und 24 Uhr festzulegen.
(2) Sofern der Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer durch einen ent-
sprechenden Zeitausgleich gewährleistet wird, kann in einem Tarifver-
trag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienst-
vereinbarung ferner zugelassen werden,
1. abweichend von § 5 Abs. 1 die Ruhezeiten bei Rufbereitschaft den

Besonderheiten dieses Dienstes anzupassen, insbesondere Kür-
zungen der Ruhezeit infolge von Inanspruchnahmen während die-
ses Dienstes zu anderen Zeiten auszugleichen,

2. die Regelungen der §§ 3, 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 in der Landwirt-
schaft der Bestellungs- und Erntezeit sowie den Witterungseinflüs-
sen anzupassen,

3. die Regelungen der §§ 3, 4, 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 bei der Behand-
lung, Pflege und Betreuung von Personen der Eigenart dieser Tätig-
keit und dem Wohl dieser Personen entsprechend anzupassen,

4.	die Regelungen der §§ 3, 4, 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 bei Verwaltun-
gen und Betrieben des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts sowie bei anderen Arbeitgebern, die der Tarifbindung 
eines für den öffentlichen Dienst geltenden oder eines im wesent-
lichen inhaltsgleichen Tarifvertrags unterliegen, der Eigenart der Tä-
tigkeit bei diesen Stellen anzupassen.

(2a) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Be-
triebs- oder Dienstvereinbarung kann abweichend von den §§ 3, 5 Abs. 1 
und § 6 Abs. 2 zugelassen werden, die werktägliche Arbeitszeit auch 
ohne Ausgleich über acht Stunden zu verlängern, wenn in die Arbeitszeit 
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regelmäßig und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft oder Bereit-
schaftsdienst fällt und durch besondere Regelungen sichergestellt wird, 
dass die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht gefährdet wird.
(3) Im Geltungsbereich eines Tarifvertrags nach Absatz 1, 2 oder 2a 
können abweichende tarifvertragliche Regelungen im Betrieb eines 
nicht tarifgebundenen Arbeitgebers durch Betriebs- oder Dienstver-
einbarung oder, wenn ein Betriebs- oder Personalrat nicht besteht, 
durch schriftliche Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber und dem 
Arbeitnehmer übernommen werden. Können auf Grund eines solchen 
Tarifvertrags abweichende Regelungen in einer Betriebs- oder Dienst-
vereinbarung getroffen werden, kann auch in Betrieben eines nicht ta-
rifgebundenen Arbeitgebers davon Gebrauch gemacht werden. Eine 
nach Absatz 2 Nr. 4 getroffene abweichende tarifvertragliche Rege-
lung hat zwischen nicht tarifgebundenen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern Geltung, wenn zwischen ihnen die Anwendung der für den 
öffentlichen Dienst geltenden tarifvertraglichen Bestimmungen verein-
bart ist und die Arbeitgeber die Kosten des Betriebs überwiegend mit 
Zuwendungen im Sinne des Haushaltsrechts decken.
(4) Die Kirchen und die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 
können die in Absatz 1, 2 oder 2a genannten Abweichungen in ihren 
Regelungen vorsehen.
(5) In einem Bereich, in dem Regelungen durch Tarifvertrag üblicher-
weise nicht getroffen werden, können Ausnahmen im Rahmen des Ab-
satzes 1, 2 oder 2a durch die Aufsichtsbehörde bewilligt werden, wenn 
dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist und die Gesundheit der 
Arbeitnehmer nicht gefährdet wird.
(6) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates Ausnahmen im Rahmen des Absatzes 1 oder 
2 zulassen, sofern dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist und 
die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht gefährdet wird.
(7) Auf Grund einer Regelung nach Absatz 2a oder den Absätzen 3 
bis 5 jeweils in Verbindung mit Absatz 2a darf die Arbeitszeit nur ver-
längert werden, wenn der Arbeitnehmer schriftlich eingewilligt hat. Der 
Arbeitnehmer kann die Einwilligung mit einer Frist von sechs Mona-
ten schriftlich widerrufen. Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer 
nicht benachteiligen, weil dieser die Einwilligung zur Verlängerung der 
Arbeitszeit nicht erklärt oder die Einwilligung widerrufen hat.
(8) Werden Regelungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 4, Absatz 2 Nr. 2 bis 
4 oder solche Regelungen auf Grund der Absätze 3 und 4 zugelas-
sen, darf die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt von 
zwölf Kalendermonaten nicht überschreiten. Erfolgt die Zulassung auf 
Grund des Absatzes 5, darf die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich 
im Durchschnitt von sechs Kalendermonaten oder 24 Wochen nicht 
überschreiten.
(9) Wird die werktägliche Arbeitszeit über zwölf Stunden hinaus ver-
längert, muss im unmittelbaren Anschluss an die Beendigung der 
Arbeitszeit eine Ruhezeit von mindestens elf Stunden gewährt werden.

§ 8 Gefährliche Arbeiten
Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates für einzelne Beschäftigungsbereiche, für bestimmte 
Arbeiten oder für bestimmte Arbeitnehmergruppen, bei denen beson-
dere Gefahren für die Gesundheit der Arbeitnehmer zu erwarten sind, 
die Arbeitszeit über § 3 hinaus beschränken, die Ruhepausen und Ru-
hezeiten über die §§ 4 und 5 hinaus ausdehnen, die Regelungen zum 
Schutz der Nacht- und Schichtarbeitnehmer in § 6 erweitern und die 
Abweichungsmöglichkeiten nach § 7 beschränken, soweit dies zum 
Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist. Satz 1 gilt 
nicht für Beschäftigungsbereiche und Arbeiten in Betrieben, die der 
Bergaufsicht unterliegen.

DRITTER ABSCHNITT
Sonn- und Feiertagsruhe

§ 9 Sonn- und Feiertagsruhe
(1) Arbeitnehmer dürfen an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen von 0 
bis 24 Uhr nicht beschäftigt werden.
(2) In mehrschichtigen Betrieben mit regelmäßiger Tag- und Nacht-
schicht kann Beginn oder Ende der Sonn- und Feiertagsruhe um bis 
zu sechs Stunden vor- oder zurückverlegt werden, wenn für die auf 
den Beginn der Ruhezeit folgenden 24 Stunden der Betrieb ruht.
(3) Für Kraftfahrer und Beifahrer kann der Beginn der 24-stündigen 
Sonn- und Feiertagsruhe um bis zu zwei Stunden vorverlegt werden.

§ 10 Sonn- und Feiertagsbeschäftigung
(1) Sofern die Arbeiten nicht an Werktagen vorgenommen werden kön-
nen, dürfen Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen abweichend von 
§ 9 beschäftigt werden
1.	 in Not- und Rettungsdiensten sowie bei der Feuerwehr,
2.	 zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung so-

wie der Funktionsfähigkeit von Gerichten und Behörden und für 
Zwecke der Verteidigung,

3.	 in Krankenhäusern und anderen Einrichtungen zur Behandlung, 
Pflege und Betreuung von Personen,

4.	 in Gaststätten und anderen Einrichtungen zur Bewirtung und Be-
herbergung sowie im Haushalt,

5.	 bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen, Filmvorführungen, 
Schaustellungen, Darbietungen und anderen ähnlichen Veranstal-
tungen,

6.	 bei nichtgewerblichen Aktionen und Veranstaltungen der Kirchen, 
Religionsgesellschaften, Verbände, Vereine, Parteien und anderer 
ähnlicher Vereinigungen,

7.	 beim Sport und in Freizeit-, Erholungs- und Vergnügungseinrich-
tungen, beim Fremdenverkehr sowie in Museen und wissenschaft-
lichen Präsenzbibliotheken,

8.	 beim Rundfunk, bei der Tages- und Sportpresse, bei Nachrichten-
agenturen sowie bei den der Tagesaktualität dienenden Tätigkeiten 
für andere Presseerzeugnisse einschließlich des Austragens, bei 
der Herstellung von Satz, Filmen und Druckformen für tagesak-
tuelle Nachrichten und Bilder, bei tagesaktuellen Aufnahmen auf 
Ton- und Bildträger sowie beim Transport und Kommissionieren 
von Presseerzeugnissen, deren Ersterscheinungstag am Montag 
oder am Tag nach einem Feiertag liegt,

9.	 bei Messen, Ausstellungen und Märkten im Sinne des Titels IV der 
Gewerbeordnung sowie bei Volksfesten,

10.	in Verkehrsbetrieben sowie beim Transport und Kommissionieren 
von leichtverderblichen Waren im Sinne des § 30 Abs. 3 Nr. 2 der 
Straßenverkehrsordnung,

11.	 in den Energie- und Wasserversorgungsbetrieben sowie in Abfall- 
und Abwasserentsorgungsbetrieben,

12.	in der Landwirtschaft und in der Tierhaltung sowie in Einrichtungen 
zur Behandlung und Pflege von Tieren,

13.	im Bewachungsgewerbe und bei der Bewachung von Betriebsan-
lagen,

14.	bei der Reinigung und Instandhaltung von Betriebseinrichtungen, 
soweit hierdurch der regelmäßige Fortgang des eigenen oder eines 
fremden Betriebs bedingt ist, bei der Vorbereitung der Wiederaufnah-
me des vollen werktägigen Betriebs sowie bei der Aufrechterhaltung 
der Funktionsfähigkeit von Datennetzen und Rechnersystemen,

15.	zur Verhütung des Verderbens von Naturerzeugnissen oder Roh-
stoffen oder des Mißlingens von Arbeitsergebnissen sowie bei 
kontinuierlich durchzuführenden Forschungsarbeiten,

16.	zur Vermeidung einer Zerstörung oder erheblichen Beschädigung 
der Produktionseinrichtungen.

(2) Abweichend von § 9 dürfen Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen 
mit den Produktionsarbeiten beschäftigt werden, wenn die infolge der 
Unterbrechung der Produktion nach Absatz 1 Nr. 14 zulässigen Arbei-
ten den Einsatz von mehr Arbeitnehmern als bei durchgehender Pro-
duktion erfordern.
(3) Abweichend von § 9 dürfen Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen 
in Bäckereien und Konditoreien für bis zu drei Stunden mit der Herstel-
lung und dem Austragen oder Ausfahren von Konditorwaren und an die-
sem Tag zum Verkauf kommenden Bäckerwaren beschäftigt werden.
(4) Sofern die Arbeiten nicht an Werktagen vorgenommen werden 
können, dürfen Arbeitnehmer zur Durchführung des Eil- und Groß-
betragszahlungsverkehrs und des Geld-, Devisen-, Wertpapier- und 
Derivatehandels abweichend von § 9 Abs. 1 an den auf einen Werktag 
fallenden Feiertagen beschäftigt werden, die nicht in allen Mitglied-
staaten der Europäischen Union Feiertage sind.

§ 11 Ausgleich für Sonn- und Feiertagsbeschäftigung
(1) Mindestens 15 Sonntage im Jahr müssen beschäftigungsfrei bleiben.
(2) Für die Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen gelten die §§ 3 bis 
8 entsprechend, jedoch dürfen durch die Arbeitszeit an Sonn- und 
Feiertagen die in den §§ 3, 6 Abs. 2, §§ 7 und 21a Abs. 4 bestimm-
ten Höchstarbeitszeiten und Ausgleichszeiträume nicht überschritten 
werden.
(3) Werden Arbeitnehmer an einem Sonntag beschäftigt, müssen sie 
einen Ersatzruhetag haben, der innerhalb eines den Beschäftigungs-
tag einschließenden Zeitraums von zwei Wochen zu gewähren ist. 
Werden Arbeitnehmer an einem auf einen Werktag fallenden Feier-
tag beschäftigt, müssen sie einen Ersatzruhetag haben, der innerhalb 
eines den Beschäftigungstag einschließenden Zeitraums von acht 
Wochen zu gewähren ist.
(4) Die Sonn- oder Feiertagsruhe des § 9 oder der Ersatzruhetag des 
Absatzes 3 ist den Arbeitnehmern unmittelbar in Verbindung mit einer 
Ruhezeit nach § 5 zu gewähren, soweit dem technische oder arbeits-
organisatorische Gründe nicht entgegenstehen.

§ 12 Abweichende Regelungen
In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Be-
triebs- oder Dienstvereinbarung kann zugelassen werden,
1.	abweichend von § 11 Abs. 1 die Anzahl der beschäftigungsfreien 

Sonntage in den Einrichtungen des § 10 Abs. 1 Nr. 2, 3, 4 und 10 
auf mindestens zehn Sonntage, im Rundfunk, in Theaterbetrieben, 
Orchestern sowie bei Schaustellungen auf mindestens acht Sonn-
tage, in Filmtheatern und in der Tierhaltung auf mindestens sechs 
Sonntage im Jahr zu verringern,
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2. abweichend von § 11 Abs. 3 den Wegfall von Ersatzruhetagen für
auf Werktage fallende Feiertage zu vereinbaren oder Arbeitnehmer
innerhalb eines festzulegenden Ausgleichszeitraums beschäfti-
gungsfrei zu stellen,

3.	abweichend von § 11 Abs. 1 bis 3 in der Seeschiffahrt die den
Arbeitnehmern nach diesen Vorschriften zustehenden freien Tage
zusammenhängend zu geben,

4.	abweichend von § 11 Abs. 2 die Arbeitszeit in vollkontinuierlichen
Schichtbetrieben an Sonn- und Feiertagen auf bis zu zwölf Stunden
zu verlängern, wenn dadurch zusätzliche freie Schichten an Sonn- 
und Feiertagen erreicht werden.

§ 7 Abs. 3 bis 6 findet Anwendung.

§ 13 Ermächtigung, Anordnung, Bewilligung
(1) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates zur Vermeidung erheblicher Schäden unter 
Berücksichtigung des Schutzes der Arbeitnehmer und der Sonn- und 
Feiertagsruhe
1. die Bereiche mit Sonn- und Feiertagsbeschäftigung nach § 10 so-

wie die dort zugelassenen Arbeiten näher bestimmen,
2. über die Ausnahmen nach § 10 hinaus weitere Ausnahmen abwei-

chend von § 9
a) für Betriebe, in denen die Beschäftigung von Arbeitnehmern an

Sonn- oder Feiertagen zur Befriedigung täglicher oder an diesen
Tagen besonders hervortretender Bedürfnisse der Bevölkerung
erforderlich ist,

b)	für Betriebe, in denen Arbeiten vorkommen, deren Unterbrechung 
oder Aufschub
aa)	 nach dem Stand der Technik ihrer Art nach nicht oder nur mit

erheblichen Schwierigkeiten möglich ist,
bb)	besondere Gefahren für Leben oder Gesundheit der Arbeit-

nehmer zur Folge hätte,
cc)	 zu erheblichen Belastungen der Umwelt oder der Energie- 

oder Wasserversorgung führen würde,
c) aus Gründen des Gemeinwohls, insbesondere auch zur Siche-

rung der Beschäftigung,
zulassen und die zum Schutz der Arbeitnehmer und der Sonn- und 
Feiertagsruhe notwendigen Bedingungen bestimmen.

(2) Soweit die Bundesregierung von der Ermächtigung des Absatzes 1 
Nr. 2 Buchstabe a keinen Gebrauch gemacht hat, können die Landes-
regierungen durch Rechtsverordnung entsprechende Bestimmungen 
erlassen. Die Landesregierungen können diese Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden übertragen.
(3) Die Aufsichtsbehörde kann
1. feststellen, ob eine Beschäftigung nach § 10 zulässig ist,
2. abweichend von § 9 bewilligen, Arbeitnehmer zu beschäftigen

a)	im Handelsgewerbe an bis zu zehn Sonn- und Feiertagen im Jahr, 
an denen besondere Verhältnisse einen erweiterten Geschäfts-
verkehr erforderlich machen,

b)	an bis zu fünf Sonn- und Feiertagen im Jahr, wenn besondere
Verhältnisse zur Verhütung eines unverhältnismäßigen Schadens
dies erfordern,

c) an einem Sonntag im Jahr zur Durchführung einer gesetzlich vor-
geschriebenen Inventur,

und Anordnungen über die Beschäftigungszeit unter Berücksichti-
gung der für den öffentlichen Gottesdienst bestimmten Zeit treffen.
(4) Die Aufsichtsbehörde soll abweichend von § 9 bewilligen, daß 
Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen mit Arbeiten beschäftigt wer-
den, die aus chemischen, biologischen, technischen oder physikali-
schen Gründen einen ununterbrochenen Fortgang auch an Sonn- und 
Feiertagen erfordern.
(5) Die Aufsichtsbehörde hat abweichend von § 9 die Beschäftigung 
von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen zu bewilligen, wenn bei 
einer weitgehenden Ausnutzung der gesetzlich zulässigen wöchent-
lichen Betriebszeiten und bei längeren Betriebszeiten im Ausland die 
Konkurrenzfähigkeit unzumutbar beeinträchtigt ist und durch die Ge-
nehmigung von Sonn- und Feiertagsarbeit die Beschäftigung gesi-
chert werden kann.

VIERTER ABSCHNITT
Ausnahmen in besonderen Fällen

§ 14 Außergewöhnliche Fälle
(1) Von den §§ 3 bis 5, 6 Abs. 2, §§ 7, 9 bis 11 darf abgewichen werden 
bei vorübergehenden Arbeiten in Notfällen und in außergewöhnlichen 
Fällen, die unabhängig vom Willen der Betroffenen eintreten und deren 
Folgen nicht auf andere Weise zu beseitigen sind, besonders wenn 
Rohstoffe oder Lebensmittel zu verderben oder Arbeitsergebnisse zu 
mißlingen drohen.
(2) Von den §§ 3 bis 5, 6 Abs. 2, §§ 7, 11 Abs. 1 bis 3 und § 12 darf fer-
ner abgewichen werden,
1. wenn eine verhältnismäßig geringe Zahl von Arbeitnehmern vorü-

bergehend mit Arbeiten beschäftigt wird, deren Nichterledigung das 

Ergebnis der Arbeiten gefährden oder einen unverhältnismäßigen 
Schaden zur Folge haben würden,

2. bei Forschung und Lehre, bei unaufschiebbaren Vor- und Abschluß-
arbeiten sowie bei unaufschiebbaren Arbeiten zur Behandlung,
Pflege und Betreuung von Personen oder zur Behandlung und Pfle-
ge von Tieren an einzelnen Tagen,

wenn dem Arbeitgeber andere Vorkehrungen nicht zugemutet werden 
können.
(3) Wird von den Befugnissen nach Absatz 1 oder 2 Gebrauch ge-
macht, darf die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt 
von sechs Kalendermonaten oder 24 Wochen nicht überschreiten.
(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechts-
verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Gesund-
heit ohne Zustimmung des Bundesrates in außergewöhnlichen Notfäl-
len mit bundesweiten Auswirkungen, insbesondere in epidemischen 
Lagen von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 des Infektions-
schutzgesetzes, für Tätigkeiten der Arbeitnehmer für einen befristeten 
Zeitraum Ausnahmen zulassen, die über die in diesem Gesetz und in 
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen so-
wie in Tarifverträgen vorgesehenen Ausnahmen hinausgehen. Diese 
Tätigkeiten müssen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung, des Gesundheitswesens und der pflegerischen Versor-
gung, der Daseinsvorsorge oder zur Versorgung der Bevölkerung mit 
existenziellen Gütern notwendig sein. In der Rechtsverordnung sind 
die notwendigen Bedingungen zum Schutz der in Satz 1 genannten 
Arbeitnehmer zu bestimmen.

§ 15 Bewilligung, Ermächtigung
(1) Die Aufsichtsbehörde kann
1. eine von den §§ 3, 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 abweichende längere

tägliche Arbeitszeit bewilligen
a) für kontinuierliche Schichtbetriebe zur Erreichung zusätzlicher

Freischichten,
b)	für Bau- und Montagestellen,

2. eine von den §§ 3, 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 abweichende längere
tägliche Arbeitszeit für Saison- und Kampagnebetriebe für die Zeit
der Saison oder Kampagne bewilligen, wenn die Verlängerung der
Arbeitszeit über acht Stunden werktäglich durch eine entsprechen-
de Verkürzung der Arbeitszeit zu anderen Zeiten ausgeglichen wird,

3.	eine von den §§ 5 und 11 Abs. 2 abweichende Dauer und Lage der
Ruhezeit bei Arbeitsbereitschaft, Bereitschaftsdienst und Rufbe-
reitschaft den Besonderheiten dieser Inanspruchnahmen im öffent-
lichen Dienst entsprechend bewilligen,

4.	eine von den §§ 5 und 11 Abs. 2 abweichende Ruhezeit zur Herbei-
führung eines regelmäßigen wöchentlichen Schichtwechsels zwei-
mal innerhalb eines Zeitraums von drei Wochen bewilligen.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann über die in diesem Gesetz vorgesehe-
nen Ausnahmen hinaus weitergehende Ausnahmen zulassen, soweit 
sie im öffentlichen Interesse dringend nötig werden.
(2a) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates
1. Ausnahmen von den §§ 3, 4, 5 und 6 Absatz 2 sowie von den §§ 9

und 11 für Arbeitnehmer, die besondere Tätigkeiten zur Errichtung,
zur Änderung oder zum Betrieb von Bauwerken, künstlichen Inseln
oder sonstigen Anlagen auf See (Offshore-Tätigkeiten) durchführen,
zulassen und

2. die zum Schutz der in Nummer 1 genannten Arbeitnehmer sowie der 
Sonn- und Feiertagsruhe notwendigen Bedingungen bestimmen.

(3) Das Bundesministerium der Verteidigung kann in seinem Ge-
schäftsbereich durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales aus zwingenden Gründen 
der Verteidigung Arbeitnehmer verpflichten, über die in diesem Ge-
setz und in den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord-
nungen und Tarifverträgen festgelegten Arbeitszeitgrenzen und -be-
schränkungen hinaus Arbeit zu leisten.
(3a) Das Bundesministerium der Verteidigung kann in seinem Ge-
schäftsbereich durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales für besondere Tätigkei-
ten der Arbeitnehmer bei den Streitkräften Abweichungen von in die-
sem Gesetz sowie von in den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen bestimmten Arbeitszeitgrenzen und -beschrän-
kungen zulassen, soweit die Abweichungen aus zwingenden Gründen 
erforderlich sind und die größtmögliche Sicherheit und der bestmög-
liche Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer gewährleistet werden.
(4) Werden Ausnahmen nach Absatz 1 oder 2 zugelassen, darf die 
Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt von sechs Kalen-
dermonaten oder 24 Wochen nicht überschreiten.

FÜNFTER ABSCHNITT
Durchführung des Gesetzes

§ 16 Aushang und Arbeitszeitnachweise
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Abdruck dieses Gesetzes, 
der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen, für den Betrieb geltenden 
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Rechtsverordnungen und der für den Betrieb geltenden Tarifverträge 
und Betriebs- oder Dienstvereinbarungen im Sinne des § 7 Abs. 1 bis 
3, §§ 12 und 21a Abs. 6 an geeigneter Stelle im Betrieb zur Einsicht-
nahme auszulegen oder auszuhängen.
(2) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die über die werktägliche Arbeits-
zeit des § 3 Satz 1 hinausgehende Arbeitszeit der Arbeitnehmer auf-
zuzeichnen und ein Verzeichnis der Arbeitnehmer zu führen, die in eine 
Verlängerung der Arbeitszeit gemäß § 7 Abs. 7 eingewilligt haben. Die 
Nachweise sind mindestens zwei Jahre aufzubewahren.

§ 17 Aufsichtsbehörde
(1) Die Einhaltung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen wird von den nach Landesrecht zu-
ständigen Behörden (Aufsichtsbehörden) überwacht.
(2) Die Aufsichtsbehörde kann die erforderlichen Maßnahmen anord-
nen, die der Arbeitgeber zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz und 
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen er-
gebenden Pflichten zu treffen hat.
(3) Für den öffentlichen Dienst des Bundes sowie für die bundesun-
mittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts werden die Aufgaben und Befugnisse der Aufsichtsbehörde 
vom zuständigen Bundesministerium oder den von ihm bestimmten 
Stellen wahrgenommen; das gleiche gilt für die Befugnisse nach § 15 
Abs. 1 und 2.
(4) Die Aufsichtsbehörde kann vom Arbeitgeber die für die Durchfüh-
rung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen erforderlichen Auskünfte verlangen. Sie kann 
ferner vom Arbeitgeber verlangen, die Arbeitszeitnachweise und Tarif-
verträge oder Betriebs- oder Dienstvereinbarungen im Sinne des § 7 
Abs. 1 bis 3, §§ 12 und 21a Abs. 6 sowie andere Arbeitszeitnachwei-
se oder Geschäftsunterlagen, die mittelbar oder unmittelbar Auskunft 
über die Einhaltung des Arbeitszeitgesetzes geben, vorzulegen oder 
zur Einsicht einzusenden.
(5) Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde sind berechtigt, die Arbeits-
stätten während der Betriebs- und Arbeitszeit zu betreten und zu be-
sichtigen; außerhalb dieser Zeit oder wenn sich die Arbeitsstätten in 
einer Wohnung befinden, dürfen sie ohne Einverständnis des Inhabers 
nur zur Verhütung von dringenden Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung betreten und besichtigt werden. Der Arbeitgeber hat 
das Betreten und Besichtigen der Arbeitsstätten zu gestatten. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) wird insoweit eingeschränkt.
(6) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung ihnselbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

SECHSTER ABSCHNITT
Sonderregelungen

§ 18 Nichtanwendung des Gesetzes
(1) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf
1.	leitende Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 des Betriebsverfas-

sungsgesetzes sowie Chefärzte,
2.	Leiter von öffentlichen Dienststellen und deren Vertreter sowie 

Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst, die zu selbständigen Entschei-
dungen in Personalangelegenheiten befugt sind,

3.	Arbeitnehmer, die in häuslicher Gemeinschaft mit den ihnen anver-
trauten Personen zusammenleben und sie eigenverantwortlich er-
ziehen, pflegen oder betreuen,

4.	den liturgischen Bereich der Kirchen und der Religionsgemein-
schaften.

(2) Für die Beschäftigung von Personen unter 18 Jahren gilt anstelle 
dieses Gesetzes das Jugendarbeitsschutzgesetz.
(3) Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern als Besatzungsmitglieder 
auf Kauffahrteischiffen im Sinne des § 3 des Seearbeitsgesetzes gilt 
anstelle dieses Gesetzes das Seearbeitsgesetz.
(4) (weggefallen)

§ 19 Beschäftigung im öffentlichen Dienst
Bei der Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben im öffentlichen Dienst 
können, soweit keine tarifvertragliche Regelung besteht, durch die 
zuständige Dienstbehörde die für Beamte geltenden Bestimmungen 
über die Arbeitszeit auf die Arbeitnehmer übertragen werden; insoweit 
finden die §§ 3 bis 13 keine Anwendung.

§ 20 Beschäftigung in der Luftfahrt
Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern als Besatzungsmitglieder 
von Luftfahrzeugen gelten anstelle der Vorschriften dieses Gesetzes 
über Arbeits- und Ruhezeiten die Vorschriften über Flug-, Flugdienst- 
und Ruhezeiten der Zweiten Durchführungsverordnung zur Betriebs-
ordnung für Luftfahrtgerät in der jeweils geltenden Fassung.

§ 21 Beschäftigung in der Binnenschifffahrt
(1) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates, auch zur Umsetzung zwischenstaatlicher Ver-
einbarungen oder Rechtsakten der Europäischen Union, abweichend 
von den Vorschriften dieses Gesetzes die Bedingungen für die Arbeits-
zeitgestaltung von Arbeitnehmern, die als Mitglied der Besatzung oder 
des Bordpersonals an Bord eines Fahrzeugs in der Binnenschifffahrt 
beschäftigt sind, regeln, soweit dies erforderlich ist, um den beson-
deren Bedingungen an Bord von Binnenschiffen Rechnung zu tragen. 
Insbesondere können in diesen Rechtsverordnungen die notwendigen 
Bedingungen für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz im Sinne 
des § 1, einschließlich gesundheitlicher Untersuchungen hinsichtlich 
der Auswirkungen der Arbeitszeitbedingungen auf einem Schiff in der 
Binnenschifffahrt, sowie die notwendigen Bedingungen für den Schutz 
der Sonn- und Feiertagsruhe bestimmt werden. In Rechtsverordnungen 
nach Satz 1 kann ferner bestimmt werden, dass von den Vorschriften 
der Rechtsverordnung durch Tarifvertrag abgewichen werden kann.
(2) Soweit die Bundesregierung von der Ermächtigung des Absatzes 1 
keinen Gebrauch macht, gelten die Vorschriften dieses Gesetzes für 
das Fahrpersonal auf Binnenschiffen, es sei denn, binnenschifffahrts-
rechtliche Vorschriften über Ruhezeiten stehen dem entgegen. Bei An-
wendung des Satzes 1 kann durch Tarifvertrag von den Vorschriften 
dieses Gesetzes abgewichen werden, um der Eigenart der Binnen-
schifffahrt Rechnung zu tragen.

§ 21a Beschäftigung im Straßentransport
(1) Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern als Fahrer oder Bei-
fahrer bei Straßenverkehrstätigkeiten im Sinne der Verordnung (EG) 
Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Stra-
ßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 
und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABl. EG Nr. L 102 S. 1) oder des Euro-
päischen Übereinkommens über die Arbeit des im internationalen 
Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR) vom 1. Juli 1970 
(BGBl. II 1974 S. 1473) in ihren jeweiligen Fassungen gelten die Vor-
schriften dieses Gesetzes, soweit nicht die folgenden Absätze abwei-
chende Regelungen enthalten. Die Vorschriften der Verordnung (EG) 
Nr. 561/2006 und des AETR bleiben unberührt.
(2) Eine Woche im Sinne dieser Vorschriften ist der Zeitraum von Mon-
tag 0 Uhr bis Sonntag 24 Uhr.
(3) Abweichend von § 2 Abs. 1 ist keine Arbeitszeit:
1.	die Zeit, während derer sich ein Arbeitnehmer am Arbeitsplatz be-

reithalten muss, um seine Tätigkeit aufzunehmen,
2.	die Zeit, während derer sich ein Arbeitnehmer bereithalten muss, 

um seine Tätigkeit auf Anweisung aufnehmen zu können, ohne sich 
an seinem Arbeitsplatz aufhalten zu müssen;

3.	für Arbeitnehmer, die sich beim Fahren abwechseln, die während der 
Fahrt neben dem Fahrer oder in einer Schlafkabine verbrachte Zeit.

Für die Zeiten nach Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt dies nur, wenn der Zeitraum 
und dessen voraussichtliche Dauer im Voraus, spätestens unmittel-
bar vor Beginn des betreffenden Zeitraums bekannt ist. Die in Satz 1 
genannten Zeiten sind keine Ruhezeiten. Die in Satz 1 Nr. 1 und 2 ge-
nannten Zeiten sind keine Ruhepausen.
(4) Die Arbeitszeit darf 48 Stunden wöchentlich nicht überschreiten. 
Sie kann auf bis zu 60 Stunden verlängertwerden, wenn innerhalb von 
vier Kalendermonaten oder 16 Wochen im Durchschnitt 48 Stunden 
wöchentlich nicht überschritten werden.
(5) Die Ruhezeiten bestimmen sich nach den Vorschriften der Europäi-
schen Gemeinschaften für Kraftfahrer und Beifahrer sowie nach dem 
AETR. Dies gilt auch für Auszubildende und Praktikanten.
(6) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Be-
triebs- oder Dienstvereinbarung kannzugelassen werden,
1.	nähere Einzelheiten zu den in Absatz 3 Satz 1 Nr. 1, 2 und Satz 2 ge-

nannten Voraussetzungen zu regeln,
2.	abweichend von Absatz 4 sowie den §§ 3 und 6 Abs. 2 die Arbeits-

zeit festzulegen, wenn objektive, technische oder arbeitszeitorga-
nisatorische Gründe vorliegen. Dabei darf die Arbeitszeit 48 Stun-
den wöchentlich im Durchschnitt von sechs Kalendermonaten nicht 
überschreiten.

§ 7 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2a gilt nicht. § 7 Abs. 3 gilt entsprechend.
(7) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Arbeitszeit der Arbeitnehmer 
aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sindmindestens zwei Jahre aufzu-
bewahren. Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer auf Verlangen eine 
Kopie der Aufzeichnungen seiner Arbeitszeit auszuhändigen.
(8) Zur Berechnung der Arbeitszeit fordert der Arbeitgeber den Arbeit-
nehmer schriftlich auf, ihm eine Aufstellungder bei einem anderen 
Arbeitgeber geleisteten Arbeitszeit vorzulegen. Der Arbeitnehmer legt 
diese Angaben schriftlich vor.

SIEBTER ABSCHNITT
Straf- und Bußgeldvorschriften

§§ 22–25
(hier nicht abgedruckt)
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2 SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung 
(Corona-ArbSchV)

Vom 25. Juni 2021 (BAnz AT 28.6.2021 V1)

Auf Grund des § 18 Absatz 3 des Arbeitsschutzgesetzes, der durch 
Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe b des Gesetzes vom 22. Dezember 
2020 (BGBl. I S. 3334) angefügt worden ist, verordnet das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales:

§ 1 Ziel und Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung dient dem Ziel, das Risiko einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 bei der Arbeit zu minimieren und die Sicher-
heit und Gesundheit der Beschäftigten zu schützen.

(2) Die Arbeitsschutzverordnungen gemäß § 18 Absatz 1 und 2 des 
Arbeitsschutzgesetzes und abweichende Vorschriften der Länder zum 
Infektionsschutz, insbesondere im Zusammenhang mit der Betreuung 
von Kindern, sowie weitergehende Vorschriften der Länder und die 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel bleiben unberührt.

§ 2 Gefährdungsbeurteilung und betriebliches Hygienekonzept

(1) Der Arbeitgeber hat gemäß den §§ 5 und 6 des Arbeitsschutzge-
setzes die Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich zusätzlich erforderli-
cher Maßnahmen des betrieblichen Infektionsschutzes unter Berück-
sichtigung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel zu überprüfen und zu 
aktualisieren. Auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung hat der 
Arbeitgeber in einem Hygienekonzept die erforderlichen Maßnahmen 
zum betrieblichen Infektionsschutz festzulegen und umzusetzen. Die 
festzulegenden Maßnahmen sind auch in den Pausenbereichen und 
während der Pausenzeiten umzusetzen. Zur weiteren Orientierung 
über geeignete Maßnahmen nach Satz 1 und 2 können insbesondere 
die branchenbezogenen Handlungshilfen der Unfallversicherungsträ-
ger herangezogen werden.

(2) Ergibt die Gefährdungsbeurteilung, dass ein Schutz der Beschäf-
tigten durch technische und organisatorische Schutzmaßnahmen 
nicht ausreichend ist und das Tragen medizinischer Gesichtsmas-
ken (Mund-Nase-Schutz) oder der in der Anlage bezeichneten Atem-
schutzmasken durch die Beschäftigten erforderlich ist, sind diese vom 
Arbeitgeber bereitzustellen. Die Beschäftigten haben die vom Arbeit-
geber zur Verfügung zu stellenden Masken oder mindestens gleich-
wertige Masken zu tragen.

(3) Das betriebliche Hygienekonzept ist den Beschäftigten in geeigne-
ter Weise in der Arbeitsstätte zugänglich zu machen.

§ 3 Kontaktreduktion im Betrieb
Der Arbeitgeber hat alle geeigneten technischen und organisatori-
schen Maßnahmen zu treffen, um betriebsbedingte Personenkontakte 
zu reduzieren. Die gleichzeitige Nutzung von Räumen durch mehrere 
Personen ist auf das betriebsnotwendige Minimum zu reduzieren.

§ 4 �Tests in Bezug auf einen direkten Erregernachweis des 
Coronavirus SARS-CoV-2

(1) Zur Minderung des betrieblichen SARS-CoV-2-Infektionsrisikos hat 
der Arbeitgeber den Beschäftigten, soweit diese nicht ausschließlich 
in ihrer Wohnung arbeiten, mindestens zweimal pro Kalenderwoche 
kostenfrei einen Test in Bezug auf einen direkten Erregernachweis des 
Coronavirus SARS-CoV-2 anzubieten hat, der vom Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte zugelassen ist.
(2) Testangebote nach Absatz 1 sind nicht erforderlich, soweit der 
Arbeitgeber durch andere geeignete Schutzmaßnahmen einen gleich-
wertigen Schutz der Beschäftigten sicherstellt oder einen bestehen-
den gleichwertigen Schutz nachweisen kann.
(3) Nachweise über die Beschaffung von Tests und Vereinbarungen 
mit Dritten über die Testung der Beschäftigten, hat der Arbeitgeber 
bis zum Ablauf des 10.September 2021 aufzubewahren. Die Aufbe-
wahrungsfrist nach Satz 1 gilt auch für Nachweise über bis zum 30. 
Juni 2021 geschlossene Vereinbarungen mit Dritten über die Testung 
der Beschäftigten nach § 5 Absatz 1 der SARS-CoV-2-Arbeitsschutz-
verordnung vom 21. Januar 2021 (BAnz AT 22.01.2021 V1), die zuletzt 
durch Artikel 1 der Vorordnung vom 21. April 2021 (BAnz AT 22.04.2021 
V1) geändert worden ist.

§ 5 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2021 in Kraft. Sie tritt am Tag der Auf-
hebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 2 des 
Infektionsschutzgesetzes, spätestens jedoch mit Ablauf des 10. Sep-
tember 2021 außer Kraft.
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Anlage Einsetzbare Atemschutzmasken
Folgende Maskentypen nach § 4 Absatz 1a können ausgewählt und benutzt werden:

Maskentyp Standard
(Teil der Kennzeichnung)

Weitere Kennzeichnungsmerkmale Zielländer

FFP2 oder 
vergleichbar1

Verordnung (EU) 2016/425 
DIN EN 149:2001+A1:2009 oder 
vergleichbar

CE-Kennzeichnung mit nachgestellter Kennnummer der 
notifizierten Stelle
Geräteklasse (z.B. FFP2)
Gebrauchsdauer
Herstellerangaben
EU-Konformitätserklärung
Anleitung und Information

EU

Vollmasken, ge-
bläseunterstützte 
Masken, Hauben 
oder Helme mit 
auswechselbarem 
Partikelfilter2

Verordnung (EU) 2016/425
Vollmasken: EN 12942 oder vergleich-
bar;
gebläsefiltrierende Hauben:
EN 12941 oder vergleichbar
EN 136 oder vergleichbar
Partikelfilter: EN 143 oder vergleich-
bar

CE-Kennzeichnung mit nachgestellter Kennnummer der 
notifizierten Stelle
Herstellerangaben
EU-Konformitätserklärung
Anleitung und Information

EU

N951 NIOSH-42CFR84 Modellnummer
Lot-Nummer
Maskentyp
Herstellerangaben
TC-Zulassungsnummer

USA und Kanada

P21 AS/NZS 1716-2021 Identifizierungsnummer oder Logo der Konformitäts
bewertungsstellen

Australien und 
Neuseeland

DS21 JMHLW-Notification 214, 2018 https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im- 
Betrieb/Coronavirus/pdf/
Kennzeichnung-Masken.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.jaish.gr.jp/horei/hor1-y/hor1y-13-11-3_1.pdf
https://www.jaish.gr.jp/horei/hor1-y/hor1y-13-11-3_2.pdf

Japan

CPA1 Prüfgrundsatz für Corona SARS-
CoV-2 Pandemie
Atemschutzmasken
(CPA)

Bescheinigung der Marktüberwachungsbehörde nach § 9 
Absatz 3 der Medizinischer Bedarf Versorgungssicherstel-
lungsverordnung, die vor dem 1. Oktober 2020 ausgestellt 
wurde.

Deutschland

1	 Ohne Ausatemventil; Masken mit Ausatemventil dürfen nur getragen werden, wenn alle Kontaktpersonen ebenfalls eine Atemschutzmaske tragen. Corona 
SARS-CoV-2 Pandemie Atemschutzmasken (CPA) können z. B. überprüfte KN95-Masken sein, die nach dem Prüfgrundsatz für CPA der Zentralstelle der 
Länder für Sicherheitstechnik getestet worden sind.

2	 Bei diesen Systemen besteht kein Fremdschutz. Sie können daher nur angewendet werden, wenn alle Kontaktpersonen eine Atemschutzmaske tragen.
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3 SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel
Arbeitsausschüsse beim BMAS (ABAS-ABS-AfAMed-AGS-ASTA), veröffentlicht im GMBl. 2020, S. 484-495 (Nr. 24/2020 vom 20. August 2020), 

geändert durch Bek. vom 22. Februar 2021 (GMBl. Nr. 11/2021, S. 227-232) 
(Auszug)*

1 � Anwendungsbereich
(1) Diese SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel konkretisiert auf der Grund-
lage des ArbSchG und der Verordnungen zum ArbSchG (Arbeits-
schutzverordnungen) den SARS-CoV-2- Arbeitsschutzstandard des 
BMAS.*
…

2 � Begriffsbestimmungen
2.1 � SARS-CoV-2
…

2.2 � Homeoffice als Form mobiler Arbeit
…

2.3 � Mund-Nase-Bedeckung
…

2.4 � Mund-Nase-Schutz/Medizinische Gesichtsmasken (zum 
Beispiel nach DIN EN 14683)

…

2.5 � Filtrierende Halbmaske (zum Beispiel nach DIN EN 149)
…

2.6 � Atemschutzgeräte mit auswechselbarem Partikelfilter (zum 
Beispiel nach DIN EN 140 und in Verbindung mit DIN EN 143)

…

2.7 � Gesichtsschutzschilde (zum Beispiel nach DIN EN 166)
…

2.8 � Abstandsregel/Mindestabstand
…

2.9 � Kurzzeitkontakte/Kurzzeitbegegnungen
…

3 � Gefährdungsbeurteilung
…

4 � Schutzmaßnahmen
…

4.1 � Grundlegende Maßnahmen
(1) Die Rangfolge der Schutzmaßnahmen ergibt sich auch für Maßnah-
men des betrieblichen Infektionsschutzes aus den Grundsätzen des 
§ 4 ArbSchG. Demnach haben – dem TOP-Prinzip folgend – techni-
sche Maßnahmen Vorrang vor organisatorischen Maßnahmen und die-
se wiederum Vorrang vor personenbezogenen Maßnahmen. Die ver-
schiedenen Maßnahmen sind sachgerecht miteinander zu verknüpfen 
(§ 4 Absatz 4 ArbSchG). Welche dieser Maßnahmen in der konkreten 
betrieblichen Situation sinnvoll und angezeigt sind, ist abhängig von 
der Beurteilung der vor Ort bestehenden Gefährdungen.
(2) Der Arbeitgeber hat insbesondere Maßnahmen zu ergreifen, die die 
Anzahl ungeschützter Kontakte zwischen Personen (auch indirekter 
Kontakt über Oberflächen) sowie die Konzentration an luftgetragenen 
Viren in der Arbeitsumgebung soweit wie möglich verringern. Geeig-
nete Maßnahmen hierfür sind beispielsweise die Einhaltung der Ab-
standsregel, Arbeiten in festen Teams, die Trennung der Atembereiche 
durch technische Maßnahmen, die Nutzung von Fernkontakten, die 
verstärkte Lüftung, die Isolierung Erkrankter, eine intensivierte Ober-
flächenreinigung und zusätzliche Handhygiene.
(3) Soweit arbeitsbedingt die Abstandsregel nicht eingehalten wer-
den kann und technische Maßnahmen wie Abtrennungen zwischen 
den Arbeitsplätzen nicht umsetzbar sind, müssen die Beschäftigten 
mindestens MNB zum gegenseitigen Schutz tragen. Entsprechend 
der Höhe des Infektionsrisikos, das sich aus der Gefährdungsbeurtei-
lung ergibt, sind filtrierende Halbmasken (mindestens FFP2 oder ver-
gleichbar*) als persönliche Schutzausrüstung erforderlich. Gleiches 
gilt, wenn in einer unmittelbaren Interaktion einer der Beteiligten kei-
ne MNB tragen kann. Die MNB und die filtrierenden Halbmasken sind 
vom Arbeitgeber bereitzustellen.
(4) Für die grundlegenden, technischen, organisatorischen und per-
sonenbezogenen Maßnahmen des betrieblichen Arbeitsschutzes sind 
insbesondere die folgenden Aspekte zu berücksichtigen:
1.	Gestaltung der Arbeitsumgebung, zum Beispiel Anordnung der 

Arbeitsplätze zur Sicherstellung des Abstands, ausreichende Lüf-
tung, Vorrichtungen wie Abtrennungen, Absperrungen und gegebe-
nenfalls Festlegung innerbetrieblicher Verkehrswege,

2.	Kontaktreduzierung durch zum Beispiel digitale Kommunikation, 
Bildung und Beibehaltung von Arbeitsgruppen, Arbeitszeitgestal-
tung, Homeoffice,

3.	Hygiene und Reinigung, zum Beispiel Hände regelmäßig und gründ-
lich waschen; wenn dies nicht möglich ist, Bereitstellung von geeig-

neten und rückfettenden Handdesinfektionsmitteln, Anpassung von 
Reinigungsintervallen,

4.	Allgemeine Verhaltensregeln, zum Beispiel Wahrung von Abstand; 
Verzicht auf Begrüßungsformen mit direktem Körperkontakt; Hus-
ten und Niesen in die Armbeuge oder in ein Papiertaschentuch; zu 
Hause bleiben bei Krankheitssymptomen.

4.2 � Weitergehende Schutzmaßnahmen
4.2.1 Arbeitsplatzgestaltung
(1) An Arbeitsplätzen sind stets Bewegungsflächen gemäß Anhang 
Nummer 3.1 ArbStättV vorzusehen. Die Technische Regel für Arbeits-
stätten (ASR) „Raumabmessungen und Bewegungsflächen“ A1.2 kon-
kretisiert diese grundlegenden Anforderungen an Bewegungsflächen. 
Abweichend davon sollen zur Einhaltung der Abstandsregel Arbeits-
plätze in Arbeitsstätten so angeordnet werden, dass zwischen den für 
die Erfüllung der Arbeitsaufgabe anwesenden Beschäftigten ein Ab-
stand von mindestens 1,5 m eingehalten werden kann. Hierzu können 
insbesondere die folgenden Maßnahmen umgesetzt werden:
1.	Änderung des Mobiliars oder seiner Anordnung,
2.	Nutzung weiterer für die Tätigkeit geeigneter Flächen und Räume.
(2) Kann die Abstandsregel zwischen den Arbeitsplätzen aus betriebs-
technischen Gründen nicht eingehalten werden und sind zur Arbeits-
ausführung nicht nur einzelne Kurzzeitkontakte der an diesen Arbeits-
plätzen Beschäftigten notwendig, sind als technische Maßnahme 
Abtrennungen zu installieren. Abtrennungen aus transparentem Ma-
terial sind zu bevorzugen, um erforderlichen Sichtkontakt und ausrei-
chende Beleuchtungsverhältnisse sicherzustellen.
(3) Durch die Abtrennungen darf es nicht zu zusätzlichen Gefährdun-
gen kommen. Dazu sind beispielsweise eine ausreichende Stabilität 
zu gewährleisten und spitze Ecken oder scharfe Kanten zu vermeiden.
(4) Mit der Abtrennung wird eine Trennung der Atembereiche zwischen 
Beschäftigten oder zwischen Beschäftigten und Kunden (zum Bei-
spiel an Kassenarbeitsplätzen, Bedientheken) erzielt. Der obere Rand 
der Abtrennung darf folgende Mindesthöhe über dem Fußboden nicht 
unterschreiten:
1.	1,50 m zwischen sitzenden Personen,
2.	1,80 m zwischen sitzenden und gegenüberstehenden Personen 

(zum Beispiel Kunden),
3.	2,00 m zwischen stehenden Personen.
(5) Bei der Bemessung der Breite der Abtrennung ist die Breite bzw. 
Tiefe der Bewegungsfläche der Beschäftigten zu berücksichtigen. 
Diese soll links und rechts um einen Sicherheitsaufschlag von 30 
cm erweitert werden. Die Abtrennung kann – falls nötig – Öffnungen 
außerhalb des Atembereichs (zum Beispiel zum Bezahlen bzw. zum 
Bedienen des Kartenlesegerätes, gegebenenfalls auch zur Warenher-
ausgabe) aufweisen. Beide Seiten der Abtrennung sind arbeitstäglich 
mit einem handelsüblichen Reinigungsmittel zu reinigen.
4.2.2 Sanitärräume, Kantinen und Pausenräume
(1) Allgemeine Anforderungen zum Einrichten und Betreiben von Sa-
nitärräumen und Pausenräumen in Arbeitsstätten enthalten Anhang 
Nummer 4.1 und 4.2 ArbStättV, diese werden in den ASR A4.1 „Sani-
tärräume“ und A4.2 „Pausen- und Bereitschaftsräume“ konkretisiert. 
Die in diesen ASR enthaltenen Regelungen reichen derzeitig nicht aus, 
um den Schutz der Beschäftigten vor einer Infektion mit SARS-CoV-2 
gemäß dem Stand der Arbeitsmedizin und der Hygiene zu beschrei-
ben. Zusätzlich zu den dort genannten Anforderungen sind deshalb 
Maßnahmen zu ergreifen, die die Einhaltung der Abstandsregel bei 
Nutzung der Einrichtungen sicherstellen.
(2) Zur Umsetzung der Handhygiene sind leicht erreichbare Wasch-
gelegenheiten mit fließendem Wasser, ausreichend hautschonender 
Flüssigseife und Einrichtungen zum hygienischen Trocknen der Hän-
de (Einmalhandtücher aus Papier oder Textil) vorzuhalten. Auf der 
Grundlage der Gefährdungsbeurteilung sind gegebenenfalls geeigne-
te Hautschutz- und Hautpflegemittel bereitzustellen. Die Verwendung 
von Warmlufttrocknern soll vermieden werden. Die Händewaschre-
geln sind auszuhängen.
(3) Auch an mobilen und abgelegenen Arbeitsplätzen ist für eine Mög-
lichkeit der hygienischen Händereinigung und -trocknung zu sorgen, 
indem zum Beispiel Handwaschstationen oder Kanister mit Wasser, 
Flüssigseife sowie Einmalhandtücher oder geeignete Handdesinfek-
tionsmittel zur Verfügung gestellt werden. Von mehreren Personen ge-
nutzte Handtücher sind entsprechend ASR A4.1 unzulässig und ent-
sprechen nicht den hygienischen Anforderungen.
Sanitärräume
(4) In Umkleide- und Waschräumen ist durch technische und organisa-
torische Maßnahmen dafür Sorge zu tragen, dass Beschäftigte, zum 
Beispiel durch Abstandsmarkierungen auf Fußböden, Begrenzung der 
Personenzahl oder zeitlich versetzte Nutzung, genügend Platz erhal-
ten, um die Abstandsregel einhalten zu können.
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(5) Sanitärräume sind arbeitstäglich mindestens einmal zu reinigen.
Pausenräume
(6) Die Einhaltung der Abstandsregel ist in Pausenräumen und -be-
reichen, Teeküchen und an Kochgelegenheiten sowie in Bereit-
schaftsräumen und -bereichen zu gewährleisten. Maßnahmen sind 
insbesondere die Anpassung der Bestuhlung, das Aufbringen von Bo-
denmarkierungen und die gestaffelte Organisation von Arbeits- und 
Pausenzeiten mit dem Ziel, die Belegungsdichte zu verringern.
(7) Vor Eintritt und Nutzung der Pausenräume und -bereiche sind Mög-
lichkeiten zur Handhygiene bereitzustellen.
Kantinen
(8) Die Einhaltung der Abstandsregel ist durch eine entsprechende 
Anordnung oder Reduzierung der Anzahl der Tische und Sitzgele-
genheiten sowie mit weiteren technischen Maßnahmen, zum Beispiel 
Abstandsmarkierungen auf dem Fußboden oder der Aufstellung von 
Absperrbändern an Essensausgabe, Geschirrrückgabe und an der 
Kasse, sowie mit organisatorischen Maßnahmen, zum Beispiel Be-
grenzung der Personenzahl oder Erweiterung der Kantinen- und Es-
sensausgabezeiten zur Vermeidung von Warteschlangen oder eine 
einweisende Person zu gewährleisten. Besteck und Geschirr sollten 
durch das Kantinenpersonal übergeben werden.
(9) Vor Eintritt und Nutzung der Kantine sind Möglichkeiten zur Hand-
hygiene bereitzustellen.
4.2.3 Lüftung
(1) In Räumen von Arbeitsstätten muss gemäß Nummer 3.6 des An-
hangs der ArbStättV ausreichend gesundheitlich zuträgliche Atemluft, 
in der Regel in Außenluftqualität, vorhanden sein. Die ASR A3.6 „Lüf-
tung“ konkretisiert die grundlegenden Anforderungen an die Lüftung.
(2) Durch eine verstärkte Lüftung, d. h. Erneuerung der Raumluft durch 
direkte oder indirekte Zuführung von Außenluft, kann die Konzentration 
von möglicherweise in der Raumluft vorhandenen virenbelasteten Ae-
rosolen reduziert werden. Verstärktes Lüften ist insbesondere durch 
eine Erhöhung der Lüftungshäufigkeit, durch eine Ausdehnung der Lüf-
tungszeiten oder durch eine Erhöhung des Luftvolumenstroms möglich.
Hinweis:
Dem liegt die Annahme zugrunde, dass die Außenluft in Bezug auf 
SARS-CoV-2 kontaminationsfrei ist.
(3) Die Aerosolbelastung durch SARS-CoV-2 kann nicht durch di-
rekt anzeigende Messgeräte bestimmt werden. Zur Beurteilung der 
Raumluftqualität kann die CO2-Konzentration herangezogen werden. 
Hierfür reichen einfache Messgeräte (zum Beispiel CO2-Ampeln) aus. 
Entsprechend ASR A3.6 ist eine CO2-Konzentration bis zu 1.000 ppm 
noch akzeptabel. In der Zeit der Epidemie ist dieser Wert möglichst 
zu unterschreiten. Notwendige Lüftungsintervalle können auch auf der 
Basis von Berechnungen ermittelt werden, insbesondere unter Beach-
tung von Raumvolumen, Personenbelegung, körperlicher Aktivität und 
Luftwechsel. Hinweise zur Messung und Bewertung der CO2-Konzent-
ration enthält die ASR A3.6 Abschnitt 4.2 Absätze 3 und 4.
Hinweis:
Berechnungshilfen für notwendige Lüftungsintervalle sind zum Bei-
spiel hier zu finden:
1.	BGN-Lüftungsrechner*
2.	IFA-CO2-App (Rechner und Timer)*
3.	FBHM-114 Fachbereich AKTUELL des Sachgebiets Oberflächen-

technik und Schweißen der DGUV „Möglichkeiten zur Bewertung 
der Lüftung anhand der CO2-Konzentration“*.

(4) Die einfachste Art der Lüftung ist die freie Lüftung, zumeist in Form 
der Fensterlüftung. Eine Fensterlüftung muss spätestens bei Tätig-
keitsaufnahme in den Räumen und dann in regelmäßigen Abständen 
erfolgen. Die ASR A3.6 empfiehlt einen zeitlichen Abstand zum Lüf-
ten beispielsweise von Büroräumen nach 60 Minuten und von Bespre-
chungsräumen nach 20 Minuten. Diese Lüftungshäufigkeit ist in der 
Zeit der Epidemie möglichst zu erhöhen. Am wirkungsvollsten ist da-
bei die sogenannte Stoßlüftung über die gesamte Öffnungsfläche der 
Fenster. Wenn möglich, soll diese als Querlüftung ausgeführt werden. 
Bei der Festlegung der Lüftungsdauer sind die Temperaturdifferenz 
zwischen innen und außen sowie der vorherrschende Winddruck zu 
berücksichtigen. Im Sommer sollen 10 Minuten und im Winter 3 Mi-
nuten Lüftungsdauer nicht unterschritten werden. Eine kontinuierliche 
Lüftung über gekippte Fenster kann als Ergänzung zur Stoßlüftung 
sinnvoll sein, um ein zu starkes Ansteigen einer möglichen Konzent-
ration virenbelasteter Aerosole in der Raumluft zu vermeiden. Nähere 
Hinweise sind der ASR A3.6 zu entnehmen.
(5) Besprechungsräume sind vor der Benutzung zusätzlich gemäß Ab-
satz 4 zu lüften.
(6) Für raumlufttechnische Anlagen (RLT-Anlagen) ist das Übertra-
gungsrisiko von SARSCoV-2 als gering einzustufen, sofern diese Anla-
gen sachgerecht eingerichtet, betrieben und instandgehalten werden 
(Reinigung, Filterwechsel usw.) und
1.	dem Raum einen ausreichend hohen Außenluftanteil zuführen, so-

dass die Anforderungen an die CO2-Konzentration der Raumluft ge-
mäß Absatz 3 eingehalten werden oder

2.	anderenfalls über geeignete Filter oder andere Einrichtungen zur Ver-
ringerung einer möglichen Virenkonzentration aus der Umluft verfügen.

Hinweis:

Geeignete Filter zur Abscheidung von Viren und virenbelasteten Ae-
rosolen sind Schwebstofffilter der Klasse H13 oder H14 (HEPA-Filter) 
nach DIN EN 1822-1:2019*. Zudem können auch Feinstaubfilter der 
Gruppe ISO ePM1 > 70 % (vormals F8) oder ISO ePM1 > 80 % (vormals 
F9) die Konzentration virenbelasteter Aerosole reduzieren.

(7) Der Umluftbetrieb von RLT-Anlagen, die nicht über geeignete Ein-
richtungen zur Verringerung einer möglichen Konzentration von vi-
renbelasteten Aerosolen im Raum verfügen, ist zu vermeiden. Damit 
soll verhindert werden, dass virenbelastete Aerosole dem Raum wie-
der zugeführt werden. Der bei RLT-Anlagen mit Umluftbetrieb in der 
Regel vorhandene Außenluftanteil ist dementsprechend so weit wie 
technisch möglich zu erhöhen, um eine Reduktion des Umluftanteils 
zu erreichen. Kann der Umluftbetrieb aus technischen oder techno-
logischen Gründen nicht vermieden und können die Anforderungen an 
die CO2-Konzentration der Raumluft gemäß Absatz 3 nicht eingehalten 
werden, ist die Nachrüstung geeigneter Einrichtungen (zum Beispiel 
Filter) zur Reduktion der Konzentration von möglicherweise virenbe-
lasteten Aerosolen erforderlich. Dabei ist zu beachten, dass sich die 
Anlagenparameter durch den Einbau von zusätzlichen Einrichtungen 
ändern können. Insbesondere kann sich der Luftvolumenstrom durch 
den erhöhten Druckverlust eines Filters verringern. Es ist darauf zu 
achten, dass nach dem Einbau ausreichend Zuluft zugeführt wird, um 
eine gesundheitlich zuträgliche Atemluft im Raum zu gewährleisten. Ist 
eine Umrüstung einer Anlage aus technischen oder technologischen 
Gründen nicht möglich, sind für die betroffenen Räume im Rahmen 
einer Gefährdungsbeurteilung alternative Schutzmaßnahmen zu tref-
fen.

Hinweis:

Weitere Informationen können der Empfehlung der Bundesregierung 
„Infektionsschutzgerechtes Lüften“* sowie den Hinweisen und Maß-
nahmen zum infektionsschutzgerechten Lüften der BAuA* entnommen 
werden.

(8) RLT-Anlagen sollen während der Betriebs- oder Arbeitszeiten nicht 
abgeschaltet werden, da dies zu einer Erhöhung der Konzentration 
von virenbelasteten Aerosolen in der Raumluft und damit zur Erhöhung 
des Infektionsrisikos führen kann. Sofern RLT-Anlagen nicht dauerhaft 
betrieben werden, sind deren Betriebszeiten vor und nach der Nut-
zungszeit der Räume zu verlängern (zum Beispiel bei Büros um etwa 
zwei Stunden). RLT-Anlagen in Sanitärräumen sollen zu den Betriebs-
zeiten der Arbeitsstätte dauerhaft betrieben werden.

(9) Auch beim Einsatz von Sekundärluftgeräten, die lediglich die 
Raumluft umwälzen und den Räumen keine Außenluft zur Absenkung 
von Aerosolkonzentrationen zuführen, muss ein ausreichender Luft-
austausch mit Außenluft sichergestellt sein. Dies betrifft Geräte wie 
Ventilatoren (zum Beispiel Standventilatoren), Geräte zur persönlichen 
Kühlung (zum Beispiel mobile Klimageräte oder Klima-Splitgeräte) 
oder Geräte zur Erwärmung (zum Beispiel Heizlüfter). Da die luftstrom-
lenkende Wirkung dieser Geräte virenbelastete Tröpfchen oder Aero-
sole unter Umständen zu anderen Personen leiten kann, ist vor Einsatz 
der Geräte in Räumen mit Mehrpersonenbelegung eine Gefährdungs-
beurteilung durchzuführen. Dabei sind die spezifischen Randbedin-
gungen, zum Beispiel Raumgeometrie, Arbeitsplatzanordnung, Gerä-
testandort und die Strömungsverhältnisse der Raumluft zu beachten. 
Weitere Anforderungen für den Einsatz von Sekundärluftgeräten leiten 
sich aus der ASR A3.6 „Lüftung“ (zum Beispiel Vermeidung von Zug-
luft), der ASR A3.7 „Lärm“ (zum Beispiel Vermeidung von Hintergrund-
geräuschen) und der ASR A3.5 „Raumtemperatur“ (zum Beispiel Ver-
meidung der sommerlichen Überwärmung von Räumen) ab.

(10) Auch Sekundärluftgeräte mit geeigneten Einrichtungen zur Re-
duktion der Konzentration virenbelasteter Aerosole (zum Beispiel 
Luftreiniger) dürfen nur ergänzend zu den nach dieser Regel zu tref-
fenden Lüftungsmaßnahmen eingesetzt werden, um das Infektions-
risiko durch Viren oder virenbelastete Aerosole in der Raumluft zu re-
duzieren. Dabei sind unter Berücksichtigung der Leistungsdaten und 
spezifischen Randbedingungen eine sachgerechte Aufstellung sowie 
ein sachgerechter Betrieb und eine sachgerechte Instandhaltung (Rei-
nigung, Filterwechsel usw.) zu gewährleisten. Solche Geräte müssen 
mit geeigneten Filtern ausgerüstet sein und dürfen keine gesundheits-
gefährdenden Stoffe oder Reaktionsprodukte freisetzen. Weitere An-
forderungen für den Einsatz von Luftreinigern leiten sich aus der ASR 
A3.6 „Lüftung“ (zum Beispiel Vermeidung von Zugluft), der ASR A3.7 
„Lärm“ (zum Beispiel Vermeidung von Hintergrundgeräuschen) und 
der ASR A3.5 „Raumtemperatur“ (zum Beispiel Vermeidung der som-
merlichen Überwärmung von Räumen) ab.

Hinweis:

Nähere Informationen finden sich in „Fachbeitrag der DGUV zu mobi-
len Raumluftreinigern zum Schutz vor SARS-CoV-2“* sowie in FBVW-
502 „SARS-CoV-2: Empfehlungen zum Lüftungsverhalten an Innen-
raumarbeitsplätzen“ des Sachgebiets Innenraumklima der DGUV*.

4.2.4 Homeoffice

(1) Homeoffice als Form der mobilen Arbeit bietet eine Möglichkeit, die 
Zahl der gleichzeitig im Betrieb anwesenden Beschäftigten zu reduzie-
ren und die Einhaltung von Abstandsregeln zu unterstützen. Dies gilt 
insbesondere, wenn Büroräume ansonsten von mehreren Beschäftig-
ten bei Nichteinhaltung der Abstandsregel genutzt werden müssten.



� 11

(2) Auch für Arbeiten im Homeoffice gelten das ArbSchG und das 
Arbeitszeitgesetz. Regelungen zu Arbeitszeiten und Erreichbarkeit 
sollen getroffen werden. Beschäftigte sind im Hinblick auf einzuhal-
tende Arbeitszeiten, Arbeitspausen, darüber notwendige Dokumen-
tation, die ergonomische Arbeitsplatzgestaltung und die Nutzung der 
Arbeitsmittel, zum Beispiel korrekte Bildschirmposition, möglichst se-
parate Tastatur und Maus, richtige und wechselnde Sitzhaltung und 
Bewegungspausen zu unterweisen.
(3) Der Arbeitgeber muss durch geeignete Arbeitsorganisation sicher-
stellen, dass Beschäftigte, denen entsprechende technische Möglich-
keiten für das Homeoffice im Moment nicht zur Verfügung stehen, ihre 
Arbeitsaufgaben erfüllen können und ausreichend Zugang zu betrieb-
licher Kommunikation und Informationen unter Beachtung von Ab-
schnitt 4.2.12 haben.
4.2.5 Dienstreisen und Besprechungen
(1) Die Zahl der Beschäftigten, die durch Dienstreisen oder Besprechun-
gen einem zusätzlichen Infektionsrisiko ausgesetzt sind (zum Beispiel 
in Regionen mit hohen Infektionszahlen), ist auf das für die Erfüllung 
der Arbeitsaufgabe notwendige Maß zu begrenzen. Dabei ist angesichts 
der epidemischen Lage vor Ort zu prüfen, inwieweit die Dienstreisen 
oder Besprechungen durch die Verwendung elektronischer Kommuni-
kationsmittel ersetzt oder auch reduziert werden können.
(2) Auch bei der gemeinsamen Nutzung von Fahrzeugen bei Dienst-
reisen muss der Mindestabstand eingehalten werden. Die Personen-
zahl in Fahrzeugen ist dementsprechend zu begrenzen. Kann die 
Abstandsregel nicht umgesetzt werden, sind Abtrennungen zu ins-
tallieren oder personenbezogene Schutzmaßnahmen (mindestens 
MNB) umzusetzen. Ist dies wegen rechtlicher Vorgaben zum Beispiel 
im Verkehrsrecht für den Kraftfahrer nicht möglich, sind von den die 
Abstandsregel nicht einhaltenden Mitfahrern FFP-Halbmasken ohne 
Ausatemventil während der Fahrt zu tragen.
(3) Sofern eine Handhygiene mit Wasser und Seife während der Dienst-
reise nicht sichergestellt ist, sind alternative Maßnahmen bereitzustel-
len, beispielsweise Handdesinfektionsmittel.
(4) Bei Besprechungen ist die Einhaltung der Abstandsregel im Be-
sprechungsraum zu gewährleisten. Dies kann zum Beispiel durch eine 
geringere Belegung erfolgen. Zur Lüftung siehe Abschnitt 4.2.3 Ab-
satz 4 und 5.
4.2.6 Sicherstellung ausreichender Schutzabstände
(1) Die Nutzung von Verkehrswegen soll so angepasst werden, dass die 
Abstandsregel zwischen Beschäftigten sowie zwischen Beschäftigten 
und anderen Personen eingehalten werden kann, zum Beispiel durch 
Festlegen und Markieren von weiteren Verkehrswegen wie Einbahn-
straßen bzw. Einrichtungswege (unter Maßgabe der allgemeinen An-
forderungen der ASR A1.8 „Verkehrswege“), wenn Nutzungsfrequenz 
und Personendichte regelmäßige Begegnungen auf den Verkehrswe-
gen erwarten lassen. Ersatzweise ist bei ausschließlich kurzzeitigen 
Begegnungen auf den Verkehrswegen die Erforderlichkeit einer ver-
stärkten Lüftung (siehe Abschnitt 4.2.3) zu prüfen.
(2) Auf Warte- und Stehflächen (zum Beispiel zentrale Druck- und Ko-
pierräume) und bei nicht vermeidbaren Personenansammlungen von 
Beschäftigten und anderen Personen (beispielsweise Kunden) ist die 
Abstandsregel einzuhalten. In den genannten Bereichen ist für eine 
ausreichende Lüftung zu sorgen.
(3) Zur Einhaltung der Abstandsregel sollen Markierungen vorgenom-
men werden. Diese können zum Beispiel als Bodenmarkierung oder 
mit Absperrband ausgeführt werden.
(4) Die Verwendung von Aufzügen ist wegen der begrenzten Lüftungs-
möglichkeiten hinsichtlich der Personenzahl unter Beachtung der Ab-
standsregel zu beschränken. Ist dies nicht möglich, sind MNB oder 
medizinische Gesichtsmasken zu tragen.
4.2.7 Arbeitsmittel/Werkzeuge
(1) Durch eine entsprechende Arbeitsorganisation ist grundsätzlich 
zu gewährleisten, dass Arbeitsmittel nach Möglichkeit nur jeweils von 
einer Person verwendet werden, zum Beispiel durch Bereitstellung zu-
sätzlicher Arbeitsmittel, um damit die Gefahr von Schmierinfektionen 
zu verringern.
(2) Ist die personenbezogene Nutzung von Arbeitsmitteln nicht mög-
lich, sind diese vor dem Weiterreichen mit handelsüblichen (Haus-
halts-) Reinigern zu reinigen. Insbesondere Oberflächen, die in Kontakt 
mit den Beschäftigten gekommen sind, etwa durch Tröpfchenabgabe 
beim Sprechen, sind bei der Reinigung zu berücksichtigen. Solche 
Oberflächen sind beispielsweise Tischplatten, IT-Geräte, Telefonhörer, 
Lenkräder, Schalthebel sowie Werkzeuge. Bedienfelder von Arbeits-
mitteln, die von unterschiedlichen Beschäftigten genutzt werden müs-
sen, sind regelmäßig zu reinigen. Eine vorsorgliche Flächendesinfek-
tion wird nicht als notwendig erachtet.
4.2.8 Arbeitszeit- und Pausengestaltung
(1) Vor dem Hintergrund der zusätzlichen Belastungen durch fehlen-
de Infrastruktur zur Unterstützung des häuslichen Bereichs und der 
allgemeinen Verunsicherung und damit einhergehenden psychischen 
Belastungssituation vieler Beschäftigter kommt der Gestaltung der 
Arbeitszeit eine besondere Bedeutung zu.
(2) Bei Beginn und Ende der Arbeitszeit und der Lage der Pausen ist 
durch geeignete organisatorische Maßnahmen nach Möglichkeit zu 

vermeiden, dass es zu einem engen Zusammentreffen mehrerer Be-
schäftigter (zum Beispiel in Pausenräumen, Kantinen, Umkleideräu-
men, Waschräumen und Duschen), einer erschwerten Umsetzung der 
Abstandsregel oder nicht unerheblichen Verzögerungen für die Be-
schäftigten kommt.
(3) Bei der Aufstellung von Schichtplänen und Arbeitsgruppen sollen zur 
weiteren Verringerung wechselnder innerbetrieblicher Personenkontakte 
möglichst dieselben Personen zu gemeinsamen Schichten bzw. Arbeits-
gruppen eingeteilt werden. Die Zahl der Personen in einer Schicht bzw. 
Arbeitsgruppe soll auf das notwendige Maß reduziert werden.
(4) Bei allen Maßnahmen zur Entzerrung der Belegschaftsdichte ist 
eine zusätzliche Gefährdung durch eine Arbeitserschwernis aufgrund 
der Lage der Arbeitszeit (etwa Nachtarbeit) oder der Dauer der Arbeits-
zeit (zum Beispiel Verlängerung der Schichten oder auch Verkürzung 
von Ruhezeiten) bei der Gefährdungsbeurteilung zu berücksichtigen. 
Die Wirksamkeit bzw. die Folgen dieser Maßnahmen bezüglich der Ge-
sundheit der Beschäftigten, des Auftretens von Unfällen oder Hygie-
nefehlern ist zu überprüfen und die Gefährdungsbeurteilung erforder-
lichenfalls anzupassen.
4.2.9 �Aufbewahrung von Arbeitskleidung und Persönlicher Schutzaus-

rüstung
(1) Die ausschließlich personenbezogene Benutzung von PSA und 
Arbeitskleidung ist sicherzustellen. PSA, die von mehreren Personen 
ohne eine Erhöhung des Infektionsrisikos genutzt werden kann, zum 
Beispiel Absturzsicherungen, kann hiervon ausgenommen werden. 
Dabei hat der Arbeitgeber den Beschäftigten die personenbezogene 
Aufbewahrung von Arbeitsbekleidung und PSA getrennt von Straßen-
kleidung zu ermöglichen, wenn die getrennte Aufbewahrung im Rah-
men einer Gefährdungsbeurteilung als notwendige Schutzmaßnahme 
festgelegt wurde.
(2) Ist die personenbezogene Nutzung von Arbeitskleidung nicht mög-
lich, sind diese vor dem Weiterreichen zu reinigen.
4.2.10 �Zutritt betriebsfremder Personen zu Arbeitsstätten und Be-

triebsgelände
(1) Zur Reduzierung des Ansteckungsrisikos beim Zutritt betriebsfrem-
der Personen in Arbeitsstätten sind die folgenden Maßnahmen zu er-
greifen:
1.	Nutzung von elektronischen Medien zur Kontaktaufnahme, wo dies 

zur Erfüllung der Arbeitsaufgabe möglich ist,
2.	Einsatz von Abtrennungen, wenn die Abstandsregel zwischen Per-

sonen nicht eingehalten werden kann (zum Beispiel transparente 
Abtrennungen bei Publikumsverkehr),

3.	Begrenzung der Zahl gleichzeitig anwesender betriebsfremder Per-
sonen so, dass die Abstandsregel zwischen Personen (auch zu Be-
schäftigten) eingehalten werden kann,

4.	Verwendung von MNB oder medizinischen Gesichtsmasken, wenn 
die Abstandsregel nicht einzuhalten ist und wirksame Abtrennungen 
zwischen Personen nicht durchgängig vorhanden sind.

(2) Soweit es sich nicht nur um Kurzzeitkontakte handelt, sind Be-
triebsfremde hinsichtlich besonderer Schutzmaßnahmen im Betrieb 
durch den Arbeitgeber vor Ort in geeigneter Weise zu informieren. Da-
bei müssen örtliche Gegebenheiten sowie Möglichkeiten zur Nutzung 
von Sanitäreinrichtungen und zur Handhygiene für Betriebsfremde ge-
gebenenfalls berücksichtigt werden.
4.2.11 �Handlungsanweisungen für Verdachtsfälle
Personen mit Symptomen einer Atemwegserkrankung mit Verdacht 
auf eine SARS-CoV-2- Infektion haben der Arbeitsstätte fernzublei-
ben. Besteht der Verdacht auf eine SARS-CoV-2- Infektion, welcher 
sich insbesondere durch Fieber, Husten und Atemnot ergeben kann, 
sind die betroffenen Personen durch den Arbeitgeber aufzufordern, 
die Arbeitsstätte unverzüglich zu verlassen und sich gegebenenfalls in 
ärztliche Behandlung zu begeben.
4.2.12 �Berücksichtigung psychischer Belastungen
(1) Um Beschäftigte vor einer Infektion bei der Arbeit mit SARS-CoV-2 
soweit als möglich zu schützen, sind in den Betrieben vielerorts Neu- 
und Umgestaltungen von Arbeitsplätzen und -abläufen erforderlich. 
Dies beinhaltet zum Teil tiefgreifende Veränderungen der Arbeitsorga-
nisation, der Arbeitsplatz- und Arbeitszeitgestaltung sowie der Art und 
Weise der Kommunikation und Kooperation bei der Arbeit, was wiede-
rum zu psychischen Belastungen führen kann.
(2) Weitere zu berücksichtigende Aspekte der Arbeit mit Auswirkungen 
auf die psychische Belastung der Beschäftigten sind unter anderem 
mögliche konflikthafte Auseinandersetzungen mit Kunden, langan-
dauernde hohe Arbeitsintensität in systemrelevanten Branchen sowie 
Auswirkungen der Kontaktbeschränkungen wie zum Beispiel soziale 
Isolation im Homeoffice.
(3) Diese zusätzlichen psychischen Belastungen sind bei der Bewer-
tung der Belastungssituation der Beschäftigten zu berücksichtigen 
und darauf basierend geeignete Maßnahmen zu ergreifen.*
(4) Akute Folgen der Zunahme der psychischen Belastungsfaktoren 
können ein nicht sicherheitsgerechtes Verhalten, eine steigende Un-
fallgefahr und ein steigendes Gesundheitsrisiko sein.
(5) Für eine fortlaufende Beobachtung der Auswirkungen der Arbeits-
prozesse auf Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit sind insbeson-
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dere die Führungskräfte zu sensibilisieren. Bei Bedarf sind die Arbeits-
schutzexperten, wie zum Beispiel Fachkräfte für Arbeitssicherheit und 
Betriebsärzte sowie andere fachkundige Personen, hinzuziehen.
4.2.13 �Mund-Nase-Bedeckung und Persönliche Schutzausrüstung
(1) Sofern technische und organisatorische Schutzmaßnahmen die 
Gefährdung einer Infektion bei der Arbeit nicht minimieren können, 
sind individuelle Schutzmaßnahmen, die auch die Anwendung von 
MNB, medizinischen Gesichtsmasken, filtrierenden Halbmasken und 
Gesichtsschutzschilden umfassen können, durchzuführen. Dabei sind 
die jeweiligen produktbezogenen Anweisungen zum Anlegen, Ablegen 
sowie zur Reinigung anzuwenden und die betroffenen Personen darin 
zu unterweisen.
Hinweis: Gesichtsschutzschilde sowie Klargesichtsmasken sind kein 
Ersatz für Mund-Nase-Bedeckungen.
(2) Bei Tätigkeiten, bei denen sich das Tragen von MNB der beteiligten 
Personen nicht umsetzen lässt, sind im Rahmen der Gefährdungsbe-
urteilung gleichwertige alternative Maßnahmen abzuleiten und umzu-
setzen. Hierzu sollen die branchenspezifischen Konkretisierungen der 
gesetzlichen Unfallversicherungsträger herangezogen werden.
(3) Die Verwendung von MNB, medizinischen Gesichtsmasken und fil-
trierenden Halbmasken führt zu höheren Belastungen (zum Beispiel 
höherer Atemwiderstand aufgrund des Filterwiderstandes der Filter-
materialien oder Wärmebelastung durch höhere Wärmeisolation der 
Schutzausrüstungen). Es ist insoweit zu prüfen, inwieweit die Trage-
zeiten durch andere Tätigkeiten oder regelmäßige Pausen reduziert 
werden müssen. MNB, medizinische Gesichtsmasken und filtrieren-
de Halbmasken sollen spätestens dann gewechselt werden, wenn sie 
durchfeuchtet sind.
(4) Aufgabe eines Gesichtsschutzschildes ist, den Träger/die Trägerin 
gegen Gefahren von außen zu schützen (Eigenschutz). Ein Nachweis 
des Schutzes für andere Personen (Fremdschutz) ist nicht Bestand-
teil des Zulassungsverfahrens. Eine Filterwirkung ist nicht gegeben. 
Gesichtsschutzschilde können aber bestimmungsgemäß als PSA zum 
Spritzschutz eingesetzt werden, insbesondere in Verbindung mit fil-
trierenden Halbmasken (mindestens FFP2 oder vergleichbar) bei ae-
rosolproduzierenden Tätigkeiten. Sie können so den persönlichen 
Schutz des Trägers/der Trägerin ergänzen.
4.2.14 �Unterweisung und aktive Kommunikation
(1) Arbeitsschutzunterweisungen nach § 12 ArbSchG und den spezi-
fischen Arbeitsschutzvorschriften müssen auch während einer Epi-
demie durchgeführt werden. Entsprechende allgemeine und speziel-
le Anforderungen an Unterweisungen gelten unverändert weiter (zum 
Beispiel zur Dokumentation). Die Durchführung der Unterweisung über 
elektronische Kommunikationsmittel ist in der Epidemiesituation mög-
lich. Dabei ist darauf zu achten, dass eine Verständnisprüfung zwi-
schen den Beschäftigten und dem Unterweisenden erfolgt und jeder-
zeit Rückfragen möglich sind.
(2) Ergibt sich auf Grund der aktualisierten Gefährdungsbeurteilung, 
dass Infektionsgefährdungen am Arbeitsplatz durch die epidemische 
Lage bestehen und zusätzliche Maßnahmen zum Infektionsschutz 
umzusetzen sind, müssen die Beschäftigten in dieser Hinsicht vor Be-
ginn der Tätigkeit und danach in regelmäßigen Abständen sowie bei 
wesentlichen Änderungen hierzu unterwiesen werden.
(3) Bei der Vorbereitung der Unterweisung kann der Arbeitgeber sich 
durch die Fachkraft für Arbeitssicherheit oder die Betriebsärztin bzw. 
den Betriebsarzt beraten lassen. Eine solche Beratung ist vor allem 
dann erforderlich, wenn aufgrund der SARS-CoV-2- Infektionsgefähr-
dung besondere Vorkehrungen für besonders schutzbedürftige Be-
schäftigte in Betracht kommen (siehe Abschnitt 5.4). Um der Verunsi-
cherung und Angst der Beschäftigten durch die Vielzahl an teilweise 
widersprüchlichen Informationen über die Gefährdung durch SARS-
CoV-2 entgegenzuwirken, ist möglichst frühzeitig eine aktive Kommu-
nikation zu den möglichen Gesundheitsrisiken und den getroffenen 
Schutzmaßnahmen erforderlich.
(4) Für die Gewährleistung des Schutzes vor arbeitsbedingten Gefähr-
dungen durch SARS- CoV-2 ist es von Bedeutung, dass alle im Be-
trieb beschäftigten Personen konsequent zu den Übertragungsrisiken 
und -möglichkeiten unterwiesen werden und an der Umsetzung der 
Maßnahmen mitwirken. Für die Unterweisung von Leiharbeitnehmern 
ist der Entleiher unmittelbar verantwortlich. Die relevanten Inhalte der 

Unterweisung für Beschäftigte, die im Rahmen von Dienst- und Werk-
verträgen tätig sind, sind vom Arbeitgeber mit den Arbeitgebern der 
Fremdfirmen abzustimmen, und die Durchführung der Unterweisung 
durch die Fremdfirma ist sicher zu stellen.
(5) Schutzmaßnahmen sind zu erklären und durch Hinweise verständ-
lich zu machen (zum Beispiel durch Hinweisschilder, Aushänge, Bo-
denmarkierungen). Die Unterweisung ist in verständlicher Form und 
Sprache durchzuführen.
(6) Bei Tätigkeiten gemäß BioStoffV ist im Rahmen der Unterweisung 
auch eine allgemeine arbeitsmedizinische Beratung durchzuführen. 
Die mit der arbeitsmedizinischen Vorsorge beauftragte Ärztin oder der 
beauftragte Arzt (in der Regel die Betriebsärztin bzw. der Betriebsarzt) 
ist zu beteiligen.
(7) Bestandteil der Unterweisung sind Informationen zum aktuellen 
Wissensstand, zum Ansteckungsrisiko und dem Risiko einer Neu-
erkrankung bei Rückkehr genesener Beschäftigter, die an COVID-19 
erkrankt waren (siehe auch Abschnitt 5.5 Absatz 5).

5 � Arbeitsmedizinische Prävention

5.1 � Allgemeine Vorbemerkungen

…

5.2 � Arbeitsmedizinische Vorsorge

…

5.3 � Auswertung von SARS-CoV-2-Infektionen bei Beschäftigten

…

5.4 � Umgang mit besonders schutzbedürftigen Beschäftigten

…

5.5 � Rückkehr zur Arbeit nach einer SARS-CoV-2-Infektion oder 
COVID-19- Erkrankung

(1) Beschäftigte, die nach einer COVID-19-Erkrankung zurück an den 
Arbeitsplatz kommen, haben aufgrund eines möglicherweise schwe-
ren Krankheitsverlaufs einen besonderen Unterstützungsbedarf zur 
Bewältigung von arbeitsbedingten physischen und psychischen Be-
lastungen.
(2) Zurückkehrende müssen vor Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit Infor-
mationen darüber bekommen, welche Schutzmaßnahmen aufgrund 
der SARS-CoV-2-Epidemie im Betrieb bzw. der Einrichtung getroffen 
wurden.
(3) Bei einer Arbeitsunfähigkeitsdauer von mehr als sechs Wochen in 
den letzten 12 Monaten ist der Arbeitgeber zudem verpflichtet, den be-
troffenen Beschäftigten ein Betriebliches Eingliederungsmanagement 
gemäß § 167 Absatz 2 SGB IX anzubieten.
(4) Grundsätzlich müssen Beschäftige gegenüber dem Arbeitgeber im 
Falle einer Erkrankung keine Diagnosen oder Krankheitssymptome of-
fenbaren. Gegebenenfalls erforderliche Informationen des Arbeitge-
bers übernimmt das Gesundheitsamt im Rahmen der Quarantänever-
anlassung. Erhält der Arbeitgeber Kenntnis über die Ansteckung einer/
eines Beschäftigten, gilt es, deren/dessen Identität soweit es geht zu 
schützen, um einer Stigmatisierung von Betroffenen vorzubeugen.
(5) Sind konkrete Infektionen bekannt geworden, werden möglicher-
weise einzelne Beschäftigte unsicher sein im Umgang mit zurück-
kehrenden Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern und Ängste haben, sich am 
Arbeitsplatz zu infizieren. Informationen zum aktuellem Wissensstand, 
insbesondere zum Ansteckungsrisiko oder dem Risiko einer Neu-
erkrankung, können zum Abbau von Ängsten beitragen. Ansprech-
partner für Fragen oder Sorgen der Beschäftigten bezüglich ihrer Ge-
sundheit am Arbeitsplatz sind insbesondere Betriebsärzte, Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit oder gegebenenfalls eine Mitarbeiterberatung.

Anhang: Schutzmaßnahmen für besondere Arbeitsstätten und 
Arbeitsplätze sowie besondere betriebliche Einrichtungen

(hier nicht abgedruckt)

*	 Den vollständigen Text und die Literaturverweise finden Sie unter 
dem Downloadlink (siehe am Ende dieser Ausgabe).
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4 Tarifvertrag zur Regelung der Kurzarbeit im Bereich der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände 

(TV COVID)
vom 30. März 2020, in der Fassung des Änderungsvertrages Nr. 1 vom 25. Oktober 2020

Zwischen
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände, 
vertreten durch den Vorstand,

einerseits
und
[den vertragsschließenden Gewerkschaften]1

andererseits
wird Folgendes vereinbart:
Die durch das Corona-Virus (SARS-CoV-2/COVID-19) verursachte 
Pandemie betrifft neben der Gesundheit der Menschen auch deren 
wirtschaftliche Zukunft. Um im Anschluss an die Corona-Krise mög-
lichst schnell wieder auf den dann erforderlichen Personalbedarf re-
agieren zu können, die finanzielle Existenz der Beschäftigten in der 
Krise zu sichern, wirtschaftlichen Schaden von den Arbeitgebern im 
öffentlichen Dienst und öffentlichen Unternehmen abzuhalten, soll das 
Instrument der Kurzarbeit flexibel eingesetzt werden. Vor diesem Hin-
tergrund und zur Festlegung der Rahmenbedingungen für die Kurz-
arbeit treffen die Tarifvertragsparteien die nachfolgenden Regelungen.

§ 1 Geltungsbereich
(1) Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte, die in einem ungekündig-
ten Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber stehen, der Mitglied eines 
Mitgliedverbandes der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberver-
bände (VKA) ist, und von einem bei diesem geltenden Tarifvertrag er-
fasst sind.
(2) Von der Kurzarbeit ausgenommen sind:
–	 Auszubildende, Schülerinnen und Schüler, Dual Studierende sowie 

Praktikantinnen und Praktikanten,
–	 Ausbildende, denen zeitlich überwiegend Tätigkeiten der Ausbil-

dung von Auszubildenden oder Schülerinnen und Schülern bzw. der 
Betreuung von Dual-Studierenden oder Praktikantinnen und Prakti-
kanten übertragen sind oder die ausdrücklich gegenüber Dritten als 
Ausbildende, Praxisanleitende bzw. Betreuende benannt sind, wenn 
zu erwarten ist, dass diese während des Kurzarbeitszeitraumes im 
bisherigen Umfang die Ausbildung bzw. Betreuung durchführen,

–	 Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis während des Kurzarbeitszeit-
raumes aufgrund Aufhebungsvertrag oder deshalb endet, weil ein 
befristeter Arbeitsvertrag nicht verlängert wird,

–	 Schwangere Frauen und werdende Väter, die Elterngeld in Anspruch 
nehmen werden, und bei denen der Bezug von Kurzarbeitergeld in 
den Bemessungszeitraum des Elterngeldes gemäß § 2 BEEG fällt,

–	 Geringfügig Beschäftigte,
–	 Beschäftigte in der Freistellungsphase des Altersteilzeitblockmo-

dells.
(3) 1Dieser Tarifvertrag gilt nicht für Beschäftigte bei einem Arbeitge-
ber im Sinne des Absatzes 1, wenn zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Tarifvertrages eine betriebliche Vereinbarung zur Kurzarbeit 
gilt, die eine Aufstockung auf mindestens 80 Prozent des Nettomo-
natsentgelts im Sinne des § 5 Abs. 1 regelt. 2Dieser Tarifvertrag gilt für 
Beschäftigte bei einem Arbeitgeber im Sinne des Absatzes 1 für die 
Dauer seiner Laufzeit, soweit zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Tarifvertrages eine betriebliche Vereinbarung zur Kurzarbeit gilt, die 
eine Aufstockung auf weniger als 80 Prozent des Nettomonatsentgelts 
im Sinne des § 5 Abs. 1 regelt, mit der Maßgabe, dass, soweit keine 
Aufstockung auf 80 Prozent des Nettomonatsentgelts im Sinne des § 5 
Abs. 1 erreicht wird, der Aufstockungsbetrag im Sinne des § 5 Abs. 1 
80 Prozent beträgt.
(4) Abweichend von Absatz 3 gilt dieser Tarifvertrag nicht für Beschäf-
tigte bei Verkehrsflughäfen und anderen erfassten Unternehmen in 
der Luftverkehrsbranche, wenn eine Betriebsvereinbarung bis zum 
15. Mai 2020 geschlossen wurde bzw. wird oder wenn eine Betriebs-
vereinbarung auch zu einem späteren Zeitpunkt verlängert wird, wenn 
diese eine Aufstockung auf mindestens 80 Prozent des Nettomonats-
entgelts im Sinne des § 5 Abs. 1 regelt. 2Für den Fall, dass eine Be-
triebsvereinbarung nach Satz 1 keine Aufstockung auf mindestens 80 
Prozent des Nettomonatsentgelts im Sinne des § 5 Abs. 1 regelt, gilt 
diese Vereinbarung weiterhin mit der Maßgabe, dass ab dem 16. Mai 
2020 Beschäftigte eine Aufstockung auf 80 Prozent des Nettomonats-
entgelts nach § 5 erhalten; darüber hinaus gelten die Regelungen die-

1	 Vertragschließende Gewerkschaften sind die Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft (ver.di), die zugleich für die Gewerkschaft der 
Polizei (GdP), die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG 
BAU) und die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
handelt, und zum anderen der dbb beamtenbund und tarifunion 
(dbb). Mit beiden Gewerkschaften wurden getrennte, aber inhalts-
gleiche Tarifverträge abgeschlossen.

ses Tarifvertrages nicht und die weiteren Regelungen dieser Vereinba-
rung bleiben unberührt. 3Für den Fall, dass der Abschluss betrieblicher 
Vereinbarungen oder deren Verlängerung im Sinne von Satz 1 nicht 
einvernehmlich möglich ist, werden die Tarifpartner auf Landesebe-
ne unverzüglich in einem Mediationsprozess den Abschluss einer Be-
triebsvereinbarung begleiten und unterstützen; dabei gilt, dass die 
Eckpunkte der Betriebsvereinbarung zur Kurzarbeit sich an den Rege-
lungen anderer Flughafen- und Luftverkehrsunternehmen orientieren 
und vergleichbare Regelungen beinhalten. 4Wird eine Betriebsverein-
barung bei einem Verkehrsflughafen nach erfolgter Mediation nach 
Satz 3 nicht vereinbart oder verlängert, gilt dieser Tarifvertrag mit der 
Maßgabe, dass der Aufstockungsbetrag im Sinne des § 5 Abs. 1 80 
Prozent des Nettomonatsentgelts beträgt.

§ 2 �Voraussetzungen der Einführung und Ausgestaltung der 
Kurzarbeit

(1) 1Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen gemäß SGB III 
und Kurzarbeitergeldverordnung kann durch den Arbeitgeber Kurz-
arbeit angeordnet werden. 2Die Anordnung der Kurzarbeit bedarf der 
Beteiligung des Betriebs- oder Personalrats im Rahmen des Antrags-
verfahrens nach § 99 SGB III. 3Die gesetzlichen Rechte des Betriebs- 
oder Personalrats bleiben darüber hinaus bestehen, soweit durch die-
sen Tarifvertrag keine abschließende Regelung getroffen wird.
(2) 1Arbeitgeber und Betriebsrat verständigen sich im Rahmen der Mit-
bestimmungsrechte des Betriebsrats über die nähere Ausgestaltung 
der Kurzarbeit. 2Im Zuständigkeitsbereich der Personalräte verständi-
gen sich Arbeitgeber und der Personalrat über die nähere Ausgestal-
tung der Kurzarbeit im Rahmen der Reichweite der Beteiligungsrechte 
nach den jeweiligen landesrechtlichen Personalvertretungsgesetzen. 
3Die Regelungen dieses Tarifvertrages sind abschließend und stehen 
Vereinbarungen auf betrieblicher Ebene nicht offen.
(3) 1Die Einführung von Kurzarbeit ist mit einer Frist von sieben Kalen-
dertagen in betriebsüblicher Weise anzukündigen. 2Die angekündig-
te Kurzarbeit kann nur innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach 
Ablauf der Ankündigungsfrist eingeführt werden. 3Nach Ablauf dieser 
Frist ohne Einführung der Kurzarbeit oder bei einer mindestens sechs-
wöchigen Unterbrechung der Kurzarbeit durch Vollarbeit muss vor 
Aufnahme beziehungsweise Weiterführung der Kurzarbeit die Ankün-
digung wiederholt werden.
Protokollerklärung zu Absatz 3 Satz 1:
Für den Monat April 2020 gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass die Ein-
führung von Kurzarbeit mit einer Frist von drei Kalendertagen anzu-
kündigen ist.

§ 3 Umfang und Höchstdauer der Kurzarbeit
1Die Kurzarbeit kann in Betrieben und Dienststellen sowie Teilen der-
selben, nicht jedoch für einzelne Beschäftigte, eingeführt werden. 2Zu 
den Betrieben und Dienststellen nach Satz 1 gehören unter anderem 
auch Regie- und Eigenbetriebe, Anstalten, Körperschaften und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts, eigenbetriebsähnliche Einrichtungen 
sowie sonstige kommunale Einrichtungen. 3Die Kurzarbeit kann für die 
Dauer von bis zu 21 Monaten eingeführt werden, sie endet spätestens 
am 31. Dezember 2020. 4Die Kurzarbeit kann bis zu einer Herabset-
zung der Arbeitszeit auf null Stunden eingeführt werden.

§ 4 �Anzeige bei der Agentur für Arbeit - Information des Be-
triebs- oder Personalrats

(1) 1Der Arbeitgeber stellt im Falle der Notwendigkeit von Kurzarbeit 
unverzüglich bei der zuständigen Agentur für Arbeit die Anträge zur 
Gewährung von Kurzarbeitergeld. 2Der Betriebs- oder Personalrat er-
hält Kopien der dafür erforderlichen Unterlagen.
(2) 1Der Betriebs- oder Personalrat wird vom Arbeitgeber wöchentlich 
über die Entwicklung der Lage informiert. 2Zur Vorbereitung sind dem 
Betriebs- oder Personalrat frühzeitig die erforderlichen Unterlagen in 
geeigneter Weise zur Verfügung zu stellen. 3Insbesondere ist dem Be-
triebs- oder Personalrat darzulegen, weshalb Kurzarbeit in welchen 
Bereichen eingeführt, verändert, ausgeweitet oder beendet werden 
soll und weshalb welche Beschäftigte in welchen Bereichen in welcher 
Weise davon betroffen sind und betroffen sein werden.

§ 5 Aufstockung des Kurzarbeitergeldes
(1) 1Die Beschäftigten, die von der Kurzarbeit betroffen sind, erhalten 
vom Arbeitgeber zusätzlich zum verkürzten Entgelt und dem von der 
Agentur für Arbeit zu erwartenden Kurzarbeitergeld eine Aufstockung 
auf
–	 in den Entgeltgruppen 1 bis 10 (Anlage A zum TVöD) 95 Prozent,
–	 in den Entgeltgruppen 11 bis 15 (Anlage A zum TVöD) 90 Prozent
des Nettomonatsentgelts, das sie in den drei vollen Kalendermona-
ten vor Einführung der Kurzarbeit durchschnittlich erhalten haben. 
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2Bei der Ermittlung des Nettomonatsentgelts nach Satz 1 bleiben 
das zusätzlich für Überstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit 
Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Überstunden und Mehr-
arbeit), leistungs- oder erfolgsabhängige Entgelte oder Prämienzah-
lungen, jährliche Sonderzahlungen, an eine bestimmte Dauer der 
Beschäftigungszeit anknüpfende Entgelte oder Prämienzahlungen, 
Zahlungen aufgrund des Todes von Beschäftigten sowie sonstige ein-
malige Sonderzahlungen unberücksichtigt. 3Das für die Aufstockung 
des Kurzarbeitergeldes maßgebliche Nettomonatsentgelt ist durch die 
Beitragsbemessungsgrenze im Sinne des SGB III begrenzt. 4Die Be-
rechnung des für die Aufstockung erforderlichen Bruttobetrages kann 
im pauschalierten Berechnungsverfahren ermittelt werden, bei dem 
auf ganze 10 Euro kaufmännisch gerundet werden kann.
(2) Ungekürzt weitergezahlt werden Urlaubsentgelt und Urlaubsgeld, 
vermögenswirksame Leistungen sowie Jahressonderzahlung bzw. 
Sparkassensonderzahlung.
(3) Die Aufstockung zum Kurzarbeitergeld ist zusatzversorgungs-
pflichtiges Entgelt.
(4) Bei der Lohn- und Gehaltsabrechnung sollen die tariflichen Ent-
gelte, Kurzarbeitergeld und Aufstockung gesondert ausgewiesen wer-
den.
(5) Der Aufstockungsbetrag ist kein monatliches Entgelt und wird des-
halb bei tariflichen Leistungen, deren Höhe vom Entgelt abhängig ist, 
nicht berücksichtigt.
Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 1:
1Die Regelungen des § 1 Abs. 3 der Anlage zu § 56 BT-V (VKA), § 51a 
Abs. 1 Satz 2 und § 52 Abs. 3 BT-B sowie § 52 Abs. 1 Satz 2 BT-K 
gelten entsprechend. 2Außerhalb des Geltungsbereichs des TVöD er-
halten die Beschäftigten eine Aufstockung auf 90 Prozent des Netto-
monatsentgelts, wenn der gemittelte Wert der jeweiligen Entgeltgrup-
pe (Mittelwert über alle Stufen der jeweiligen Entgeltgruppe) oberhalb 
von 4.399,36 Euro liegt; wenn der gemittelte Wert der jeweiligen Ent-
geltgruppe (Mittelwert über alle Stufen der jeweiligen Entgeltgruppe) 
gleich oder unter 4.399,36 Euro liegt, erhalten sie eine Aufstockung auf 
95 Prozent des Nettomonatsentgelts.

§ 6 �Zahlung des Kurzarbeitergeldes und des Aufstockungsbe-
trages

(1) 1Das Kurzarbeitergeld und der Aufstockungsbetrag werden zum 
Zeitpunkt der tariflich geregelten monatlichen Entgeltzahlung durch 
den Arbeitgeber gezahlt. 2Dies gilt unabhängig von dem Zahlungszeit-
punkt durch die Agentur für Arbeit.
(2) Verweigert die Agentur für Arbeit die Zahlung von Kurzarbeitergeld, 
so findet dieser Tarifvertrag keine Anwendung.

§ 7 Betriebsbedingte Kündigungen, Wiedereinstellung
(1) Der Ausspruch betriebsbedingter Beendigungskündigungen ist für 
die Dauer der angeordneten Kurzarbeit und von drei Monaten nach 
deren Beendigung für diejenigen Beschäftigten ausgeschlossen, die 
sich aufgrund der Anordnung in Kurzarbeit befinden.
(2) Beschäftigte, deren befristeter Arbeitsvertrag aufgrund der Kurz-
arbeit nicht verlängert wurde, sind bei entsprechender Eignung vor-
rangig wiedereinzustellen, wenn ursprünglich vorhandene und infolge 
der Kurzarbeit abgebaute Arbeitsplätze wieder neu geschaffen und zu 
besetzen sind.

§ 8 Überstunden/Mehrarbeit
1Während der Kurzarbeit darf gegenüber den von der Kurzarbeit be-
troffenen Beschäftigten keine Überstunden- oder Mehrarbeit ange-

ordnet, geduldet oder gebilligt werden. 2In Notfällen kann davon abge-
wichen werden, wenn Überstunden oder Mehrarbeit im unmittelbaren 
zeitlichen Zusammenhang ausgeglichen werden. 3Das Mitbestim-
mungsrecht des Betriebs- oder Personalrats bleibt hiervon unberührt.

§ 9 Urlaub/Arbeitszeitkonten
(1) 1Der Anspruch auf Erholungsurlaub wird durch Zeiten, in denen 
Kurzarbeit geleistet wird, nicht vermindert. 2Der Beschäftigte ist be-
rechtigt, während der Kurzarbeit Urlaub anzutreten. 3Der Urlaub ist 
vom Arbeitgeber zu gewähren, soweit der Urlaub rechtzeitig vor dem 
beabsichtigten Urlaubsbeginn beantragt wird und keine dringenden 
betrieblichen Belange entgegenstehen. 4Für die Dauer des Urlaubs 
werden die Beschäftigten von der Kurzarbeit ausgenommen.
(2) 1Guthaben auf Arbeitszeitkonten werden vor Beginn der Kurzarbeit 
abgebaut. 2Dies gilt nicht für die in § 96 Abs. 4 Satz 3 und 4 SGB III 
genannten Guthaben und Guthaben, deren Abbau durch Regelungen 
auf betrieblicher Ebene zwingend ausgeschlossen ist. 3Der Aufbau ne-
gativer Arbeitszeitsalden ist ausgeschlossen.
(3) 1Für Beschäftigte in der Arbeitsphase des Altersteilzeitblockmo-
dells kann § 10 TV FlexAZ entsprechend angewendet werden. 2Die 
Aufstockung gemäß § 5 Abs. 1 ist kein Regelarbeitsentgelt im Sinne 
von § 7 Abs. 3 Satz 2 TV FlexAZ.
Protokollerklärung zu §§ 8 und 9:
Unberührt bleiben die Möglichkeiten zur Nutzung des Ausgleichszeit-
raums von einem Jahr nach § 6 Abs. 2 Satz 1 TVöD und von bestehen-
den Gleitzeitregelungen.

§ 10 Veränderung der Kurzarbeit
(1) 1Bei Unterbrechung, Verlängerung oder Beendigung der Kurzarbeit 
sind Betriebs- oder Personalrat im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte 
einzubeziehen. 2Die Änderungen müssen mit einer Frist von mindes-
tens drei Arbeitstagen angekündigt werden.
(2) 1Bei Ausweitung der Kurzarbeit sind Betriebs- oder Personalrat 
im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte einzubeziehen. 2Die Ausweitung 
muss mit einer Frist von mindestens sieben Arbeitstagen angekündigt 
werden.

§ 11 Besondere Bestimmungen
(1) 1Der Tarifvertrag ist für die besondere Situation der COVID-19-Pan-
demie abgeschlossen. 2Er tritt am 1. April 2020 in Kraft und hat eine 
Laufzeit bis zum 31. Dezember 2021.
(2) Die Nachwirkung ist ausgeschlossen.

Niederschriftserklärungen
1. Zu § 1:
Zielrichtung dieses Tarifvertrages ist grundsätzlich nicht die kommunale 
Kernverwaltung (Personal, Bauverwaltung, Sozial- und Erziehungsdienst, 
sofern sie kommunal getragen werden), Ordnungs- und Hoheitsverwal-
tung.
2. Zu Protokollerklärung zu § 5 Absatz 1 Satz 1:
Die Herleitung des Wertes in der Protokollerklärung ist immer der ge-
mittelte Wert der Entgeltgruppe 11 (Anlage A zum TVöD) in der aktu-
ellen Fassung. Im Falle einer Entgelterhöhung während der Laufzeit 
dieses Tarifvertrages ist der Wert zu ermitteln und anzupassen.
3. Zu § 10:
Die Tarifvertragsparteien verpflichten sich, bis zum 31. Oktober 2021 
die aktuelle Situation zu bewerten und ggf. Gespräche zur Neubewer-
tung der Regelungen des TV COVID zu führen.

5 Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge 
(Teilzeit- und Befristungsgesetz – TzBfG)

Vom 21. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1966), zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes 
vom 22. November 2019 (BGBl. I S. 1746)

ERSTER ABSCHNITT
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Zielsetzung
Ziel des Gesetzes ist, Teilzeitarbeit zu fördern, die Voraussetzungen 
für die Zulässigkeit befristeter Arbeitsverträge festzulegen und die 
Diskriminierung von teilzeitbeschäftigten und befristet beschäftigten 
Arbeitnehmern zu verhindern.

§ 2 Begriff des teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmers
(1) Teilzeitbeschäftigt ist ein Arbeitnehmer, dessen regelmäßige 
Wochenarbeitszeit kürzer ist als die einesvergleichbaren vollzeitbe
schäftigten Arbeitnehmers. Ist eine regelmäßige Wochenarbeitszeit 
nicht vereinbart, so ist ein Arbeitnehmer teilzeitbeschäftigt, wenn sei-
ne regelmäßige Arbeitszeit im Durchschnitt eines bis zu einem Jahr 
reichenden Beschäftigungszeitraums unter der eines vergleichbaren 

vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers liegt. Vergleichbar ist ein voll-
zeitbeschäftigter Arbeitnehmer des Betriebes mit derselben Art des 
Arbeitsverhältnisses und der gleichen oder einer ähnlichen Tätigkeit. 
Gibt es im Betrieb keinen vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Arbeit-
nehmer, so ist der vergleichbare vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer auf 
Grund des anwendbaren Tarifvertrages zu bestimmen; in allen ande-
ren Fällen ist darauf abzustellen, wer im jeweiligen Wirtschaftszweig 
üblicherweise als vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer 
anzusehen ist.

(2) Teilzeitbeschäftigt ist auch ein Arbeitnehmer, der eine geringfügige 
Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch ausübt.

§ 3 Begriff des befristet beschäftigten Arbeitnehmers
(1) Befristet beschäftigt ist ein Arbeitnehmer mit einem auf bestimmte 
Zeit geschlossenen Arbeitsvertrag. Ein auf bestimmte Zeit geschlos-
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sener Arbeitsvertrag (befristeter Arbeitsvertrag) liegt vor, wenn seine 
Dauer kalendermäßig bestimmt ist (kalendermäßig befristeter Arbeits-
vertrag) oder sich aus Art, Zweck oder Beschaffenheit der Arbeitsleis-
tung ergibt (zweckbefristeter Arbeitsvertrag).
(2) Vergleichbar ist ein unbefristet beschäftigter Arbeitnehmer des Be-
triebes mit der gleichen oder einerähnlichen Tätigkeit. Gibt es im Be-
trieb keinen vergleichbaren unbefristet beschäftigten Arbeitnehmer, 
so ist der vergleichbare unbefristet beschäftigte Arbeitnehmer auf 
Grund des anwendbaren Tarifvertrages zu bestimmen; in allen ande-
ren Fällen ist darauf abzustellen, wer im jeweiligen Wirtschaftszweig 
üblicherweise als vergleichbarer unbefristet beschäftigter Arbeitneh-
mer anzusehen ist.

§ 4 Verbot der Diskriminierung
(1) Ein teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmer darf wegen der Teilzeitarbeit 
nicht schlechter behandelt werden als ein vergleichbarer vollzeitbe-
schäftigter Arbeitnehmer, es sei denn, dass sachliche Gründe eine 
unterschiedliche Behandlung rechtfertigen. Einem teilzeitbeschäftig-
ten Arbeitnehmer ist Arbeitsentgelt oder eine andere teilbare geldwer-
te Leistung mindestens in dem Umfang zu gewähren, der dem Anteil 
seiner Arbeitszeit an der Arbeitszeit eines vergleichbaren vollzeitbe-
schäftigten Arbeitnehmers entspricht.
(2) Ein befristet beschäftigter Arbeitnehmer darf wegen der Befristung 
des Arbeitsvertrages nicht schlechter behandelt werden, als ein ver-
gleichbarer unbefristet beschäftigter Arbeitnehmer, es sei denn, dass 
sachliche Gründe eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen. 
Einem befristet beschäftigten Arbeitnehmer ist Arbeitsentgelt oder 
eine andere teilbare geldwerte Leistung, die für einen bestimmten Be-
messungszeitraum gewährt wird, mindestens in dem Umfang zu ge-
währen, der dem Anteil seiner Beschäftigungsdauer am Bemessungs-
zeitraum entspricht. Sind bestimmte Beschäftigungsbedingungen von 
der Dauer des Bestehens des Arbeitsverhältnisses in demselben Be-
trieb oder Unternehmen abhängig, so sind für befristet beschäftigte 
Arbeitnehmer dieselben Zeiten zu berücksichtigen wie für unbefristet 
beschäftigte Arbeitnehmer, es sei denn, dass eine unterschiedliche 
Berücksichtigung aus sachlichen Gründen gerechtfertigt ist.

§ 5 Benachteiligungsverbot
Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer nicht wegen der Inanspruch-
nahme von Rechten nach diesem Gesetz benachteiligen.

ZWEITER ABSCHNITT
Teilzeitarbeit

§ 6 Förderung von Teilzeitarbeit
Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmern, auch in leitenden Positionen, 
Teilzeitarbeit nach Maßgabe dieses Gesetzes zu ermöglichen.

§ 7 Ausschreibung; Erörterung; Information über freie Arbeits-
plätze
(1) Der Arbeitgeber hat einen Arbeitsplatz, den er öffentlich oder inner-
halb des Betriebes ausschreibt, auch als Teilzeitarbeitsplatz auszu-
schreiben, wenn sich der Arbeitsplatz hierfür eignet.
(2) Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitnehmer dessen Wunsch nach 
Veränderung von Dauer oder Lage oder von Dauer und Lage seiner 
vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zu erörtern. Dies gilt unabhängig 
vom Umfang der Arbeitszeit. Der Arbeitnehmer kann ein Mitglied der 
Arbeitnehmervertretung zur Unterstützung oder Vermittlung hinzuzie-
hen.
(3) Der Arbeitgeber hat einen Arbeitnehmer, der ihm den Wunsch nach 
einer Veränderung von Dauer oder Lage oder von Dauer und Lage sei-
ner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit angezeigt hat, über entspre-
chende Arbeitsplätze zu informieren, die im Betrieb oder Unternehmen 
besetzt werden sollen.
(4) Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmervertretung über angezeigte 
Arbeitszeitwünsche nach Absatz 2 sowie über Teilzeitarbeit im Betrieb 
und Unternehmen zu informieren, insbesondere über vorhandene oder 
geplante Teilzeitarbeitsplätze und über die Umwandlung von Teilzeit-
arbeitsplätzen in Vollzeitarbeitsplätze oder umgekehrt. Der Arbeitneh-
mervertretung sind auf Verlangen die erforderlichen Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen; § 92 des Betriebsverfassungsgesetzes bleibt 
unberührt.

§ 8 Zeitlich nicht begrenzte Verringerung der Arbeitszeit
(1) Ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis länger als sechs Mona-
te bestanden hat, kann verlangen, dass seine vertraglich vereinbarte 
Arbeitszeit verringert wird.
(2) Der Arbeitnehmer muss die Verringerung seiner Arbeitszeit und den 
Umfang der Verringerung spätestens drei Monate vor deren Beginn in 
Textform geltend machen. Er soll dabei die gewünschte Verteilung der 
Arbeitszeit angeben.
(3) Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitnehmer die gewünschte Verrin-
gerung der Arbeitszeit mit dem Ziel zu erörtern, zu einer Vereinbarung 
zu gelangen. Er hat mit dem Arbeitnehmer Einvernehmen über die von 
ihm festzulegende Verteilung der Arbeitszeit zu erzielen.

(4) Der Arbeitgeber hat der Verringerung der Arbeitszeit zuzustimmen 
und ihre Verteilung entsprechendden Wünschen des Arbeitnehmers 
festzulegen, soweit betriebliche Gründe nicht entgegenstehen. Ein be-
trieblicher Grund liegt insbesondere vor, wenn die Verringerung der 
Arbeitszeit die Organisation, den Arbeitsablauf oder die Sicherheit im 
Betrieb wesentlich beeinträchtigt oder unverhältnismäßige Kosten ver-
ursacht. Die Ablehnungsgründe können durch Tarifvertrag festgelegt 
werden. Im Geltungsbereich eines solchen Tarifvertrages können nicht 
tarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung der ta-
riflichen Regelungen über die Ablehnungsgründe vereinbaren.
(5) Die Entscheidung über die Verringerung der Arbeitszeit und ihre 
Verteilung hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer spätestens einen 
Monat vor dem gewünschten Beginn der Verringerung in Textform 
mitzuteilen. Haben sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht nach Ab-
satz 3 Satz 1 über die Verringerung der Arbeitszeit geeinigt und hat der 
Arbeitgeber die Arbeitszeitverringerung nicht spätestens einen Monat 
vor deren gewünschtem Beginn in Textform abgelehnt, verringert sich 
die Arbeitszeit in dem vom Arbeitnehmer gewünschten Umfang. Ha-
ben Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die Verteilung der Arbeitszeit 
kein Einvernehmen nach Absatz 3 Satz 2 erzielt und hat der Arbeitge-
ber nicht spätestens einen Monat vor dem gewünschten Beginn der 
Arbeitszeitverringerung die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit in 
Textform abgelehnt, gilt die Verteilung der Arbeitszeit entsprechend 
den Wünschen des Arbeitnehmers als festgelegt. Der Arbeitgeber 
kann die nach Satz 3 oder Absatz 3 Satz 2 festgelegte Verteilung der 
Arbeitszeit wieder ändern, wenn das betriebliche Interesse daran das 
Interesse des Arbeitnehmers an der Beibehaltung erheblich überwiegt 
und der Arbeitgeber die Änderung spätestens einen Monat vorher an-
gekündigt hat.
(6) Der Arbeitnehmer kann eine erneute Verringerung der Arbeits-
zeit frühestens nach Ablauf von zwei Jahrenverlangen, nachdem der 
Arbeitgeber einer Verringerung zugestimmt oder sie berechtigt abge-
lehnt hat.
(7) Für den Anspruch auf Verringerung der Arbeitszeit gilt die Voraus-
setzung, dass der Arbeitgeber, unabhängigvon der Anzahl der Per-
sonen in Berufsbildung, in der Regel mehr als 15 Arbeitnehmer be-
schäftigt.

§ 9 Verlängerung der Arbeitszeit
Der Arbeitgeber hat einen teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer, der 
ihm in Textform den Wunsch nach einer Verlängerung seiner vertrag-
lich vereinbarten Arbeitszeit angezeigt hat, bei der Besetzung eines 
Arbeitsplatzes bevorzugt zu berücksichtigen, es sei denn, dass
1.	es sich dabei nicht um einen entsprechenden freien Arbeitsplatz 

handelt oder
2.	der teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer nicht mindestens gleich ge-

eignet ist wie ein anderer vom Arbeitgeber bevorzugter Bewerber 
oder

3.	Arbeitszeitwünsche anderer teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmer oder
4.	dringende betriebliche Gründe entgegenstehen.
Ein freier zu besetzender Arbeitsplatz liegt vor, wenn der Arbeitgeber 
die Organisationsentscheidung getroffen hat, diesen zu schaffen oder 
einen unbesetzten Arbeitsplatz neu zu besetzen.

§ 9a Zeitlich begrenzte Verringerung der Arbeitszeit
(1) Ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis länger als sechs Mo-
nate bestanden hat, kann verlangen, dass seine vertraglich vereinbar-
te Arbeitszeit für einen im Voraus zu bestimmenden Zeitraum verrin-
gert wird. Der begehrte Zeitraum muss mindestens ein Jahr und darf 
höchstens fünf Jahre betragen. Der Arbeitnehmer hat nur dann einen 
Anspruch auf zeitlich begrenzte Verringerung der Arbeitszeit, wenn 
der Arbeitgeber in der Regel mehr als 45 Arbeitnehmer beschäftigt.
(2) Der Arbeitgeber kann das Verlangen des Arbeitnehmers nach Ver-
ringerung der Arbeitszeit ablehnen, soweit betriebliche Gründe ent-
gegenstehen; § 8 Absatz 4 gilt entsprechend. Ein Arbeitgeber, der in 
der Regel mehr als 45, aber nicht mehr als 200 Arbeitnehmer beschäf-
tigt, kann das Verlangen eines Arbeitnehmers auch ablehnen, wenn 
zum Zeitpunkt des begehrten Beginns der verringerten Arbeitszeit bei 
einer Arbeitnehmerzahl von in der Regel
1.	 mehr als 45 bis 60 bereits mindestens vier,
2.	 mehr als 60 bis 75 bereits mindestens fünf,
3.	 mehr als 75 bis 90 bereits mindestens sechs,
4.	 mehr als 90 bis 105 bereits mindestens sieben,
5.	 mehr als 105 bis 120 bereits mindestens acht,
6.	 mehr als 120 bis 135 bereits mindestens neun,
7.	 mehr als 135 bis 150 bereits mindestens zehn,
8.	 mehr als 150 bis 165 bereits mindestens elf,
9.	 mehr als 165 bis 180 bereits mindestens zwölf,
10.	mehr als 180 bis 195 bereits mindestens 13,
11.	mehr als 195 bis 200 bereits mindestens 14
andere Arbeitnehmer ihre Arbeitszeit nach Absatz 1 verringert haben.
(3) Im Übrigen gilt für den Umfang der Verringerung der Arbeitszeit 
und für die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit § 8 Absatz 2 bis 5. 
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Für den begehrten Zeitraum der Verringerung der Arbeitszeit sind § 8 
Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 sowie Absatz 5 Satz 1 und 
2 entsprechend anzuwenden.
(4) Während der Dauer der zeitlich begrenzten Verringerung der 
Arbeitszeit kann der Arbeitnehmer keine weitere Verringerung und kei-
ne Verlängerung seiner Arbeitszeit nach diesem Gesetz verlangen; § 9 
findet keine Anwendung.
(5) Ein Arbeitnehmer, der nach einer zeitlich begrenzten Verringerung 
der Arbeitszeit nach Absatz 1 zu seiner ursprünglichen vertraglich ver-
einbarten Arbeitszeit zurückgekehrt ist, kann eine erneute Verringe-
rung der Arbeitszeit nach diesem Gesetz frühestens ein Jahr nach der 
Rückkehr zur ursprünglichen Arbeitszeit verlangen. Für einen erneuten 
Antrag auf Verringerung der Arbeitszeit nach berechtigter Ablehnung 
auf Grund entgegenstehender betrieblicher Gründe nach Absatz 2 
Satz 1 gilt § 8 Absatz 6 entsprechend. Nach berechtigter Ablehnung 
auf Grund der Zumutbarkeitsregelung nach Absatz 2 Satz 2 kann der 
Arbeitnehmer frühestens nach Ablauf von einem Jahr nach der Ableh-
nung erneut eine Verringerung der Arbeitszeit verlangen.
(6) Durch Tarifvertrag kann der Rahmen für den Zeitraum der Arbeits-
zeitverringerung abweichend von Absatz 1 Satz 2 auch zuungunsten 
des Arbeitnehmers festgelegt werden.
(7) Bei der Anzahl der Arbeitnehmer nach Absatz 1 Satz 3 und Ab-
satz 2 sind Personen in Berufsbildung nicht zu berücksichtigen.

§ 10 Aus- und Weiterbildung
Der Arbeitgeber hat Sorge zu tragen, dass auch teilzeitbeschäftigte 
Arbeitnehmer an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen zur Förderung 
der beruflichen Entwicklung und Mobilität teilnehmen können, es sei 
denn, dass dringende betriebliche Gründe oder Aus- und Weiterbil-
dungswünsche anderer teilzeit- oder vollzeitbeschäftigter Arbeitneh-
mer entgegenstehen.

§ 11 Kündigungsverbot
Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses wegen der Weigerung eines 
Arbeitnehmers, von einem Vollzeitin ein Teilzeitarbeitsverhältnis oder 
umgekehrt zu wechseln, ist unwirksam. Das Recht zur Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses aus anderen Gründen bleibt unberührt.

§ 12 Arbeit auf Abruf
(1) Arbeitgeber und Arbeitnehmer können vereinbaren, dass der 
Arbeitnehmer seine Arbeitsleistungentsprechend dem Arbeitsanfall zu 
erbringen hat (Arbeit auf Abruf). Die Vereinbarung muss eine bestimm-
te Dauer der wöchentlichen und täglichen Arbeitszeit festlegen. Wenn 
die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit nicht festgelegt ist, gilt eine 
Arbeitszeit von 20 Stunden als vereinbart. Wenn die Dauer der täg-
lichen Arbeitszeit nicht festgelegt ist, hat der Arbeitgeber die Arbeits-
leistung des Arbeitnehmers jeweils für mindestens drei aufeinander 
folgende Stunden in Anspruch zu nehmen.
(2) Ist für die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit nach Absatz 1 Satz 
2 eine Mindestarbeitszeit vereinbart, darf der Arbeitgeber nur bis zu 
25 Prozent der wöchentlichen Arbeitszeit zusätzlich abrufen. Ist für 
die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit nach Absatz 1 Satz 2 eine 
Höchstarbeitszeit vereinbart, darf der Arbeitgeber nur bis zu 20 Pro-
zent der wöchentlichen Arbeitszeit weniger abrufen.
(3) Der Arbeitnehmer ist nur zur Arbeitsleistung verpflichtet, wenn der 
Arbeitgeber ihm die Lage seiner Arbeitszeit jeweils mindestens vier 
Tage im Voraus mitteilt.
(4) Zur Berechnung der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall ist die 
maßgebende regelmäßige Arbeitszeit im Sinne von § 4 Absatz 1 des 
Entgeltfortzahlungsgesetzes die durchschnittliche Arbeitszeit der letz-
ten drei Monate vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit (Referenzzeitraum). 
Hat das Arbeitsverhältnis bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit keine drei 
Monate bestanden, ist der Berechnung des Entgeltfortzahlungsan-
spruchs die durchschnittliche Arbeitszeit dieses kürzeren Zeitraums 
zugrunde zu legen. Zeiten von Kurzarbeit, unverschuldeter Arbeits-
versäumnis, Arbeitsausfällen und Urlaub im Referenzzeitraum bleiben 
außer Betracht. Für den Arbeitnehmer günstigere Regelungen zur Be-
rechnung der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall finden Anwendung.
(5) Für die Berechnung der Entgeltzahlung an Feiertagen nach § 2 Ab-
satz 1 des Entgeltfortzahlungsgesetzes gilt Absatz 4 entsprechend.
(6) Durch Tarifvertrag kann von den Absätzen 1 und 3 auch zuungunsten 
des Arbeitnehmers abgewichenwerden, wenn der Tarifvertrag Regelun-
gen über die tägliche und wöchentliche Arbeitszeit und die Vorankün-
digungsfrist vorsieht. Im Geltungsbereich eines solchen Tarifvertrages 
können nicht tarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwen-
dung der tariflichen Regelungen über die Arbeit auf Abruf vereinbaren.

§ 13 Arbeitsplatzteilung
(1) Arbeitgeber und Arbeitnehmer können vereinbaren, dass mehrere 
Arbeitnehmer sich die Arbeitszeit an einem Arbeitsplatz teilen (Arbeits-
platzteilung). Ist einer dieser Arbeitnehmer an der Arbeitsleistung ver-
hindert, sind die anderen Arbeitnehmer zur Vertretung verpflichtet, 
wenn sie der Vertretung im Einzelfall zugestimmt haben. Eine Pflicht 
zur Vertretung besteht auch, wenn der Arbeitsvertrag bei Vorliegen 
dringender betrieblicher Gründe eine Vertretung vorsieht und diese im 
Einzelfall zumutbar ist.

(2) Scheidet ein Arbeitnehmer aus der Arbeitsplatzteilung aus, so ist 
die darauf gestützte Kündigung des Arbeitsverhältnisses eines ande-
ren in die Arbeitsplatzteilung einbezogenen Arbeitnehmers durch den 
Arbeitgeber unwirksam. Das Recht zur Änderungskündigung aus die-
sem Anlass und zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses aus anderen 
Gründen bleibt unberührt.
(3) Die Absätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, wenn sich 
Gruppen von Arbeitnehmern auf bestimmten Arbeitsplätzen in fest-
gelegten Zeitabschnitten abwechseln, ohne dass eine Arbeitsplatztei-
lung im Sinne des Absatzes 1 vorliegt.
(4) Durch Tarifvertrag kann von den Absätzen 1 und 3 auch zuunguns-
ten des Arbeitnehmers abgewichenwerden, wenn der Tarifvertrag Re-
gelungen über die Vertretung der Arbeitnehmer enthält. Im Geltungs-
bereich eines solchen Tarifvertrages können nicht tarifgebundene 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen Rege-
lungen über die Arbeitsplatzteilung vereinbaren.

DRITTER ABSCHNITT
Befristete Arbeitsverträge

§ 14 Zulässigkeit der Befristung
(1) Die Befristung eines Arbeitsvertrages ist zulässig, wenn sie durch 
einen sachlichen Grund gerechtfertigt ist. Ein sachlicher Grund liegt 
insbesondere vor, wenn
1.	der betriebliche Bedarf an der Arbeitsleistung nur vorübergehend 

besteht,
2.	die Befristung im Anschluss an eine Ausbildung oder ein Studium 

erfolgt, um den Übergang des Arbeitnehmers in eine Anschlussbe-
schäftigung zu erleichtern,

3.	der Arbeitnehmer zur Vertretung eines anderen Arbeitnehmers be-
schäftigt wird,

4.	die Eigenart der Arbeitsleistung die Befristung rechtfertigt,
5.	die Befristung zur Erprobung erfolgt,
6.	in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe die Befristung 

rechtfertigen,
7.	der Arbeitnehmer aus Haushaltsmitteln vergütet wird, die haus-

haltsrechtlich für eine befristete Beschäftigung bestimmt sind, und 
er entsprechend beschäftigt wird oder

8.	die Befristung auf einem gerichtlichen Vergleich beruht.
(2) Die kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vor-
liegen eines sachlichen Grundes ist bis zur Dauer von zwei Jahren 
zulässig; bis zu dieser Gesamtdauer von zwei Jahren ist auch die 
höchstens dreimalige Verlängerung eines kalendermäßig befristeten 
Arbeitsvertrages zulässig. Eine Befristung nach Satz 1 ist nicht zu-
lässig, wenn mit demselben Arbeitgeber bereits zuvor ein befristetes 
oder unbefristetes Arbeitsverhältnis bestanden hat. Durch Tarifver-
trag kann die Anzahl der Verlängerungen oder die Höchstdauer der 
Befristung abweichend von Satz 1 festgelegt werden. Im Geltungs-
bereich eines solchen Tarifvertrages können nicht tarifgebundene 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen Rege-
lungen vereinbaren.
(2a) In den ersten vier Jahren nach der Gründung eines Unternehmens 
ist die kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorlie-
gen eines sachlichen Grundes bis zur Dauer von vier Jahren zulässig; 
bis zu dieser Gesamtdauer von vier Jahren ist auch die mehrfache Ver-
längerung eines kalendermäßig befristeten Arbeitsvertrages zulässig. 
Dies gilt nicht für Neugründungen im Zusammenhang mit der recht-
lichen Umstrukturierung von Unternehmen und Konzernen. Maßge-
bend für den Zeitpunkt der Gründung des Unternehmens ist die Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit, die nach § 138 der Abgabenordnung 
der Gemeinde oder dem Finanzamt mitzuteilen ist. Auf die Befristung 
eines Arbeitsvertrages nach Satz 1 findet Absatz 2 Satz 2 bis 4 ent-
sprechende Anwendung.
(3) Die kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vor-
liegen eines sachlichen Grundes ist bis zueiner Dauer von fünf Jahren 
zulässig, wenn der Arbeitnehmer bei Beginn des befristeten Arbeits-
verhältnisses das 52. Lebensjahr vollendet hat und unmittelbar vor 
Beginn des befristeten Arbeitsverhältnisses mindestens vier Monate 
beschäftigungslos im Sinne des § 138 Absatz 1 Nummer 1 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch gewesen ist, Transferkurzarbeitergeld be-
zogen oder an einer öffentlich geförderten Beschäftigungsmaßnahme 
nach dem Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch teilgenommen 
hat. Bis zu der Gesamtdauer von fünf Jahren ist auch die mehrfache 
Verlängerung des Arbeitsvertrages zulässig.
(4) Die Befristung eines Arbeitsvertrages bedarf zu ihrer Wirksamkeit 
der Schriftform.

§ 15 Ende des befristeten Arbeitsvertrages
(1) Ein kalendermäßig befristeter Arbeitsvertrag endet mit Ablauf der 
vereinbarten Zeit.
(2) Ein zweckbefristeter Arbeitsvertrag endet mit Erreichen des 
Zwecks, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der schriftli-
chen Unterrichtung des Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber über 
den Zeitpunkt der Zweckerreichung.
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(3) Ein befristetes Arbeitsverhältnis unterliegt nur dann der ordentli-
chen Kündigung, wenn dies einzelvertraglich oder im anwendbaren 
Tarifvertrag vereinbart ist.

(4) Ist das Arbeitsverhältnis für die Lebenszeit einer Person oder für 
längere Zeit als fünf Jahre eingegangen, sokann es von dem Arbeit-
nehmer nach Ablauf von fünf Jahren gekündigt werden. Die Kündi-
gungsfrist beträgt sechs Monate.

(5) Wird das Arbeitsverhältnis nach Ablauf der Zeit, für die es einge-
gangen ist, oder nach Zweckerreichung mit Wissen des Arbeitgebers 
fortgesetzt, so gilt es als auf unbestimmte Zeit verlängert, wenn der 
Arbeitgeber nicht unverzüglich widerspricht oder dem Arbeitnehmer 
die Zweckerreichung nicht unverzüglich mitteilt.

§ 16 Folgen unwirksamer Befristung
Ist die Befristung rechtsunwirksam, so gilt der befristete Arbeitsvertrag 
als auf unbestimmte Zeit geschlossen; er kann vom Arbeitgeber frü-
hestens zum vereinbarten Ende ordentlich gekündigt werden, sofern 
nicht nach § 15 Abs. 3 die ordentliche Kündigung zu einem früheren 
Zeitpunkt möglich ist. Ist die Befristung nur wegen des Mangels der 
Schriftform unwirksam, kann der Arbeitsvertrag auch vor dem verein-
barten Ende ordentlich gekündigt werden.

§ 17 Anrufung des Arbeitsgerichts
Will der Arbeitnehmer geltend machen, dass die Befristung eines 
Arbeitsvertrages rechtsunwirksam ist, so muss er innerhalb von drei 
Wochen nach dem vereinbarten Ende des befristeten Arbeitsvertra-
ges Klage beim Arbeitsgericht auf Feststellung erheben, dass das 
Arbeitsverhältnis auf Grund der Befristung nicht beendet ist. Die §§ 5 
bis 7 des Kündigungsschutzgesetzes gelten entsprechend. Wird das 
Arbeitsverhältnis nach dem vereinbarten Ende fortgesetzt, so beginnt 
die Frist nach Satz 1 mit dem Zugang der schriftlichen Erklärung des 
Arbeitgebers, dass das Arbeitsverhältnis auf Grund der Befristung be-
endet sei.

§ 18 Information über unbefristete Arbeitsplätze
Der Arbeitgeber hat die befristet beschäftigten Arbeitnehmer über 
entsprechende unbefristete Arbeitsplätze zu informieren, die besetzt 
werden sollen. Die Information kann durch allgemeine Bekanntgabe 
an geeigneter, den Arbeitnehmern zugänglicher Stelle im Betrieb und 
Unternehmen erfolgen.

§ 19 Aus- und Weiterbildung
Der Arbeitgeber hat Sorge zu tragen, dass auch befristet beschäftigte 
Arbeitnehmer an angemessenen Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen 
zur Förderung der beruflichen Entwicklung und Mobilität teilnehmen 
können, es sei denn, dass dringende betriebliche Gründe oder Aus- 
und Weiterbildungswünsche anderer Arbeitnehmer entgegenstehen.

§ 20 Information der Arbeitnehmervertretung
Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmervertretung über die Anzahl der 
befristet beschäftigten Arbeitnehmer und ihren Anteil an der Gesamt-
belegschaft des Betriebes und des Unternehmens zu informieren.

§ 21 Auflösend bedingte Arbeitsverträge
Wird der Arbeitsvertrag unter einer auflösenden Bedingung geschlos-
sen, gelten § 4 Abs. 2, § 5, § 14 Abs. 1 und 4, § 15 Abs. 2, 3 und 5 so-
wie die §§ 16 bis 20 entsprechend.

VIERTER ABSCHNITT
Gemeinsame Vorschriften

§ 22 Abweichende Vereinbarungen
(1) Außer in den Fällen des § 9a Absatz 6, § 12 Absatz 6, § 13 Absatz 4 
und § 14 Absatz 2 Satz 3 und 4 kann von den Vorschriften dieses Ge-
setzes nicht zuungunsten des Arbeitnehmers abgewichen werden.
(2) Enthält ein Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst Bestimmungen 
im Sinne des § 8 Absatz 4 Satz 3 und 4, auch in Verbindung mit § 9a 
Absatz 2, des § 9a Absatz 6, § 12 Absatz 6, § 13 Absatz 4, § 14 Ab-
satz 2 Satz 3 und 4 oder § 15 Absatz 3, so gelten diese Bestimmungen 
auch zwischen nicht tarifgebundenen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern außerhalb des öffentlichen Dienstes, wenn die Anwendung der 
für den öffentlichen Dienst geltenden tarifvertraglichen Bestimmungen 
zwischen ihnen vereinbart ist und die Arbeitgeber die Kosten des Be-
triebes überwiegend mit Zuwendungen im Sinne des Haushaltsrechts 
decken.

§ 23 Besondere gesetzliche Regelungen
Besondere Regelungen über Teilzeitarbeit und über die Befristung von 
Arbeitsverträgen nach anderen gesetzlichen Vorschriften bleiben un-
berührt.

6 Gesetz über die Pflegezeit 
(Pflegezeitgesetz – PflegeZG)

Vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896), zuletzt durch Artikel Art. 5 des Gesetzes vom 29. März 2021 (BGBl. I S. 370)

§ 1 Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist, Beschäftigten die Möglichkeit zu eröffnen, pfle-
gebedürftige nahe Angehörige in häuslicher Umgebung zu pflegen und 
damit die Vereinbarkeit von Beruf und familiärer Pflege zu verbessern.

§ 2 Kurzzeitige Arbeitsverhinderung
(1) Beschäftigte haben das Recht, bis zu zehn Arbeitstage der Arbeit 
fernzubleiben, wenn dies erforderlich ist, um für einen pflegebedürf-
tigen nahen Angehörigen in einer akut aufgetretenen Pflegesituation 
eine bedarfsgerechte Pflege zu organisieren oder eine pflegerische 
Versorgung in dieser Zeit sicherzustellen.
(2) Beschäftigte sind verpflichtet, dem Arbeitgeber ihre Verhinderung 
an der Arbeitsleistung und deren voraussichtliche Dauer unverzüglich 
mitzuteilen. Dem Arbeitgeber ist auf Verlangen eine ärztliche Beschei-
nigung über die Pflegebedürftigkeit des nahen Angehörigen und die 
Erforderlichkeit der in Absatz 1 genannten Maßnahmen vorzulegen.
(3) Der Arbeitgeber ist zur Fortzahlung der Vergütung nur verpflichtet, 
soweit sich eine solche Verpflichtung aus anderen gesetzlichen Vor-
schriften oder auf Grund einer Vereinbarung ergibt. Ein Anspruch der 
Beschäftigten auf Zahlung von Pflegeunterstützungsgeld richtet sich 
nach § 44a Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch.

§ 3 Pflegezeit und sonstige Freistellungen
(1) Beschäftigte sind von der Arbeitsleistung vollständig oder teilweise 
freizustellen, wenn sie einen pflegebedürftigen nahen Angehörigen in 
häuslicher Umgebung pflegen (Pflegezeit). Der Anspruch nach Satz 1 
besteht nicht gegenüber Arbeitgebern mit in der Regel 15 oder weni-
ger Beschäftigten.
(2) Die Beschäftigten haben die Pflegebedürftigkeit des nahen Ange-
hörigen durch Vorlage einer Bescheinigung der Pflegekasse oder des 
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung nachzuweisen. Bei 
in der privaten Pflege-Pflichtversicherung versicherten Pflegebedürf-
tigen ist ein entsprechender Nachweis zu erbringen.
(3) Wer Pflegezeit beanspruchen will, muss dies dem Arbeitgeber spä-
testens zehn Arbeitstage vor Beginn schriftlich ankündigen und gleich-
zeitig erklären, für welchen Zeitraum und in welchem Umfang die Frei-
stellung von der Arbeitsleistung in Anspruch genommen werden soll. 

Wenn nur teilweise Freistellung in Anspruch genommen wird, ist auch 
die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit anzugeben. Enthält die An-
kündigung keine eindeutige Festlegung, ob die oder der Beschäftigte 
Pflegezeit oder Familienpflegezeit nach § 2 des Familienpflegezeitge-
setzes in Anspruch nehmen will, und liegen die Voraussetzungen bei-
der Freistellungsansprüche vor, gilt die Erklärung als Ankündigung von 
Pflegezeit. Beansprucht die oder der Beschäftigte nach der Pflegezeit 
Familienpflegezeit oder eine Freistellung nach § 2 Absatz 5 des Fami-
lienpflegezeitgesetzes zur Pflege oder Betreuung desselben pflegebe-
dürftigen Angehörigen, muss sich die Familienpflegezeit oder die Frei-
stellung nach § 2 Absatz 5 des Familienpflegezeitgesetzes unmittelbar 
an die Pflegezeit anschließen. In diesem Fall soll die oder der Beschäf-
tigte möglichst frühzeitig erklären, ob sie oder er Familienpflegezeit 
oder eine Freistellung nach § 2 Absatz 5 des Familienpflegezeitgeset-
zes in Anspruch nehmen wird; abweichend von § 2a Absatz 1 Satz 1 
des Familienpflegezeitgesetzes muss die Ankündigung spätestens 
drei Monate vor Beginn der Familienpflegezeit erfolgen. Wird Pflege-
zeit nach einer Familienpflegezeit oder einer Freistellung nach § 2 Ab-
satz 5 des Familienpflegezeitgesetzes in Anspruch genommen, ist die 
Pflegezeit in unmittelbarem Anschluss an die Familienpflegezeit oder 
die Freistellung nach § 2 Absatz 5 des Familienpflegezeitgesetzes zu 
beanspruchen und abweichend von Satz 1 dem Arbeitgeber spätes-
tens acht Wochen vor Beginn der Pflegezeit schriftlich anzukündigen.

(4) Wenn nur teilweise Freistellung in Anspruch genommen wird, haben 
Arbeitgeber und Beschäftigte über die Verringerung und die Verteilung 
der Arbeitszeit eine schriftliche Vereinbarung zu treffen. Hierbei hat 
der Arbeitgeber den Wünschen der Beschäftigten zu entsprechen, es 
sei denn, dass dringende betriebliche Gründe entgegenstehen.

(5) Beschäftigte sind von der Arbeitsleistung vollständig oder teilweise 
freizustellen, wenn sie einen minderjährigen pflegebedürftigen nahen 
Angehörigen in häuslicher oder außerhäuslicher Umgebung betreuen. 
Die Inanspruchnahme dieser Freistellung ist jederzeit im Wechsel mit 
der Freistellung nach Absatz 1 im Rahmen der Gesamtdauer nach § 4 
Absatz 1 Satz 4 möglich. Absatz 1 Satz 2 und die Absätze 2 bis 4 gel-
ten entsprechend. Beschäftigte können diesen Anspruch wahlweise 
statt des Anspruchs auf Pflegezeit nach Absatz 1 geltend machen.

(6) Beschäftigte sind zur Begleitung eines nahen Angehörigen von der 
Arbeitsleistung vollständig oder teilweise freizustellen, wenn dieser an 
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einer Erkrankung leidet, die progredient verläuft und bereits ein weit 
fortgeschrittenes Stadium erreicht hat, bei der eine Heilung ausge-
schlossen und eine palliativmedizinische Behandlung notwendig ist 
und die lediglich eine begrenzte Lebenserwartung von Wochen oder 
wenigen Monaten erwarten lässt. Beschäftigte haben diese gegen-
über dem Arbeitgeber durch ein ärztliches Zeugnis nachzuweisen. 
Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 Satz 1 und 2 und Absatz 4 gelten entspre-
chend. § 45 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt.
(7) Ein Anspruch auf Förderung richtet sich nach den §§ 3, 4, 5 Ab-
satz 1 Satz 1 und Absatz 2 sowie den §§ 6 bis 10 des Familienpflege-
zeitgesetzes.

§ 4 Dauer der Inanspruchnahme
(1) Die Pflegezeit nach § 3 beträgt für jeden pflegebedürftigen na-
hen Angehörigen längstens sechs Monate (Höchstdauer). Für einen 
kürzeren Zeitraum in Anspruch genommene Pflegezeit kann bis zur 
Höchstdauer verlängert werden, wenn der Arbeitgeber zustimmt. 
Eine Verlängerung bis zur Höchstdauer kann verlangt werden, wenn 
ein vorgesehener Wechsel in der Person des Pflegenden aus einem 
wichtigen Grund nicht erfolgen kann. Pflegezeit und Familienpflege-
zeit nach § 2 des Familienpflegezeitgesetzes dürfen gemeinsam die 
Gesamtdauer von 24 Monaten je pflegebedürftigem nahen Angehöri-
gen nicht überschreiten. Die Pflegezeit wird auf Berufsbildungszeiten 
nicht angerechnet.
(2) Ist der nahe Angehörige nicht mehr pflegebedürftig oder die häusli-
che Pflege des nahen Angehörigen unmöglich oder unzumutbar, endet 
die Pflegezeit vier Wochen nach Eintritt der veränderten Umstände. 
Der Arbeitgeber ist über die veränderten Umstände unverzüglich zu 
unterrichten. Im Übrigen kann die Pflegezeit nur vorzeitig beendet wer-
den, wenn der Arbeitgeber zustimmt.
(3) Für die Betreuung nach § 3 Absatz 5 gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend. Für die Freistellung nach § 3 Absatz 6 gilt eine Höchst-
dauer von drei Monaten je nahem Angehörigen. Für die Freistellung 
nach § 3 Absatz 6 gelten Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 sowie Absatz 2 ent-
sprechend; bei zusätzlicher Inanspruchnahme von Pflegezeit oder 
einer Freistellung nach § 3 Absatz 5 oder Familienpflegezeit oder einer 
Freistellung nach § 2 Absatz 5 des Familienpflegezeitgesetzes dürfen 
die Freistellungen insgesamt 24 Monate je nahem Angehörigen nicht 
überschreiten.
(4) Der Arbeitgeber kann den Erholungsurlaub, der der oder dem Be-
schäftigten für das Urlaubsjahr zusteht, für jeden vollen Kalender-
monat der vollständigen Freistellung von der Arbeitsleistung um ein 
Zwölftel kürzen.

§ 4a Erneute Pflegezeit nach Inanspruchnahme einer Freistel-
lung auf Grundlage der Sonderregelungen aus Anlass der CO-
VID-19-Pandemie
(1) Abweichend von § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 können Beschäftigte 
einmalig nach einer beendeten Pflegezeit zur Pflege oder Betreuung 
desselben pflegebedürftigen Angehörigen Pflegezeit erneut, jedoch 
insgesamt nur bis zur Höchstdauer nach § 4 Absatz 1 Satz 1 in An-
spruch nehmen, wenn die Gesamtdauer nach § 4 Absatz 1 Satz 4 nicht 
überschritten wird und die Inanspruchnahme der beendeten Pflege-
zeit auf der Grundlage der Sonderregelungen aus Anlass der COVID-
19-Pandemie erfolgte.
(2) Abweichend von § 3 Absatz 3 Satz 4 muss sich die Familienpfle-
gezeit oder eine Freistellung nach § 2 Absatz 5 des Familienpflege-
zeitgesetzes nicht unmittelbar an die Pflegezeit anschließen, wenn die 
Pflegezeit auf Grund der Sonderregelungen aus Anlass der COVID-
19-Pandemie in Anspruch genommen wurde und die Gesamtdauer 
nach § 4 Absatz 1 Satz 4 nicht überschritten wird.
(3) Abweichend von § 3 Absatz 3 Satz 6 muss sich die Pflegezeit nicht 
unmittelbar an die Familienpflegezeit oder an die Freistellung nach § 2 
Absatz 5 des Familienpflegezeitgesetzes anschließen, wenn die Fami-
lienpflegezeit oder Freistellung auf Grund der Sonderregelungen aus 
Anlass der COVID-19-Pandemie erfolgte und die Gesamtdauer nach § 
4 Absatz 1 Satz 4 nicht überschritten wird.

§ 5 Kündigungsschutz
(1) Der Arbeitgeber darf das Beschäftigungsverhältnis von der Ankün-
digung, höchstens jedoch zwölf Wochen vor dem angekündigten Be-
ginn, bis zur Beendigung der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung nach 
§ 2 oder der Freistellung nach § 3 nicht kündigen.
(2) In besonderen Fällen kann eine Kündigung von der für den Arbeits-
schutz zuständigen obersten Landesbehörde oder der von ihr be-
stimmten Stelle ausnahmsweise für zulässig erklärt werden. Die 
Bundesregierung kann hierzu mit Zustimmung des Bundesrates all-
gemeine Verwaltungsvorschriften erlassen.

§ 6 Befristete Verträge
(1) Wenn zur Vertretung einer Beschäftigten oder eines Beschäftigten für 
die Dauer der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung nach § 2 oder der Frei-
stellung nach § 3 eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer eingestellt 
wird, liegt hierin ein sachlicher Grund für die Befristung des Arbeitsver-
hältnisses. Über die Dauer der Vertretung nach Satz 1 hinaus ist die Be-
fristung für notwendige Zeiten einer Einarbeitung zulässig.

(2) Die Dauer der Befristung des Arbeitsvertrages muss kalendermäßig 
bestimmt oder bestimmbar sein oder den in Absatz 1 genannten Zwe-
cken zu entnehmen sein.
(3) Der Arbeitgeber kann den befristeten Arbeitsvertrag unter Einhal-
tung einer Frist von zwei Wochen kündigen, wenn die Freistellung nach 
§ 4 Abs. 2 Satz 1 vorzeitig endet. Das Kündigungsschutzgesetz ist in 
diesen Fällen nicht anzuwenden. Satz 1 gilt nicht, soweit seine Anwen-
dung vertraglich ausgeschlossen ist.
(4) Wird im Rahmen arbeitsrechtlicher Gesetze oder Verordnungen auf 
die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ab-
gestellt, sind bei der Ermittlung dieser Zahl Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die nach § 2 kurzzeitig an der Arbeitsleistung verhin-
dert oder nach § 3 freigestellt sind, nicht mitzuzählen, solange für sie 
auf Grund von Absatz 1 eine Vertreterin oder ein Vertreter eingestellt 
ist. Dies gilt nicht, wenn die Vertreterin oder der Vertreter nicht mit-
zuzählen ist. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn im Rah-
men arbeitsrechtlicher Gesetze oder Verordnungen auf die Zahl der 
Arbeitsplätze abgestellt wird.

§ 7 Begriffsbestimmungen
(1) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind
1.	Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
2.	die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,
3.	Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbständigkeit als 

arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind; zu diesen gehören 
auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestell-
ten.

(2) Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes sind natürliche und juristi-
sche Personen sowie rechtsfähige Personengesellschaften, die Per-
sonen nach Absatz 1 beschäftigen. Für die arbeitnehmerähnlichen 
Personen, insbesondere für die in Heimarbeit Beschäftigten und die 
ihnen Gleichgestellten, tritt an die Stelle des Arbeitgebers der Auftrag-
geber oder Zwischenmeister.
(3) Nahe Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind
1.	Großeltern, Eltern, Schwiegereltern, Stiefeltern,
2.	Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer eheähnlichen oder lebens-

partnerschaftsähnlichen Gemeinschaft, Geschwister, Ehegatten 
der Geschwister und Geschwister der Ehegatten, Lebenspartner 
der Geschwister und Geschwister der Lebenspartner,

3.	Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder, die Kinder, Adoptiv- oder Pfle-
gekinder des Ehegatten oder Lebenspartners, Schwiegerkinder und 
Enkelkinder.

(4) Pflegebedürftig im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die die 
Voraussetzungen nach den §§ 14 und 15 des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch erfüllen. Pflegebedürftig im Sinne von § 2 sind auch Per-
sonen, die die Voraussetzungen nach den §§ 14 und 15 des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch voraussichtlich erfüllen.

§ 8 Unabdingbarkeit
Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nicht zuungunsten der Be-
schäftigten abgewichen werden.

§ 9 Sonderregelungen aus Anlass der COVID-19-Pandemie
(1) 1Abweichend von § 2 Absatz 1 haben Beschäftigte das Recht, in 
dem Zeitraum vom 29. Oktober 2020 bis einschließlich 30. Juni 2021 
bis zu 20 Arbeitstage der Arbeit fernzubleiben, wenn die akute Pflege-
situation auf Grund der COVID-19-Pandemie aufgetreten ist. 2Der Zu-
sammenhang wird vermutet.
(2) § 2 Absatz 3 Satz 2 ist bis zum 30. Juni 2021 mit der Maßgabe an-
zuwenden, dass sich der Anspruch auch nach § 150 Absatz 5d Satz 1 
und 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch richtet.
(3) Abweichend von § 3 Absatz 3 Satz 1 gilt, dass die Ankündigung in 
Textform erfolgen muss.
(4) 1Abweichend von § 3 Absatz 3 Satz 4 muss sich die Familienpfle-
gezeit oder die Freistellung nach § 2 Absatz 5 des Familienpflegezeit-
gesetzes nicht unmittelbar an die Pflegezeit anschließen, wenn der 
Arbeitgeber zustimmt, die Gesamtdauer nach § 4 Absatz 1 Satz 4 
nicht überschritten wird und die Familienpflegezeit oder die Freistel-
lung nach § 2 Absatz 5 des Familienpflegezeitgesetzes spätestens mit 
Ablauf des 31. März 2021 endet. 2Die Ankündigung muss abweichend 
von § 3 Absatz 3 Satz 5 spätestens zehn Tage vor Beginn der Familien-
pflegezeit erfolgen.
(5) Abweichend von § 3 Absatz 3 Satz 6 muss sich die Pflegezeit nicht 
unmittelbar an die Familienpflegezeit oder an die Freistellung nach 
§ 2 Absatz 5 des Familienpflegezeitgesetzes anschließen, wenn der 
Arbeitgeber zustimmt, die Gesamtdauer nach § 4 Absatz 1 Satz 4 nicht 
überschritten wird und die Pflegezeit spätestens mit Ablauf des 30. 
Juni 2021 endet; die Inanspruchnahme ist dem Arbeitgeber spätes-
tens zehn Tage vor Beginn der Pflegezeit in Textform anzukündigen.
(6) Abweichend von § 3 Absatz 4 Satz 1 gilt, dass die Vereinbarung in 
Textform zu treffen ist.
(7) Abweichend von § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 können Beschäftig-
te mit Zustimmung des Arbeitgebers nach einer beendeten Pflegezeit 
zur Pflege oder Betreuung desselben pflegebedürftigen Angehörigen 
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Pflegezeit erneut, jedoch insgesamt nur bis zur Höchstdauer nach § 4 
Absatz 1 Satz 1 in Anspruch nehmen, wenn die Gesamtdauer nach § 4 

Absatz 1 Satz 4 nicht überschritten wird und die Pflegezeit spätestens 
mit Ablauf des 30. Juni 2021 endet.

7 Gesetz über die Familienpflegezeit 
(Familienpflegezeitgesetz – FPfZG)

Vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2564), geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 29. März 2021 (BGBl. I S. 370)

§ 1 Ziel des Gesetzes
Durch die Einführung der Familienpflegezeit werden die Möglichkeiten 
zur Vereinbarkeit von Beruf und familiärer Pflege verbessert.

§ 2 Familienpflegezeit
(1) Beschäftigte sind von der Arbeitsleistung für längstens 24 Monate 
(Höchstdauer) teilweise freizustellen, wenn sie einen pflegebedürftigen 
nahen Angehörigen in häuslicher Umgebung pflegen (Familienpflege-
zeit). Während der Familienpflegezeit muss die verringerte Arbeitszeit 
wöchentlich mindestens 15 Stunden betragen. Bei unterschiedlichen 
wöchentlichen Arbeitszeiten oder einer unterschiedlichen Verteilung 
der wöchentlichen Arbeitszeit darf die wöchentliche Arbeitszeit im 
Durchschnitt eines Zeitraums von bis zu einem Jahr 15 Stunden nicht 
unterschreiten (Mindestarbeitszeit). Der Anspruch nach Satz 1 besteht 
nicht gegenüber Arbeitgebern mit in der Regel 25 oder weniger Be-
schäftigten ausschließlich der zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten.
(2) Pflegezeit und Familienpflegezeit dürfen gemeinsam 24 Monate je 
pflegebedürftigem nahen Angehörigen nicht überschreiten (Gesamt-
dauer).
(3) Die §§ 5 bis 8 des Pflegezeitgesetzes gelten entsprechend.
(4) Die Familienpflegezeit wird auf Berufsbildungszeiten nicht ange-
rechnet.
(5) Beschäftigte sind von der Arbeitsleistung für längstens 24 Monate 
(Höchstdauer) teilweise freizustellen, wenn sie einen minderjährigen 
pflegebedürftigen nahen Angehörigen in häuslicher oder außerhäus-
licher Umgebung betreuen. Die Inanspruchnahme dieser Freistellung 
ist jederzeit im Wechsel mit der Freistellung nach Absatz 1 im Rahmen 
der Gesamtdauer nach Absatz 2 möglich. Absatz 1 Satz 2 bis 4 und 
die Absätze 2 bis 4 gelten entsprechend. Beschäftigte können diesen 
Anspruch wahlweise statt des Anspruchs auf Familienpflegezeit nach 
Absatz 1 geltend machen.

§ 2a Inanspruchnahme der Familienpflegezeit
(1) Wer Familienpflegezeit nach § 2 beanspruchen will, muss dies dem 
Arbeitgeber spätestens acht Wochen vor dem gewünschten Beginn 
schriftlich ankündigen und gleichzeitig erklären, für welchen Zeitraum 
und in welchem Umfang innerhalb der Gesamtdauer nach § 2 Absatz 2 
die Freistellung von der Arbeitsleistung in Anspruch genommen werden 
soll. Dabei ist auch die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit anzuge-
ben. Enthält die Ankündigung keine eindeutige Festlegung, ob die oder 
der Beschäftigte Pflegezeit nach § 3 des Pflegezeitgesetzes oder Fami-
lienpflegezeit in Anspruch nehmen will, und liegen die Voraussetzungen 
beider Freistellungsansprüche vor, gilt die Erklärung als Ankündigung 
von Pflegezeit. Wird die Familienpflegezeit nach einer Freistellung nach 
§ 3 Absatz 1 oder Absatz 5 des Pflegezeitgesetzes zur Pflege oder Be-
treuung desselben pflegebedürftigen Angehörigen in Anspruch genom-
men, muss sich die Familienpflegezeit unmittelbar an die Freistellung 
nach § 3 Absatz 1 oder Absatz 5 des Pflegezeitgesetzes anschließen. In 
diesem Fall soll die oder der Beschäftigte möglichst frühzeitig erklären, 
ob sie oder er Familienpflegezeit in Anspruch nehmen wird; abweichend 
von Satz 1 muss die Ankündigung spätestens drei Monate vor Beginn 
der Familienpflegezeit erfolgen. Wird eine Freistellung nach § 3 Absatz 1 
oder Absatz 5 des Pflegezeitgesetzes nach einer Familienpflegezeit in 
Anspruch genommen, ist die Freistellung nach § 3 Absatz 1 oder Ab-
satz 5 des Pflegezeitgesetzes in unmittelbarem Anschluss an die Fami-
lienpflegezeit zu beanspruchen und dem Arbeitgeber spätestens acht 
Wochen vor Beginn der Freistellung nach § 3 Absatz 1 oder Absatz 5 
des Pflegezeitgesetzes schriftlich anzukündigen.
(2) Arbeitgeber und Beschäftigte haben über die Verringerung und Ver-
teilung der Arbeitszeit eine schriftliche Vereinbarung zu treffen. Hierbei 
hat der Arbeitgeber den Wünschen der Beschäftigten zu entsprechen, 
es sei denn, dass dringende betriebliche Gründe entgegenstehen.
(3) Für einen kürzeren Zeitraum in Anspruch genommene Familienpfle-
gezeit kann bis zur Gesamtdauer nach § 2 Absatz 2 verlängert werden, 
wenn der Arbeitgeber zustimmt. Eine Verlängerung bis zur Gesamt-
dauer kann verlangt werden, wenn ein vorgesehener Wechsel in der 
Person der oder des Pflegenden aus einem wichtigen Grund nicht er-
folgen kann.
(4) Die Beschäftigten haben die Pflegebedürftigkeit der oder des na-
hen Angehörigen durch Vorlage einer Bescheinigung der Pflegekasse 
oder des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung nachzu-
weisen. Bei in der privaten Pflege-Pflichtversicherung versicherten 
Pflegebedürftigen ist ein entsprechender Nachweis zu erbringen.
(5) Ist die oder der nahe Angehörige nicht mehr pflegebedürftig oder 
die häusliche Pflege der oder des nahen Angehörigen unmöglich oder 
unzumutbar, endet die Familienpflegezeit vier Wochen nach Eintritt der 

veränderten Umstände. Der Arbeitgeber ist hierüber unverzüglich zu 
unterrichten. Im Übrigen kann die Familienpflegezeit nur vorzeitig be-
endet werden, wenn der Arbeitgeber zustimmt.
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die Freistellung von der 
Arbeitsleistung nach § 2 Absatz 5.

§ 2b �Erneute Familienpflegezeit nach Inanspruchnahme einer 
Freistellung auf Grundlage der Sonderregelungen aus An-
lass der COVID-19-Pandemie 

(1) Abweichend von § 2a Absatz 3 können Beschäftigte einmalig nach 
einer beendeten Familienpflegezeit zur Pflege und Betreuung dessel-
ben pflegebedürftigen Angehörigen Familienpflegezeit erneut, jedoch 
insgesamt nur bis zur Höchstdauer nach § 2 Absatz 1 in Anspruch 
nehmen, wenn die Gesamtdauer von 24 Monaten nach § 2 Absatz 2 
nicht überschritten wird und die Inanspruchnahme der beendeten Fa-
milienpflegezeit auf der Grundlage der Sonderregelungen aus Anlass 
der COVID-19-Pandemie erfolgte. 
(2) Abweichend von § 2a Absatz 1 Satz 4 muss sich die Familienpfle-
gezeit nicht unmittelbar an die Freistellung nach § 3 Absatz 1 oder 
Absatz 5 des Pflegezeitgesetzes anschließen, wenn die Freistellung 
aufgrund der Sonderregelungen aus Anlass der COVID-19-Pandemie 
in Anspruch genommen wurde und die Gesamtdauer nach § 2 Absatz 
2 von 24 Monaten nicht überschritten wird. 
(3) Abweichend von § 2a Absatz 1 Satz 6 muss sich die Freistellung 
nach § 3 Absatz 1 oder Absatz 5 des Pflegezeitgesetzes nicht unmit-
telbar an die Familienpflegezeit anschließen, wenn die Inanspruchnah-
me der Familienpflegezeit aufgrund der Sonderregelungen aus Anlass 
der COVID-19-Pandemie erfolgte und die Gesamtdauer nach § 2 Ab-
satz 2 von 24 Monaten ab Beginn der ersten Freistellung nicht über-
schritten wird.

§ 3 �Förderung der pflegebedingten Freistellung von der Arbeits-
leistung

(1) Für die Dauer der Freistellungen nach § 2 dieses Gesetzes oder 
nach § 3 des Pflegezeitgesetzes gewährt das Bundesamt für Fami-
lie und zivilgesellschaftliche Aufgaben Beschäftigten auf Antrag ein in 
monatlichen Raten zu zahlendes zinsloses Darlehen nach Maßgabe 
der Absätze 2 bis 5. Der Anspruch gilt auch für alle Vereinbarungen 
über Freistellungen von der Arbeitsleistung, die die Voraussetzungen 
von § 2 Absatz 1 Satz 1 bis 3 dieses Gesetzes oder des § 3 Absatz 1 
Satz 1, Absatz 5 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes 
erfüllen.
(2) Die monatlichen Darlehensraten werden in Höhe der Hälfte der Dif-
ferenz zwischen den pauschalierten monatlichen Nettoentgelten vor 
und während der Freistellung nach Absatz 1 gewährt.
(3) Das pauschalierte monatliche Nettoentgelt vor der Freistellung 
nach Absatz 1 wird berechnet auf der Grundlage des regelmäßigen 
durchschnittlichen monatlichen Bruttoarbeitsentgelts ausschließlich 
der Sachbezüge der letzten zwölf Kalendermonate vor Beginn der 
Freistellung. Das pauschalierte monatliche Nettoentgelt während der 
Freistellung wird berechnet auf der Grundlage des Bruttoarbeitsent-
gelts, das sich aus dem Produkt aus der vereinbarten durchschnitt-
lichen monatlichen Stundenzahl während der Freistellung und dem 
durchschnittlichen Entgelt je Arbeitsstunde ergibt. Die Berechnung 
der pauschalierten Nettoentgelte erfolgt entsprechend der Berech-
nung der pauschalierten Nettoentgelte gemäß § 106 Absatz 1 Satz 5 
bis 7 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch. Durchschnittliches Ent-
gelt je Arbeitsstunde ist das Verhältnis des regelmäßigen gesamten 
Bruttoarbeitsentgelts ausschließlich der Sachbezüge der letzten zwölf 
Kalendermonate vor Beginn der Freistellung zur arbeitsvertraglichen 
Gesamtstundenzahl der letzten zwölf Kalendermonate vor Beginn der 
Freistellung. Bei einem weniger als zwölf Monate vor Beginn der Frei-
stellung bestehenden Beschäftigungsverhältnis verkürzt sich der der 
Berechnung zugrunde zu legende Zeitraum entsprechend. Für die Be-
rechnung des durchschnittlichen Entgelts je Arbeitsstunde bleiben 
Mutterschutzfristen, Freistellungen nach § 2, kurzzeitige Arbeitsver-
hinderungen nach § 2 des Pflegezeitgesetzes, Freistellungen nach 
§ 3 des Pflegezeitgesetzes sowie die Einbringung von Arbeitsentgelt 
in und die Entnahme von Arbeitsentgelt aus Wertguthaben nach § 7b 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch außer Betracht. Abweichend 
von Satz 6 bleiben auf Antrag für die Berechnung des durchschnitt-
lichen Arbeitsentgelts je Arbeitsstunde in der Zeit vom 1. März 2020 
bis 30. Juni 2021 auch Kalendermonate mit einem wegen der durch 
das Coronavirus SARS-CoV-2 verursachten epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite geringeren Entgelt unberücksichtigt.
(4) In den Fällen der Freistellung nach § 3 des Pflegezeitgesetzes ist 
die monatliche Darlehensrate auf den Betrag begrenzt, der bei einer 
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durchschnittlichen Arbeitszeit während der Familienpflegezeit von 15 
Wochenstunden zu gewähren ist.
(5) Abweichend von Absatz 2 können Beschäftigte auch einen gerin-
geren Darlehensbetrag in Anspruch nehmen, wobei die monatliche 
Darlehensrate mindestens 50 Euro betragen muss.
(6) Das Darlehen ist in der in Absatz 2 genannten Höhe, in den Fällen 
der Pflegezeit in der in Absatz 4 genannten Höhe, vorrangig vor dem 
Bezug von bedürftigkeitsabhängigen Sozialleistungen in Anspruch zu 
nehmen und von den Beschäftigten zu beantragen; Absatz 5 ist in-
soweit nicht anzuwenden. Bei der Berechnung von Sozialleistungen 
nach Satz 1 sind die Zuflüsse aus dem Darlehen als Einkommen zu 
berücksichtigen.

§ 4 Mitwirkungspflicht des Arbeitgebers
Der Arbeitgeber hat dem Bundesamt für Familie und zivilgesellschaft-
liche Aufgaben für bei ihm Beschäftigte den Arbeitsumfang sowie das 
Arbeitsentgelt vor der Freistellung nach § 3 Absatz 1 zu bescheinigen, 
soweit dies zum Nachweis des Einkommens aus Erwerbstätigkeit oder 
der wöchentlichen Arbeitszeit der die Förderung beantragenden Be-
schäftigten erforderlich ist. Für die in Heimarbeit Beschäftigten und 
die ihnen Gleichgestellten tritt an die Stelle des Arbeitgebers der Auf-
traggeber oder Zwischenmeister.

§ 5 Ende der Förderfähigkeit
(1) Die Förderfähigkeit endet mit dem Ende der Freistellung nach § 3 
Absatz 1. Die Förderfähigkeit endet auch dann, wenn die oder der Be-
schäftigte während der Freistellung nach § 2 den Mindestumfang der 
wöchentlichen Arbeitszeit aufgrund gesetzlicher oder kollektivvertrag-
licher Bestimmungen oder aufgrund von Bestimmungen, die in Arbeits-
rechtsregelungen der Kirchen enthalten sind, unterschreitet. Die Unter-
schreitung der Mindestarbeitszeit aufgrund von Kurzarbeit oder eines 
Beschäftigungsverbotes lässt die Förderfähigkeit unberührt.
(2) Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer hat dem Bun-
desamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben unverzüglich 
jede Änderung in den Verhältnissen, die für den Anspruch nach § 3 
Absatz 1 erheblich sind, mitzuteilen, insbesondere die Beendigung 
der häuslichen Pflege der oder des nahen Angehörigen, die Beendi-
gung der Betreuung nach § 2 Absatz 5 dieses Gesetzes oder § 3 Ab-
satz 5 des Pflegezeitgesetzes, die Beendigung der Freistellung nach 
§ 3 Absatz 6 des Pflegezeitgesetzes, die vorzeitige Beendigung der 
Freistellung nach § 3 Absatz 1 sowie die Unterschreitung des Mindest-
umfangs der wöchentlichen Arbeitszeit während der Freistellung nach 
§ 2 aus anderen als den in Absatz 1 Satz 2 genannten Gründen.

§ 6 Rückzahlung des Darlehens
(1) Im Anschluss an die Freistellung nach § 3 Absatz 1 ist die Darle-
hensnehmerin oder der Darlehensnehmer verpflichtet, das Darlehen 
innerhalb von 48 Monaten nach Beginn der Freistellung nach § 3 Ab-
satz 1 zurückzuzahlen. Die Rückzahlung erfolgt in möglichst gleich-
bleibenden monatlichen Raten in Höhe des im Bescheid nach § 9 
festgesetzten monatlichen Betrags jeweils spätestens zum letzten 
Bankarbeitstag des laufenden Monats. Für die Rückzahlung gelten 
alle nach § 3 an die Darlehensnehmerin oder den Darlehensnehmer 
geleisteten Darlehensbeträge als ein Darlehen.
(2) Die Rückzahlung beginnt in dem Monat, der auf das Ende der För-
derung der Freistellung nach § 3 Absatz 1 folgt. Das Bundesamt für 
Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben kann auf Antrag der Dar-
lehensnehmerin oder des Darlehensnehmers den Beginn der Rück-
zahlung auf einen späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch auf den 25. 
Monat nach Beginn der Förderung festsetzen, wenn die übrigen Vor-
aussetzungen für den Anspruch nach den §§ 2 und 3 weiterhin vor-
liegen. Befindet sich die Darlehensnehmerin oder der Darlehensneh-
mer während des Rückzahlungszeitraums in einer Freistellung nach 
§ 3 Absatz 1, setzt das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaft-
liche Aufgaben auf Antrag der oder des Beschäftigten die monatli-
chen Rückzahlungsraten bis zur Beendigung der Freistellung von der 
Arbeitsleistung aus. Der Rückzahlungszeitraum verlängert sich um 
den Zeitraum der Aussetzung.

§ 7 Härtefallregelung
(1) Zur Vermeidung einer besonderen Härte stundet das Bundesamt 
für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben der Darlehensnehmerin 
oder dem Darlehensnehmer auf Antrag die Rückzahlung des Darle-
hens, ohne dass hierfür Zinsen anfallen. Als besondere Härte gelten 
insbesondere der Bezug von Entgeltersatzleistungen nach dem Drit-
ten und dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch, Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
und Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch oder eine mehr als 180 Tage ununterbrochene 
Arbeitsunfähigkeit. Eine besondere Härte liegt auch vor, wenn sich die 
Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer wegen unverschulde-
ter finanzieller Belastungen vorübergehend in ernsthaften Zahlungs-
schwierigkeiten befindet oder zu erwarten ist, dass sie oder er durch 
die Rückzahlung des Darlehens in der vorgesehenen Form in solche 
Schwierigkeiten gerät.
(2) Für den über die Gesamtdauer der Freistellungen nach § 2 dieses 
Gesetzes oder nach § 3 Absatz 1 oder 5 des Pflegezeitgesetzes hi-

nausgehenden Zeitraum, in dem die Pflegebedürftigkeit desselben 
nahen Angehörigen fortbesteht, die Pflege durch die oder den Be-
schäftigten in häuslicher Umgebung andauert und die Freistellung von 
der Arbeitsleistung fortgeführt wird, sind auf Antrag die fälligen Rück-
zahlungsraten zu einem Viertel zu erlassen (Teildarlehenserlass) und 
die restliche Darlehensschuld für diesen Zeitraum bis zur Beendigung 
der häuslichen Pflege auf Antrag zu stunden, ohne dass hierfür Zinsen 
anfallen, sofern eine besondere Härte im Sinne von Absatz 1 Satz 3 
vorliegt.
(3) Die Darlehensschuld erlischt, soweit sie noch nicht fällig ist, wenn 
die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer
1.	Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel des Zwölften Bu-

ches Sozialgesetzbuch oder Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch ununterbro-
chen seit mindestens zwei Jahren nach dem Ende der Freistellung 
bezieht oder

2.	verstirbt.
(4) Der Abschluss von Vergleichen sowie die Stundung, Niederschla-
gung und der Erlass von Ansprüchen richten sich, sofern in diesem 
Gesetz nicht abweichende Regelungen getroffen werden, nach den 
§§ 58 und 59 der Bundeshaushaltsordnung.

§ 8 Antrag auf Förderung
(1) Das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben ent-
scheidet auf schriftlichen Antrag über das Darlehen nach § 3 und des-
sen Rückzahlung nach § 6.
(2) Der Antrag wirkt vom Zeitpunkt des Vorliegens der Anspruchsvo-
raussetzungen, wenn er innerhalb von drei Monaten nach deren Vor-
liegen gestellt wird, andernfalls wirkt er vom Beginn des Monats der 
Antragstellung.
(3) Der Antrag muss enthalten:
1.	Name und Anschrift der oder des das Darlehen beantragenden Be-

schäftigten,
2.	Name, Anschrift und Angehörigenstatus der gepflegten Person,
3.	Bescheinigung über die Pflegebedürftigkeit oder im Fall des § 3 Ab-

satz 6 des Pflegezeitgesetzes das dort genannte ärztliche Zeugnis 
über die Erkrankung des oder der nahen Angehörigen,

4.	Dauer der Freistellung nach § 3 Absatz 1 sowie Mitteilung, ob zuvor 
eine Freistellung nach § 3 Absatz 1 in Anspruch genommen wurde, 
sowie

5.	Höhe, Dauer und Angabe der Zeitabschnitte des beantragten Dar-
lehens.

(4) Dem Antrag sind beizufügen:
1.	Entgeltbescheinigungen mit Angabe der arbeitsvertraglichen Wo-

chenstunden der letzten zwölf Monate vor Beginn der Freistellung 
nach § 3 Absatz 1,

2.	in den Fällen der vollständigen Freistellung nach § 3 des Pflegezeit-
gesetzes eine Bescheinigung des Arbeitgebers über die Freistellung 
und in den Fällen der teilweisen Freistellung die hierüber getroffene 
schriftliche Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber und der oder 
dem Beschäftigten.

§ 9 Darlehensbescheid und Zahlweise
(1) In dem Bescheid nach § 8 Absatz 1 sind anzugeben:
1.	Höhe des Darlehens,
2.	Höhe der monatlichen Darlehensraten sowie Dauer der Leistung der 

Darlehensraten,
3.	Höhe und Dauer der Rückzahlungsraten und
4.	Fälligkeit der ersten Rückzahlungsrate.
Wurde dem Antragsteller für eine vor dem Antrag liegende Freistellung 
nach § 3 Absatz 1 ein Darlehen gewährt, sind für die Ermittlung der 
Beträge nach Satz 1 Nummer 3 und 4 das zurückliegende und das ak-
tuell gewährte Darlehen wie ein Darlehen zu behandeln. Der das ers-
te Darlehen betreffende Bescheid nach Satz 1 wird hinsichtlich Höhe, 
Dauer und Fälligkeit der Rückzahlungsraten geändert.
(2) Die Höhe der Darlehensraten wird zu Beginn der Leistungsgewäh-
rung in monatlichen Festbeträgen für die gesamte Förderdauer fest-
gelegt.
(3) Die Darlehensraten werden unbar zu Beginn jeweils für den Kalen-
dermonat ausgezahlt, in dem die Anspruchsvoraussetzungen vorlie-
gen. Monatliche Förderungsbeträge, die nicht volle Euro ergeben, sind 
bei Restbeträgen bis zu 0,49 Euro abzurunden und von 0,50 Euro an 
aufzurunden.

§ 10 Antrag und Nachweis in weiteren Fällen
(1) Das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben ent-
scheidet auch in den Fällen des § 7 auf schriftlichen Antrag, der Name 
und Anschrift der Darlehensnehmerin oder des Darlehensnehmers 
enthalten muss.
(2) Die Voraussetzungen des § 7 sind nachzuweisen
1.	in den Fällen des Absatzes 1 durch Glaubhaftmachung der dort ge-

nannten Voraussetzungen, insbesondere durch Darlegung der per-
sönlichen wirtschaftlichen Verhältnisse oder bei Arbeitsunfähigkeit 
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durch Vorlage einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung der Darle-
hensnehmerin oder des Darlehensnehmers,

2.	in den Fällen des Absatzes 2 durch Vorlage einer Bescheinigung 
über die fortbestehende Pflegebedürftigkeit der oder des nahen An-
gehörigen und die Fortdauer der Freistellung von der Arbeitsleistung 
sowie Glaubhaftmachung der dort genannten Voraussetzungen, 
insbesondere durch Darlegung der persönlichen wirtschaftlichen 
Verhältnisse,

3.	in den Fällen des Absatzes 3 durch Vorlage der entsprechenden 
Leistungsbescheide der Darlehensnehmerin oder des Darlehens-
nehmers oder durch Vorlage einer Sterbeurkunde durch die Rechts-
nachfolger.

(3) Anträge auf Teildarlehenserlass nach § 7 Absatz 2 sind bis spätes-
tens 48 Monate nach Beginn der Freistellungen nach § 2 dieses Geset-
zes oder nach § 3 Absatz 1 oder 5 des Pflegezeitgesetzes zu stellen.

§ 11 Allgemeine Verwaltungsvorschriften
Zur Durchführung des Verfahrens nach den §§ 8 und 10 kann das Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend allgemeine 
Verwaltungsvorschriften erlassen.

§ 12 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.	entgegen § 4 Satz 1 eine dort genannte Bescheinigung nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt,
2.	entgegen § 5 Absatz 2 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht voll-

ständig oder nicht rechtzeitig macht oder
3.	entgegen § 8 Absatz 3 Nummer 4 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, 

nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht.
(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bundesamt für Familie 
und zivilgesellschaftliche Aufgaben.
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 
1 mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro und in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 2 mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro geahn-
det werden.
(4) Die Geldbußen fließen in die Kasse des Bundesamtes für Familie 
und zivilgesellschaftliche Aufgaben. Diese trägt abweichend von § 105 
Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen 
Auslagen. Sie ist auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Absatz 4 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten.

§ 13 Aufbringung der Mittel
Die für die Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Mittel trägt der 
Bund.

§ 14 Beirat
(1) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
setzt einen unabhängigen Beirat für die Vereinbarkeit von Pflege und 
Beruf ein.
(2) Der Beirat befasst sich mit Fragen zur Vereinbarkeit von Pflege und 
Beruf, er begleitet die Umsetzung der einschlägigen gesetzlichen Re-
gelungen und berät über deren Auswirkungen. Das Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend kann dem Beirat The-
menstellungen zur Beratung vorgeben.
(3) Der Beirat legt dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend alle vier Jahre, erstmals zum 1. Juni 2019, einen Bericht 
vor und kann hierin Handlungsempfehlungen aussprechen.
(4) Der Beirat besteht aus einundzwanzig Mitgliedern, die vom Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem 
Bundesministerium für Gesundheit berufen werden. Stellvertretung 
ist zulässig. Die oder der Vorsitzende und die oder der stellvertreten-
de Vorsitzende werden vom Bundesministerium für Familie, Senio-

ren, Frauen und Jugend ernannt. Der Beirat setzt sich zusammen aus 
sechs Vertreterinnen oder Vertretern von fachlich betroffenen Inter-
essenverbänden, je zwei Vertreterinnen oder Vertretern der Gewerk-
schaften, der Arbeitgeber, der Wohlfahrtsverbände und der Senioren-
organisationen sowie aus je einer Vertreterin oder einem Vertreter der 
sozialen und der privaten Pflege-Pflichtversicherung. Des Weiteren 
gehören dem Beirat zwei Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler 
mit Schwerpunkt in der Forschung der Vereinbarkeit von Pflege und 
Beruf sowie je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Konferenz der Mi-
nisterinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Jugend und 
Familie, der Konferenz der Ministerinnen und Minister, Senatorinnen 
und Senatoren für Arbeit und Soziales sowie der kommunalen Spitzen-
verbände an. Die Besetzung des Beirats muss geschlechterparitätisch 
erfolgen.
(5) Die Amtszeit der Mitglieder des Beirats und ihrer Stellvertreterinnen 
oder Stellvertreter beträgt fünf Jahre und kann einmalig um fünf Jahre 
verlängert werden. Scheidet ein Mitglied oder dessen Stellvertreterin 
oder Stellvertreter vorzeitig aus, wird für den Rest der Amtszeit eine 
Nachfolgerin oder ein Nachfolger berufen.
(6) Die Mitglieder des Beirats sind ehrenamtlich tätig. Sie haben An-
spruch auf Erstattung ihrer notwendigen Auslagen.
(7) Der Beirat arbeitet auf der Grundlage einer durch das Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zu erlassenden Ge-
schäftsordnung.

§ 15 Übergangsvorschrift
Die Vorschriften des Familienpflegezeitgesetzes in der Fassung vom 
6. Dezember 2011 gelten in den Fällen fort, in denen die Vorausset-
zungen für die Gewährung eines Darlehens nach § 3 Absatz 1 in Ver-
bindung mit § 12 Absatz 1 Satz 1 bis einschließlich 31. Dezember 2014 
vorlagen.

§ 16 Sonderregelungen aus Anlass der COVID-19-Pandemie
(1) Abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 2 gilt, dass die wöchentliche Min-
destarbeitszeit von 15 Wochenstunden vorübergehend unterschritten 
werden darf, längstens jedoch für die Dauer von einem Monat. 
(2) Abweichend von § 2a Absatz 1 Satz 1 gilt für Familienpflegezeit, die 
spätestens am 1. März 2021 beginnt, dass die Ankündigung gegen-
über dem Arbeitgeber spätestens zehn Arbeitstage vor dem ge-
wünschten Beginn in Textform erfolgen muss. 
(3) 1Abweichend von § 2a Absatz 1 Satz 4 muss sich die Familien-
pflegezeit nicht unmittelbar an die Freistellung nach § 3 Absatz 1 oder 
Absatz 5 des Pflegezeitgesetzes anschließen, wenn der Arbeitgeber 
zustimmt, die Gesamtdauer nach § 2 Absatz 2 von 24 Monaten nicht 
überschritten wird und die Familienpflegezeit spätestens mit Ablauf 
des 31. März 2021 endet. 2Die Ankündigung muss abweichend von 
§ 2a Absatz 1 Satz 5 spätestens zehn Tage vor Beginn der Familien-
pflegezeit erfolgen. 
(4) 1Abweichend von § 2a Absatz 1 Satz 6 muss sich die Freistellung 
nach § 3 Absatz 1 oder Absatz 5 des Pflegezeitgesetzes nicht unmit-
telbar an die Familienpflegezeit anschließen, wenn der Arbeitgeber zu-
stimmt, die Gesamtdauer nach § 2 Absatz 2 von 24 Monaten nicht 
überschritten wird und die Pflegezeit spätestens mit Ablauf des 31. 
März 2021 endet. 2Die Inanspruchnahme ist dem Arbeitgeber spätes-
tens zehn Tage vor Beginn der Freistellung nach § 3 Absatz 1 oder Ab-
satz 5 des Pflegezeitgesetzes in Textform anzukündigen. 
(5) Abweichend von § 2a Absatz 2 Satz 1 gilt, dass die Vereinbarung in 
Textform zu treffen ist.
(6) Abweichend von § 2a Absatz 3 können Beschäftigte mit Zustim-
mung des Arbeitgebers nach einer beendeten Familienpflegezeit zur 
Pflege oder Betreuung desselben pflegebedürftigen Angehörigen Fa-
milienpflegezeit erneut, jedoch insgesamt nur bis zur Höchstdauer 
nach § 2 Absatz 1 in Anspruch nehmen, wenn die Gesamtdauer von 
24 Monaten nach § 2 Absatz 2 nicht überschritten wird und die Fami-
lienpflegezeit spätestens mit Ablauf des 31. März 2021 endet.

8 Gesetz zum Schutz von Müttern bei der Arbeit, in der Ausbildung und im Studium 
(Mutterschutzgesetz – MuSchG)

Vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228), zuletzt geändert durch Art. 57 VIII vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652)

ERSTER ABSCHNITT
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anwendungsbereich, Ziel des Mutterschutzes
(1) Dieses Gesetz schützt die Gesundheit der Frau und ihres Kindes 
am Arbeits-, Ausbildungs- und Studienplatz während der Schwanger-
schaft, nach der Entbindung und in der Stillzeit. Das Gesetz ermöglicht 
es der Frau, ihre Beschäftigung oder sonstige Tätigkeit in dieser Zeit 
ohne Gefährdung ihrer Gesundheit oder der ihres Kindes fortzuset-
zen und wirkt Benachteiligungen während der Schwangerschaft, nach 
der Entbindung und in der Stillzeit entgegen. Regelungen in anderen 
Arbeitsschutzgesetzen bleiben unberührt.

(2) Dieses Gesetz gilt für Frauen in einer Beschäftigung im Sinne von 
§ 7 Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Unabhängig da-
von, ob ein solches Beschäftigungsverhältnis vorliegt, gilt dieses Ge-
setz auch für

1.	Frauen in betrieblicher Berufsbildung und Praktikantinnen im Sinne 
von § 26 des Berufsbildungsgesetzes,

2.	Frauen mit Behinderung, die in einer Werkstatt für behinderte Men-
schen beschäftigt sind,

3.	Frauen, die als Entwicklungshelferinnen im Sinne des Entwicklungs-
helfer-Gesetzes tätig sind, jedoch mit der Maßgabe, dass die §§ 18 
bis 22 auf sie nicht anzuwenden sind,
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4.	Frauen, die als Freiwillige im Sinne des Jugendfreiwilligendienstege-
setzes oder des Bundesfreiwilligendienstgesetzes tätig sind,

5.	Frauen, die als Mitglieder einer geistlichen Genossenschaft, Dia-
konissen oder Angehörige einer ähnlichen Gemeinschaft auf einer 
Planstelle oder aufgrund eines Gestellungsvertrages für diese tä-
tig werden, auch während der Zeit ihrer dortigen außerschulischen 
Ausbildung,

6.	Frauen, die in Heimarbeit beschäftigt sind, und ihnen Gleichgestell-
te im Sinne von § 1 Absatz 1 und 2 des Heimarbeitsgesetzes, soweit 
sie am Stück mitarbeiten, jedoch mit der Maßgabe, dass die §§ 10 
und 14 auf sie nicht anzuwenden sind und § 9 Absatz 1 bis 5 auf sie 
entsprechend anzuwenden ist,

7.	Frauen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständigkeit als 
arbeitnehmerähnliche Person anzusehen sind, jedoch mit der Maß-
gabe, dass die §§ 18, 19 Absatz 2 und § 20 auf sie nicht anzuwen-
den sind, und

8.	Schülerinnen und Studentinnen, soweit die Ausbildungsstelle Ort, 
Zeit und Ablauf der Ausbildungsveranstaltung verpflichtend vorgibt 
oder die ein im Rahmen der schulischen oder hochschulischen Aus-
bildung verpflichtend vorgegebenes Praktikum ableisten, jedoch 
mit der Maßgabe, dass die §§ 17 bis 24 auf sie nicht anzuwenden 
sind.

(3) Das Gesetz gilt nicht für Beamtinnen und Richterinnen. Das Gesetz 
gilt ebenso nicht für Soldatinnen, auchsoweit die Voraussetzungen 
des Absatzes 2 erfüllt sind, es sei denn, sie werden aufgrund dienst-
licher Anordnung oder Gestattung außerhalb des Geschäftsbereiches 
des Bundesministeriums der Verteidigung tätig.

(4) Dieses Gesetz gilt für jede Person, die schwanger ist, ein Kind ge-
boren hat oder stillt. Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend.

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes ist die natürliche oder ju-
ristische Person oder die rechtsfähige Personengesellschaft, die Per-
sonen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 beschäftigt. Dem Arbeitgeber stehen 
gleich:

1.	die natürliche oder juristische Person oder die rechtsfähige Perso-
nengesellschaft, die Frauen im Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1 ausbildet oder für die Praktikantinnen im Fall von § 1 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 1 tätig sind,

2.	der Träger der Werkstatt für behinderte Menschen im Fall von § 1 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 2,

3.	der Träger des Entwicklungsdienstes im Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 3,

4.	die Einrichtung, in der der Freiwilligendienst nach dem Jugendfrei-
willigendienstegesetz oder nach dem Bundesfreiwilligendienstge-
setz im Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 geleistet wird,

5.	die geistliche Genossenschaft und ähnliche Gemeinschaft im Fall 
von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5,

6.	der Auftraggeber und der Zwischenmeister von Frauen im Fall von 
§ 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6,

7.	die natürliche oder juristische Person oder die rechtsfähige Perso-
nengesellschaft, für die Frauen im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 7 tätig sind, und

8.	die natürliche oder juristische Person oder die rechtsfähige Perso-
nengesellschaft, mit der das Ausbildungsoder Praktikumsverhältnis 
im Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 besteht (Ausbildungsstel-
le).

(2) Eine Beschäftigung im Sinne der nachfolgenden Vorschriften er-
fasst jede Form der Betätigung, die eine Frauim Rahmen eines Be-
schäftigungsverhältnisses nach § 1 Absatz 2 Satz 1 oder die eine Frau 
im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 im Rahmen ihres Rechtsverhältnis-
ses zu ihrem Arbeitgeber nach § 2 Absatz 1 Satz 2 ausübt.

(3) Ein Beschäftigungsverbot im Sinne dieses Gesetzes ist nur ein Be-
schäftigungsverbot nach den §§ 3 bis 6, 10 Absatz 3, § 13 Absatz 1 
Nummer 3 und § 16. Für eine in Heimarbeit beschäftigte Frau und eine 
ihr Gleichgestellte tritt an die Stelle des Beschäftigungsverbots das 
Verbot der Ausgabe von Heimarbeit nach den §§ 3, 8, 13 Absatz 2 und 
§ 16. Für eine Frau, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständig-
keit als arbeitnehmerähnliche Person anzusehen ist, tritt an die Stelle 
des Beschäftigungsverbots nach Satz 1 die Befreiung von der vertrag-
lich vereinbarten Leistungspflicht; die Frau kann sich jedoch gegen-
über der dem Arbeitgeber gleichgestellten Person oder Gesellschaft 
im Sinne von Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 dazu bereit erklären, die ver-
traglich vereinbarte Leistung zu erbringen.

(4) Alleinarbeit im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn der Arbeitge-
ber eine Frau an einem Arbeitsplatz in seinem räumlichen Verantwor-
tungsbereich beschäftigt, ohne dass gewährleistet ist, dass sie jeder-
zeit den Arbeitsplatz verlassen oder Hilfe erreichen kann.

(5) Arbeitsentgelt im Sinne dieses Gesetzes ist das Arbeitsentgelt, das 
nach § 14 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit 
einer aufgrund des § 17 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch erlasse-
nen Verordnung bestimmt wird. Für Frauen im Sinne von § 1 Absatz 2 
Satz 2 gilt als Arbeitsentgelt ihre jeweilige Vergütung.

ZWEITER ABSCHNITT
Gesundheitsschutz

1. UNTERABSCHNITT
Arbeitszeitlicher Gesundheitsschutz

§ 3 Schutzfristen vor und nach der Entbindung
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau in den letzten sechs 
Wochen vor der Entbindung nichtbeschäftigen (Schutzfrist vor der 
Entbindung), soweit sie sich nicht zur Arbeitsleistung ausdrücklich be-
reit erklärt.
Sie kann die Erklärung nach Satz 1 jederzeit mit Wirkung für die Zu-
kunft widerrufen. Für die Berechnung der Schutzfrist vor der Entbin-
dung ist der voraussichtliche Tag der Entbindung maßgeblich, wie er 
sich aus dem ärztlichen Zeugnis oder dem Zeugnis einer Hebamme 
oder eines Entbindungspflegers ergibt. Entbindet eine Frau nicht am 
voraussichtlichen Tag, verkürzt oder verlängert sich die Schutzfrist vor 
der Entbindung entsprechend.
(2) Der Arbeitgeber darf eine Frau bis zum Ablauf von acht Wochen 
nach der Entbindung nicht beschäftigen (Schutzfrist nach der Entbin-
dung). Die Schutzfrist nach der Entbindung verlängert sich auf zwölf 
Wochen
1.	bei Frühgeburten,
2.	bei Mehrlingsgeburten und,
3.	wenn vor Ablauf von acht Wochen nach der Entbindung bei dem 

Kind eine Behinderung im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch ärztlich festgestellt wird.

Bei vorzeitiger Entbindung verlängert sich die Schutzfrist nach der 
Entbindung nach Satz 1 oder nach Satz 2 um den Zeitraum der Verkür-
zung der Schutzfrist vor der Entbindung nach Absatz 1 Satz 4. Nach 
Satz 2 Nummer 3 verlängert sich die Schutzfrist nach der Entbindung 
nur, wenn die Frau dies beantragt.
(3) Die Ausbildungsstelle darf eine Frau im Sinne von § 1 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 8 bereits in der Schutzfristnach der Entbindung im 
Rahmen der schulischen oder hochschulischen Ausbildung tätig wer-
den lassen, wenn die Frau dies ausdrücklich gegenüber ihrer Ausbil-
dungsstelle verlangt. Die Frau kann ihre Erklärung jederzeit mit Wir-
kung für die Zukunft widerrufen.
(4) Der Arbeitgeber darf eine Frau nach dem Tod ihres Kindes bereits 
nach Ablauf der ersten zwei Wochen nachder Entbindung beschäfti-
gen, wenn
1.	die Frau dies ausdrücklich verlangt und
2.	nach ärztlichem Zeugnis nichts dagegen spricht.
Sie kann ihre Erklärung nach Satz 1 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung 
für die Zukunft widerrufen.

§ 4 Verbot der Mehrarbeit; Ruhezeit
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau, die 18 
Jahre oder älter ist, nicht mit einer Arbeitbeschäftigen, die die Frau 
über achteinhalb Stunden täglich oder über 90 Stunden in der Dop-
pelwoche hinaus zu leisten hat. Eine schwangere oder stillende Frau 
unter 18 Jahren darf der Arbeitgeber nicht mit einer Arbeit beschäf-
tigen, die die Frau über acht Stunden täglich oder über 80 Stunden 
in der Doppelwoche hinaus zu leisten hat. In die Doppelwoche wer-
den die Sonntage eingerechnet. Der Arbeitgeber darf eine schwan-
gere oder stillende Frau nicht in einem Umfang beschäftigen, der die 
vertraglich vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit im Durchschnitt des 
Monats übersteigt. Bei mehreren Arbeitgebern sind die Arbeitszeiten 
zusammenzurechnen.
(2) Der Arbeitgeber muss der schwangeren oder stillenden Frau nach 
Beendigung der täglichen Arbeitszeit eineununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens elf Stunden gewähren.

§ 5 Verbot der Nachtarbeit
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau nicht zwi-
schen 20 Uhr und 6 Uhr beschäftigen. Erdarf sie bis 22 Uhr beschäfti-
gen, wenn die Voraussetzungen des § 28 erfüllt sind.
(2) Die Ausbildungsstelle darf eine schwangere oder stillende Frau im 
Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer8 nicht zwischen 20 Uhr und 
6 Uhr im Rahmen der schulischen oder hochschulischen Ausbildung 
tätig werden lassen. Die Ausbildungsstelle darf sie an Ausbildungsver-
anstaltungen bis 22 Uhr teilnehmen lassen, wenn
1.	sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2.	die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser Zeit erforderlich ist 

und
3.	insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die schwange-

re Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.
Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung nach Satz 2 
Nummer 1 jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.

§ 6 Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau nicht an 
Sonn- und Feiertagen beschäftigen. Er darf sie an Sonn- und Feierta-
gen nur dann beschäftigen, wenn
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1.	sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2.	eine Ausnahme vom allgemeinen Verbot der Arbeit an Sonn- und 

Feiertagen nach § 10 des Arbeitszeitgesetzes zugelassen ist,
3.	der Frau in jeder Woche im Anschluss an eine ununterbrochene 

Nachtruhezeit von mindestens elf Stunden ein Ersatzruhetag ge-
währt wird und

4.	insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die schwange-
re Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung nach Satz 2 
Nummer 1 jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.
(2) Die Ausbildungsstelle darf eine schwangere oder stillende Frau im 
Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 nicht an Sonn- und Feier-
tagen im Rahmen der schulischen oder hochschulischen Ausbildung 
tätig werden lassen. Die Ausbildungsstelle darf sie an Ausbildungsver-
anstaltungen an Sonn- und Feiertagen teilnehmen lassen, wenn
1.	sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2.	die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser Zeit erforderlich ist,
3.	der Frau in jeder Woche im Anschluss an eine ununterbrochene 

Nachtruhezeit von mindestens elf Stunden ein Ersatzruhetag ge-
währt wird und

4.	insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die schwange-
re Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung nach Satz 2 
Nummer 1 jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.

§ 7 Freistellung für Untersuchungen und zum Stillen
(1) Der Arbeitgeber hat eine Frau für die Zeit freizustellen, die zur 
Durchführung der Untersuchungen im Rahmender Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung bei Schwangerschaft und Mutter-
schaft erforderlich sind. Entsprechendes gilt zugunsten einer Frau, die 
nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert ist.
(2) Der Arbeitgeber hat eine stillende Frau auf ihr Verlangen während 
der ersten zwölf Monate nach der Entbindung für die zum Stillen er-
forderliche Zeit freizustellen, mindestens aber zweimal täglich für eine 
halbe Stunde oder einmal täglich für eine Stunde. Bei einer zusam-
menhängenden Arbeitszeit von mehr als acht Stunden soll auf Verlan-
gen der Frau zweimal eine Stillzeit von mindestens 45 Minuten oder, 
wenn in der Nähe der Arbeitsstätte keine Stillgelegenheit vorhanden 
ist, einmal eine Stillzeit von mindestens 90 Minuten gewährt werden. 
Die Arbeitszeit gilt als zusammenhängend, wenn sie nicht durch eine 
Ruhepause von mehr als zwei Stunden unterbrochen wird.

§ 8 Beschränkung von Heimarbeit
(1) Der Auftraggeber oder Zwischenmeister darf Heimarbeit an eine 
schwangere in Heimarbeit beschäftigte Frau oder an eine ihr Gleichge-
stellte nur in solchem Umfang und mit solchen Fertigungsfristen aus-
geben, dass die Arbeit werktags während einer achtstündigen Tages-
arbeitszeit ausgeführt werden kann.
(2) Der Auftraggeber oder Zwischenmeister darf Heimarbeit an eine 
stillende in Heimarbeit beschäftigte Frau oder an eine ihr Gleichge-
stellte nur in solchem Umfang und mit solchen Fertigungsfristen aus-
geben, dass die Arbeit werktags während einer siebenstündigen Ta-
gesarbeitszeit ausgeführt werden kann.

2. UNTERABSCHNITT
Betrieblicher Gesundheitsschutz

§ 9 �Gestaltung der Arbeitsbedingungen; unverantwortbare Ge-
fährdung

(1) Der Arbeitgeber hat bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
einer schwangeren oder stillenden Frau alleaufgrund der Gefährdungs-
beurteilung nach § 10 erforderlichen Maßnahmen für den Schutz ihrer 
physischen und psychischen Gesundheit sowie der ihres Kindes zu 
treffen. Er hat die Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und 
erforderlichenfalls den sich ändernden Gegebenheiten anzupassen. 
Soweit es nach den Vorschriften dieses Gesetzes verantwortbar ist, 
ist der Frau auch während der Schwangerschaft, nach der Entbindung 
und in der Stillzeit die Fortführung ihrer Tätigkeiten zu ermöglichen. 
Nachteile aufgrund der Schwangerschaft, der Entbindung oder der 
Stillzeit sollen vermieden oder ausgeglichen werden.
(2) Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbedingungen so zu gestalten, dass 
Gefährdungen einer schwangeren oder stillenden Frau oder ihres 
Kindes möglichst vermieden werden und eine unverantwortbare Ge-
fährdung ausgeschlossen wird. Eine Gefährdung ist unverantwort-
bar, wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Gesundheitsbeein-
trächtigung angesichts der zu erwartenden Schwere des möglichen 
Gesundheitsschadens nicht hinnehmbar ist. Eine unverantwortbare 
Gefährdung gilt als ausgeschlossen, wenn der Arbeitgeber alle Vor-
gaben einhält, die aller Wahrscheinlichkeit nach dazu führen, dass die 
Gesundheit einer schwangeren oder stillenden Frau oder ihres Kindes 
nicht beeinträchtigt wird.
(3) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die schwangere oder stil-
lende Frau ihre Tätigkeit am Arbeitsplatz,soweit es für sie erforder-
lich ist, kurz unterbrechen kann. Er hat darüber hinaus sicherzustellen, 

dass sich die schwangere oder stillende Frau während der Pausen und 
Arbeitsunterbrechungen unter geeigneten Bedingungen hinlegen, hin-
setzen und ausruhen kann.
(4) Alle Maßnahmen des Arbeitgebers nach diesem Unterabschnitt so-
wie die Beurteilung der Arbeitsbedingungennach § 10 müssen dem 
Stand der Technik, der Arbeitsmedizin und der Hygiene sowie den 
sonstigen gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnissen entspre-
chen. Der Arbeitgeber hat bei seinen Maßnahmen die vom Ausschuss 
für Mutterschutz ermittelten und nach § 30 Absatz 4 im Gemeinsamen 
Ministerialblatt veröffentlichten Regeln und Erkenntnisse zu berück-
sichtigen; bei Einhaltung dieser Regeln und bei Beachtung dieser Er-
kenntnisse ist davon auszugehen, dass die in diesem Gesetz gestell-
ten Anforderungen erfüllt sind.
(5) Der Arbeitgeber kann zuverlässige und fachkundige Personen 
schriftlich damit beauftragen, ihm obliegende Aufgaben nach diesem 
Unterabschnitt in eigener Verantwortung wahrzunehmen.
(6) Kosten für Maßnahmen nach diesem Gesetz darf der Arbeitgeber 
nicht den Personen auferlegen, die bei ihmbeschäftigt sind. Die Kos-
ten für Zeugnisse und Bescheinigungen, die die schwangere oder stil-
lende Frau auf Verlangen des Arbeitgebers vorzulegen hat, trägt der 
Arbeitgeber.

§ 10 Beurteilung der Arbeitsbedingungen; Schutzmaßnahmen
(1) Im Rahmen der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 5 des 
Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber für jede Tätigkeit
1.	die Gefährdungen nach Art, Ausmaß und Dauer zu beurteilen, 

denen eine schwangere oder stillende Frau oder ihr Kind ausgesetzt 
ist oder sein kann, und

2.	unter Berücksichtigung des Ergebnisses der Beurteilung der Ge-
fährdung nach Nummer 1 zu ermitteln, ob für eine schwangere oder 
stillende Frau oder ihr Kind voraussichtlich a) keine Schutzmaßnah-
men erforderlich sein werden,
b)	eine Umgestaltung der Arbeitsbedingungen nach § 13 Absatz 1 

Nummer 1 erforderlich sein wird oder
c)	eine Fortführung der Tätigkeit der Frau an diesem Arbeitsplatz 

nicht möglich sein wird.
Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen ist die Beurteilung eines 
Arbeitsplatzes oder einer Tätigkeit ausreichend.
(2) Sobald eine Frau dem Arbeitgeber mitgeteilt hat, dass sie schwanger 
ist oder stillt, hat der Arbeitgeberunverzüglich die nach Maßgabe der 
Gefährdungsbeurteilung nach Absatz 1 erforderlichen Schutzmaßnah-
men festzulegen. Zusätzlich hat der Arbeitgeber der Frau ein Gespräch 
über weitere Anpassungen ihrer Arbeitsbedingungen anzubieten.
(3) Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau nur dieje-
nigen Tätigkeiten ausüben lassen, für dieer die erforderlichen Schutz-
maßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 getroffen hat.

§ 11 Unzulässige Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen für 
schwangere Frauen
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätigkeiten aus-
üben lassen und sie keinen
Arbeitsbedingungen aussetzen, bei denen sie in einem Maß Gefahr-
stoffen ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies für sie oder für ihr 
Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt. Eine unverantwort-
bare Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt insbesondere vor, wenn die 
schwangere Frau Tätigkeiten ausübt oder Arbeitsbedingungen ausge-
setzt ist, bei denen sie folgenden Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder 
sein kann:
1.	Gefahrstoffen, die nach den Kriterien des Anhangs I zur Verordnung 

(EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und 
Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhe-
bung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Ände-
rung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. L 353 vom 31.12.2008, 
S. 1) zu bewerten sind
a)	als reproduktionstoxisch nach der Kategorie 1A, 1B oder 2 oder 

nach der Zusatzkategorie für Wirkungen auf oder über die Lakta-
tion,

b)	als keimzellmutagen nach der Kategorie 1A oder 1B,
c)	als karzinogen nach der Kategorie 1A oder 1B,
d)	als spezifisch zielorgantoxisch nach einmaliger Exposition nach 

der Kategorie 1 oder
e)	als akut toxisch nach der Kategorie 1, 2 oder 3,

2.	Blei und Bleiderivaten, soweit die Gefahr besteht, dass diese Stoffe 
vom menschlichen Körper aufgenommen werden, oder

3.	Gefahrstoffen, die als Stoffe ausgewiesen sind, die auch bei Einhal-
tung der arbeitsplatzbezogenen Vorgaben möglicherweise zu einer 
Fruchtschädigung führen können.

Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne von Satz 1 oder 2 gilt ins-
besondere als ausgeschlossen,
1.	wenn

a)	für den jeweiligen Gefahrstoff die arbeitsplatzbezogenen Vorga-
ben eingehalten werden und es sich um einen Gefahrstoff han-
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delt, der als Stoff ausgewiesen ist, der bei Einhaltung der arbeits-
platzbezogenen Vorgaben hinsichtlich einer Fruchtschädigung 
als sicher bewertet wird, oder

b)	der Gefahrstoff nicht in der Lage ist, die Plazentaschranke zu 
überwinden, oder aus anderen Gründen ausgeschlossen ist, 
dass eine Fruchtschädigung eintritt, und

2.	wenn der Gefahrstoff nach den Kriterien des Anhangs I zur Verord-
nung (EG) Nr. 1272/2008 nicht als reproduktionstoxisch nach der 
Zusatzkategorie für Wirkungen auf oder über die Laktation zu be-
werten ist.

Die vom Ausschuss für Mutterschutz ermittelten wissenschaftlichen 
Erkenntnisse sind zu beachten.
(2) Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätigkeiten aus-
üben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei denen 
sie in einem Maß mit Biostoffen der Risikogruppe 2, 3 oder 4 im Sinne 
von § 3 Absatz 1 der Biostoffverordnung in Kontakt kommt oder kom-
men kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare 
Gefährdung darstellt. Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne von 
Satz 1 liegt insbesondere vor, wenn die schwangere Frau Tätigkeiten 
ausübt oder Arbeitsbedingungen ausgesetzt ist, bei denen sie mit fol-
genden Biostoffen in Kontakt kommt oder kommen kann:
1.	mit Biostoffen, die in die Risikogruppe 4 im Sinne von § 3 Absatz 1 

der Biostoffverordnung einzustufen sind, oder
2.	mit Rötelnvirus oder mit Toxoplasma.
Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn der Kontakt mit Biostoffen im Sin-
ne von Satz 1 oder 2 therapeutische Maßnahmen erforderlich macht 
oder machen kann, die selbst eine unverantwortbare Gefährdung dar-
stellen. Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne von Satz 1 oder 2 
gilt insbesondere als ausgeschlossen, wenn die schwangere Frau über 
einen ausreichenden Immunschutz verfügt.
(3) Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätigkeiten aus-
üben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei denen 
sie physikalischen Einwirkungen in einem Maß ausgesetzt ist oder sein 
kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Ge-
fährdung darstellt. Als physikalische Einwirkungen im Sinne von Satz 1 
sind insbesondere zu berücksichtigen:
1.	ionisierende und nicht ionisierende Strahlungen,
2.	Erschütterungen, Vibrationen und Lärm sowie
3.	Hitze, Kälte und Nässe.
(4) Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätigkeiten aus-
üben lassen und sie keinen
Arbeitsbedingungen aussetzen, bei denen sie einer belastenden 
Arbeitsumgebung in einem Maß ausgesetzt ist oder sein kann, dass 
dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung dar-
stellt. Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau insbesondere keine 
Tätigkeiten ausüben lassen
1.	in Räumen mit einem Überdruck im Sinne von § 2 der Druckluftver-

ordnung,
2.	in Räumen mit sauerstoffreduzierter Atmosphäre oder
3.	im Bergbau unter Tage.
(5) Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätigkeiten aus-
üben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei denen 
sie körperlichen Belastungen oder mechanischen Einwirkungen in 
einem Maß ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies für sie oder für 
ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt. Der Arbeitgeber 
darf eine schwangere Frau insbesondere keine Tätigkeiten ausüben 
lassen, bei denen
1.	sie ohne mechanische Hilfsmittel regelmäßig Lasten von mehr als 5 

Kilogramm Gewicht oder gelegentlich Lasten von mehr als 10 Kilo-
gramm Gewicht von Hand heben, halten, bewegen oder befördern 
muss,

2.	sie mit mechanischen Hilfsmitteln Lasten von Hand heben, halten, 
bewegen oder befördern muss und dabei ihre körperliche Bean-
spruchung der von Arbeiten nach Nummer 1 entspricht,

3.	sie nach Ablauf des fünften Monats der Schwangerschaft überwie-
gend bewegungsarm ständig stehen muss und wenn diese Tätigkeit 
täglich vier Stunden überschreitet,

4.	sie sich häufig erheblich strecken, beugen, dauernd hocken, sich 
gebückt halten oder sonstige Zwangshaltungen einnehmen muss,

5.	sie auf Beförderungsmitteln eingesetzt wird, wenn dies für sie oder 
für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt,

6.	Unfälle, insbesondere durch Ausgleiten, Fallen oder Stürzen, oder 
Tätlichkeiten zu befürchten sind, die für sie oder für ihr Kind eine un-
verantwortbare Gefährdung darstellen,

7.	sie eine Schutzausrüstung tragen muss und das Tragen eine Belas-
tung darstellt oder

8.	eine Erhöhung des Drucks im Bauchraum zu befürchten ist, insbe-
sondere bei Tätigkeiten mit besonderer Fußbeanspruchung.

(6) Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau folgende Arbeiten nicht 
ausüben lassen:

1.	Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei denen durch ein gestei-
gertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden kann,

2.	Fließarbeit oder
3.	getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, wenn die 

Art der Arbeit oder das Arbeitstempo für die schwangere Frau 
oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt.

§ 12 �Unzulässige Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen für stillen-
de Frauen

(1) Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tätigkeiten ausüben 
lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei denen sie in 
einem Maß Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies für 
sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt. Eine 
unverantwortbare Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt insbesondere 
vor, wenn die stillende Frau Tätigkeiten ausübt oder Arbeitsbedingun-
gen ausgesetzt ist, bei denen sie folgenden Gefahrstoffen ausgesetzt 
ist oder sein kann:
1.	Gefahrstoffen, die nach den Kriterien des Anhangs I zur Verordnung 

(EG) Nr. 1272/2008 als reproduktionstoxisch nach der Zusatzkate-
gorie für Wirkungen auf oder über die Laktation zu bewerten sind 
oder

2.	Blei und Bleiderivaten, soweit die Gefahr besteht, dass diese Stoffe 
vom menschlichen Körper aufgenommen werden.

(2) Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tätigkeiten ausüben 
lassen und sie keinen Arbeitsbedingungenaussetzen, bei denen sie in 
einem Maß mit Biostoffen der Risikogruppe 2, 3 oder 4 im Sinne von 
§ 3 Absatz 1 der Biostoffverordnung in Kontakt kommt oder kommen 
kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Ge-
fährdung darstellt. Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne von 
Satz 1 liegt insbesondere vor, wenn die stillende Frau Tätigkeiten aus-
übt oder Arbeitsbedingungen ausgesetzt ist, bei denen sie mit Bio-
stoffen in Kontakt kommt oder kommen kann, die in die Risikogruppe 
4 im Sinne von § 3 Absatz 1 der Biostoffverordnung einzustufen sind. 
Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn der Kontakt mit Biostoffen im Sin-
ne von Satz 1 oder 2 therapeutische Maßnahmen erforderlich macht 
oder machen kann, die selbst eine unverantwortbare Gefährdung dar-
stellen. Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne von Satz 1 oder 
2 gilt als ausgeschlossen, wenn die stillende Frau über einen ausrei-
chenden Immunschutz verfügt.
(3) Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tätigkeiten ausüben 
lassen und sie keinen Arbeitsbedingungenaussetzen, bei denen sie 
physikalischen Einwirkungen in einem Maß ausgesetzt ist oder sein 
kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Ge-
fährdung darstellt. Als physikalische Einwirkungen im Sinne von Satz 1 
sind insbesondere ionisierende und nicht ionisierende Strahlungen zu 
berücksichtigen.
(4) Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tätigkeiten ausüben 
lassen und sie keinen Arbeitsbedingungenaussetzen, bei denen sie 
einer belastenden Arbeitsumgebung in einem Maß ausgesetzt ist oder 
sein kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare 
Gefährdung darstellt. Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau insbe-
sondere keine Tätigkeiten ausüben lassen
1.	in Räumen mit einem Überdruck im Sinne von § 2 der Druckluftver-

ordnung oder
2.	im Bergbau unter Tage.
(5) Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau folgende Arbeiten nicht 

ausüben lassen:
1.	Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei denen durch ein gesteiger-

tes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden kann,
2.	Fließarbeit oder
3.	getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, wenn die Art 

der Arbeit oder das Arbeitstempo für die stillende Frau oder für ihr 
Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt.

§ 13 �Rangfolge der Schutzmaßnahmen: Umgestaltung der 
Arbeitsbedingungen, Arbeitsplatzwechsel und betriebliches 
Beschäftigungsverbot

(1) Werden unverantwortbare Gefährdungen im Sinne von § 9, § 11 
oder § 12 festgestellt, hat der Arbeitgeber für jede Tätigkeit einer 
schwangeren oder stillenden Frau Schutzmaßnahmen in folgender 
Rangfolge zu treffen:
1.	Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbedingungen für die schwangere 

oder stillende Frau durch Schutzmaßnahmen nach Maßgabe des 
§ 9 Absatz 2 umzugestalten.

2.	Kann der Arbeitgeber unverantwortbare Gefährdungen für die 
schwangere oder stillende Frau nicht durch die Umgestaltung der 
Arbeitsbedingungen nach Nummer 1 ausschließen oder ist eine 
Umgestaltung wegen des nachweislich unverhältnismäßigen Auf-
wandes nicht zumutbar, hat der Arbeitgeber die Frau an einem an-
deren geeigneten Arbeitsplatz einzusetzen, wenn er einen solchen 
Arbeitsplatz zur Verfügung stellen kann und dieser Arbeitsplatz der 
schwangeren oder stillenden Frau zumutbar ist.

3.	Kann der Arbeitgeber unverantwortbare Gefährdungen für die 
schwangere oder stillende Frau weder durch Schutzmaßnahmen 
nach Nummer 1 noch durch einen Arbeitsplatzwechsel nach Num-
mer 2 ausschließen, darf er die schwangere oder stillende Frau nicht 
weiter beschäftigen.
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(2) Der Auftraggeber oder Zwischenmeister darf keine Heimarbeit an 
schwangere oder stillende Frauen ausgeben, wenn unverantwortbare 
Gefährdungen nicht durch Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 Num-
mer 1 ausgeschlossen werden können.

§ 14 Dokumentation und Information durch den Arbeitgeber
(1) Der Arbeitgeber hat die Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach 
§ 10 durch Unterlagen zu dokumentieren, aus denen Folgendes er-
sichtlich ist:
1.	das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung nach § 10 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1 und der Bedarf an Schutzmaßnahmen nach § 10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2,

2.	die Festlegung der erforderlichen Schutzmaßnahmen nach § 10 Ab-
satz 2 Satz 1 sowie das Ergebnis ihrer Überprüfung nach § 9 Ab-
satz 1 Satz 2 und

3.	das Angebot eines Gesprächs mit der Frau über weitere Anpassun-
gen ihrer Arbeitsbedingungen nach § 10 Absatz 2 Satz 2 oder der 
Zeitpunkt eines solchen Gesprächs.

Wenn die Beurteilung nach § 10 Absatz 1 ergibt, dass die schwangere 
oder stillende Frau oder ihr Kind keiner Gefährdung im Sinne von § 9 
Absatz 2 ausgesetzt ist oder sein kann, reicht es aus, diese Feststel-
lung in einer für den Arbeitsplatz der Frau oder für die Tätigkeit der 
Frau bereits erstellten Dokumentation der Beurteilung der Arbeitsbe-
dingungen nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes zu vermerken.
(2) Der Arbeitgeber hat alle Personen, die bei ihm beschäftigt sind, 
über das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung nach § 10 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und über den Bedarf an Schutzmaßnahmen nach 
§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zu informieren.
(3) Der Arbeitgeber hat eine schwangere oder stillende Frau über die 
Gefährdungsbeurteilung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 
über die damit verbundenen für sie erforderlichen Schutzmaßnahmen 
nach § 10 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 13 zu informieren.

§ 15 �Mitteilungen und Nachweise der schwangeren und stillen-
den Frauen

(1) Eine schwangere Frau soll ihrem Arbeitgeber ihre Schwangerschaft 
und den voraussichtlichen Tag der Entbindung mitteilen, sobald sie 
weiß, dass sie schwanger ist. Eine stillende Frau soll ihrem Arbeitgeber 
so früh wie möglich mitteilen, dass sie stillt.
(2) Auf Verlangen des Arbeitgebers soll eine schwangere Frau als 
Nachweis über ihre Schwangerschaft einärztliches Zeugnis oder das 
Zeugnis einer Hebamme oder eines Entbindungspflegers vorlegen. 
Das Zeugnis über die Schwangerschaft soll den voraussichtlichen Tag 
der Entbindung enthalten.

3. UNTERABSCHNITT
Ärztlicher Gesundheitsschutz

§ 16 Ärztliches Beschäftigungsverbot
(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau nicht beschäftigen, so-
weit nach einem ärztlichen Zeugnis ihre Gesundheit oder die ihres Kin-
des bei Fortdauer der Beschäftigung gefährdet ist.
(2) Der Arbeitgeber darf eine Frau, die nach einem ärztlichen Zeugnis in 
den ersten Monaten nach der Entbindung nicht voll leistungsfähig ist, 
nicht mit Arbeiten beschäftigen, die ihre Leistungsfähigkeit übersteigen.

DRITTER ABSCHNITT
Kündigungsschutz

§ 17 Kündigungsverbot
(1) Die Kündigung gegenüber einer Frau ist unzulässig
1.	während ihrer Schwangerschaft,
2.	bis zum Ablauf von vier Monaten nach einer Fehlgeburt nach der 

zwölften Schwangerschaftswoche und
3.	bis zum Ende ihrer Schutzfrist nach der Entbindung, mindestens je-

doch bis zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbindung,
wenn dem Arbeitgeber zum Zeitpunkt der Kündigung die Schwanger-
schaft, die Fehlgeburt nach der zwölften Schwangerschaftswoche 
oder die Entbindung bekannt ist oder wenn sie ihm innerhalb von zwei 
Wochen nach Zugang der Kündigung mitgeteilt wird. Das Überschrei-
ten dieser Frist ist unschädlich, wenn die Überschreitung auf einem 
von der Frau nicht zu vertretenden Grund beruht und die Mitteilung 
unverzüglich nachgeholt wird. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für Vorbereitungsmaßnahmen des Arbeitgebers, die er im Hinblick auf 
eine Kündigung der Frau trifft.
(2) Die für den Arbeitsschutz zuständige oberste Landesbehörde oder 
die von ihr bestimmte Stelle kann inbesonderen Fällen, die nicht mit 
dem Zustand der Frau in der Schwangerschaft, nach einer Fehlgeburt 
nach der zwölften Schwangerschaftswoche oder nach der Entbindung 
in Zusammenhang stehen, ausnahmsweise die Kündigung für zulässig 
erklären. Die Kündigung bedarf der Schriftform und muss den Kündi-
gungsgrund angeben.

(3) Der Auftraggeber oder Zwischenmeister darf eine in Heimarbeit be-
schäftigte Frau in den Fristen nach Absatz 1 Satz 1 nicht gegen ihren 
Willen bei der Ausgabe von Heimarbeit ausschließen; die §§ 3, 8, 11, 
12, 13 Absatz 2 und § 16 bleiben unberührt. Absatz 1 gilt auch für eine 
Frau, die der in Heimarbeit beschäftigten Frau gleichgestellt ist und 
deren Gleichstellung sich auch auf § 29 des Heimarbeitsgesetzes er-
streckt. Absatz 2 gilt für eine in Heimarbeit beschäftigte Frau und eine 
ihr Gleichgestellte entsprechend.

VIERTER ABSCHNITT
Leistungen

§ 18 Mutterschutzlohn
Eine Frau, die wegen eines Beschäftigungsverbots außerhalb der 
Schutzfristen vor oder nach der Entbindung teilweise oder gar nicht 
beschäftigt werden darf, erhält von ihrem Arbeitgeber Mutterschutz-
lohn. Als Mutterschutzlohn wird das durchschnittliche Arbeitsentgelt 
der letzten drei abgerechneten Kalendermonate vor dem Eintritt der 
Schwangerschaft gezahlt. Dies gilt auch, wenn wegen dieses Verbots 
die Beschäftigung oder die Entlohnungsart wechselt. Beginnt das Be-
schäftigungsverhältnis erst nach Eintritt der Schwangerschaft, ist das 
durchschnittliche Arbeitsentgelt aus dem Arbeitsentgelt der ersten 
drei Monate der Beschäftigung zu berechnen.

§ 19 Mutterschaftsgeld
(1) Eine Frau, die Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse ist, erhält 
für die Zeit der Schutzfristen vor und nachder Entbindung sowie für 
den Entbindungstag Mutterschaftsgeld nach den Vorschriften des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch oder nach den Vorschriften des 
Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte.
(2) Eine Frau, die nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse ist, er-
hält für die Zeit der Schutzfristen vor undnach der Entbindung sowie für 
den Entbindungstag Mutterschaftsgeld zu Lasten des Bundes in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch über das Mutterschaftsgeld, jedoch insgesamt höchstens 
210 Euro. Das Mutterschaftsgeld wird dieser Frau auf Antrag vom Bun-
desamt für soziale Sicherung gezahlt. Endet das Beschäftigungsver-
hältnis nach Maßgabe von § 17 Absatz 2 durch eine Kündigung, erhält 
die Frau Mutterschaftsgeld in entsprechender Anwendung der Sätze 1 
und 2 für die Zeit nach dem Ende des Beschäftigungsverhältnisses.

§ 20 Zuschuss zum Mutterschaftsgeld
(1) Eine Frau erhält während ihres bestehenden Beschäftigungsver-
hältnisses für die Zeit der Schutzfristenvor und nach der Entbindung 
sowie für den Entbindungstag von ihrem Arbeitgeber einen Zuschuss 
zum Mutterschaftsgeld. Als Zuschuss zum Mutterschaftsgeld wird der 
Unterschiedsbetrag zwischen 13 Euro und dem um die gesetzlichen 
Abzüge verminderten durchschnittlichen kalendertäglichen Arbeits-
entgelt der letzten drei abgerechneten Kalendermonate vor Beginn 
der Schutzfrist vor der Entbindung gezahlt. Einer Frau, deren Beschäf-
tigungsverhältnis während der Schutzfristen vor oder nach der Entbin-
dung beginnt, wird der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld von Beginn 
des Beschäftigungsverhältnisses an gezahlt.
(2) Ist eine Frau für mehrere Arbeitgeber tätig, sind für die Berechnung 
des Arbeitgeberzuschusses nach Absatz 1 die durchschnittlichen ka-
lendertäglichen Arbeitsentgelte aus diesen Beschäftigungsverhältnis-
sen zusammenzurechnen. Den sich daraus ergebenden Betrag zahlen 
die Arbeitgeber anteilig im Verhältnis der von ihnen gezahlten durch-
schnittlichen kalendertäglichen Arbeitsentgelte.
(3) Endet das Beschäftigungsverhältnis nach Maßgabe von § 17 Ab-
satz 2 durch eine Kündigung, erhält die Frau für die Zeit nach dem 
Ende des Beschäftigungsverhältnisses den Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld nach Absatz 1 von der für die Zahlung des Mutterschafts-
geldes zuständigen Stelle. Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Arbeit-
geber wegen eines Insolvenzereignisses im Sinne von § 165 Absatz 1 
Satz 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch den Zuschuss nach Ab-
satz 1 nicht zahlen kann.

§ 21 Ermittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts
(1) Bei der Bestimmung des Berechnungszeitraumes für die Ermittlung 
des durchschnittlichen Arbeitsentgelts fürdie Leistungen nach den 
§§ 18 bis 20 bleiben Zeiten unberücksichtigt, in denen die Frau infol-
ge unverschuldeter Fehlzeiten kein Arbeitsentgelt erzielt hat. War das 
Beschäftigungsverhältnis kürzer als drei Monate, ist der Berechnung 
der tatsächliche Zeitraum des Beschäftigungsverhältnisses zugrunde 
zu legen.
(2) Für die Ermittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts für die 
Leistungen nach den §§ 18 bis 20 bleibenunberücksichtigt:
1.	einmalig gezahltes Arbeitsentgelt im Sinne von § 23a des Vierten 

Buches Sozialgesetzbuch,
2.	Kürzungen des Arbeitsentgelts, die im Berechnungszeitraum infolge 

von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen oder unverschuldetem Arbeitsver-
säumnis eintreten, und

3.	im Fall der Beendigung der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetz das Arbeitsentgelt aus Teilzeitbeschäftigung, 
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das vor der Beendigung der Elternzeit während der Elternzeit er-
zielt wurde, soweit das durchschnittliche Arbeitsentgelt ohne die 
Berücksichtigung der Zeiten, in denen dieses Arbeitsentgelt erzielt 
wurde, höher ist.

(3) Ist die Ermittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts entspre-
chend den Absätzen 1 und 2 nicht möglich,ist das durchschnittliche 
kalendertägliche Arbeitsentgelt einer vergleichbar beschäftigten Per-
son zugrunde zu legen.
(4) Bei einer dauerhaften Änderung der Arbeitsentgelthöhe ist die ge-
änderte Arbeitsentgelthöhe bei der Ermittlung des durchschnittlichen 
Arbeitsentgelts für die Leistungen nach den §§ 18 bis 20 zugrunde zu 
legen, und zwar
1.	für den gesamten Berechnungszeitraum, wenn die Änderung wäh-

rend des Berechnungszeitraums wirksam wird,
2.	ab Wirksamkeit der Änderung der Arbeitsentgelthöhe, wenn die 

Änderung der Arbeitsentgelthöhe nach dem Berechnungszeitraum 
wirksam wird.

§ 22 Leistungen während der Elternzeit
Während der Elternzeit sind Ansprüche auf Leistungen nach den §§ 18 
und 20 aus dem wegen der Elternzeit ruhenden Arbeitsverhältnis aus-
geschlossen. Übt die Frau während der Elternzeit eine Teilzeitarbeit 
aus, ist für die Ermittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts nur 
das Arbeitsentgelt aus dieser Teilzeitarbeit zugrunde zu legen.

§ 23 Entgelt bei Freistellung für Untersuchungen und zum Stillen
(1) Durch die Gewährung der Freistellung nach § 7 darf bei der schwan-
geren oder stillenden Frau kein Entgeltausfall eintreten. Freistellungs-
zeiten sind weder vor- noch nachzuarbeiten. Sie werden nicht auf 
Ruhepausen angerechnet, die im Arbeitszeitgesetz oder in anderen 
Vorschriften festgelegt sind.
(2) Der Auftraggeber oder Zwischenmeister hat einer in Heimarbeit be-
schäftigten Frau und der ihr Gleichgestellten für die Stillzeit ein Ent-
gelt zu zahlen, das nach der Höhe des durchschnittlichen Stunden-
entgelts für jeden Werktag zu berechnen ist. Ist eine Frau für mehrere 
Auftraggeber oder Zwischenmeister tätig, haben diese das Entgelt für 
die Stillzeit zu gleichen Teilen zu zahlen. Auf das Entgelt finden die 
Vorschriften der §§ 23 bis 25 des Heimarbeitsgesetzes über den Ent-
geltschutz Anwendung.

§ 24 �Fortbestehen des Erholungsurlaubs bei Beschäftigungs-
verboten

Für die Berechnung des Anspruchs auf bezahlten Erholungsurlaub 
gelten die Ausfallzeiten wegen eines Beschäftigungsverbots als Be-
schäftigungszeiten. Hat eine Frau ihren Urlaub vor Beginn eines Be-
schäftigungsverbots nicht oder nicht vollständig erhalten, kann sie 
nach dem Ende des Beschäftigungsverbots den Resturlaub im laufen-
den oder im nächsten Urlaubsjahr beanspruchen.

§ 25 Beschäftigung nach dem Ende des Beschäftigungsverbots
Mit dem Ende eines Beschäftigungsverbots im Sinne von § 2 Absatz 3 
hat eine Frau das Recht, entsprechend den vertraglich vereinbarten 
Bedingungen beschäftigt zu werden.

FÜNFTER ABSCHNITT
Durchführung des Gesetzes

§ 26 Aushang des Gesetzes
(1) In Betrieben und Verwaltungen, in denen regelmäßig mehr als drei 
Frauen beschäftigt werden, hat der Arbeitgeber eine Kopie dieses 
Gesetzes an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen oder auszu-
hängen. Dies gilt nicht, wenn er das Gesetz für die Personen, die bei 
ihm beschäftigt sind, in einem elektronischen Verzeichnis jederzeit zu-
gänglich gemacht hat.
(2) Für eine in Heimarbeit beschäftigte Frau oder eine ihr Gleichgestell-
te muss der Auftraggeber oder Zwischenmeister in den Räumen der 
Ausgabe oder Abnahme von Heimarbeit eine Kopie dieses Gesetzes 
an geeigneter Stelle zur Einsicht auslegen oder aushängen. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend.

§ 27 �Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten des Arbeitgebers, 
Offenbarungsverbot der mit der Überwachung beauftragten 
Personen

(1) Der Arbeitgeber hat die Aufsichtsbehörde unverzüglich zu benach-
richtigen,
1.	wenn eine Frau ihm mitgeteilt hat,

a)	dass sie schwanger ist oder
b)	dass sie stillt, es sei denn, er hat die Aufsichtsbehörde bereits 

über die Schwangerschaft dieser Frau benachrichtigt, oder
2.	wenn er beabsichtigt, eine schwangere oder stillende Frau zu be-

schäftigen
a)	bis 22 Uhr nach den Vorgaben des § 5 Absatz 2 Satz 2 und 3,
b)	an Sonn- und Feiertagen nach den Vorgaben des § 6 Absatz 1 

Satz 2 und 3 oder Absatz 2 Satz 2 und 3 oder
c)	mit getakteter Arbeit im Sinne von § 11 Absatz 6 Nummer 3 oder 

§ 12 Absatz 5 Nummer 3.
Er darf diese Informationen nicht unbefugt an Dritte weitergeben.
(2) Der Arbeitgeber hat der Aufsichtsbehörde auf Verlangen die Anga-
ben zu machen, die zur Erfüllung der
Aufgaben dieser Behörde erforderlich sind. Er hat die Angaben wahr-
heitsgemäß, vollständig und rechtzeitig zu machen.
(3) Der Arbeitgeber hat der Aufsichtsbehörde auf Verlangen die Unter-
lagen zur Einsicht vorzulegen odereinzusenden, aus denen Folgendes 
ersichtlich ist:
1.	die Namen der schwangeren oder stillenden Frauen, die bei ihm be-

schäftigt sind,
2.	die Art und der zeitliche Umfang ihrer Beschäftigung,
3.	die Entgelte, die an sie gezahlt worden sind,
4.	die Ergebnisse der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 10 

und
5.	alle sonstigen nach Absatz 2 erforderlichen Angaben.
(4) Die auskunftspflichtige Person kann die Auskunft auf solche Fragen 
oder die Vorlage derjenigen Unterlagenverweigern, deren Beantwor-
tung oder Vorlage sie selbst oder einen ihrer in § 383 Absatz 1 Num-
mer 1 bis 3 der Zivilprozessordung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr der Verfolgung wegen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit 
aussetzen würde. Die auskunftspflichtige Person ist darauf hinzuwei-
sen.
(5) Der Arbeitgeber hat die in Absatz 3 genannten Unterlagen mindes-
tens bis zum Ablauf von zwei Jahren nachder letzten Eintragung auf-
zubewahren.
(6) Die mit der Überwachung beauftragten Personen der Aufsichtsbe-
hörde dürfen die ihnen bei ihrer Überwachungstätigkeit zur Kenntnis 
gelangten Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse nur in den gesetzlich 
geregelten Fällen oder zur Verfolgung von Rechtsverstößen oder zur 
Erfüllung von gesetzlich geregelten Aufgaben zum Schutz der Umwelt 
den dafür zuständigen Behörden offenbaren. Soweit es sich bei Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnissen um Informationen über die Um-
welt im Sinne des Umweltinformationsgesetzes handelt, richtet sich 
die Befugnis zu ihrer Offenbarung nach dem Umweltinformationsge-
setz.

§ 28 �Behördliches Genehmigungsverfahren für eine Beschäfti-
gung zwischen 20 Uhr und 22 Uhr

(1) Die Aufsichtsbehörde kann abweichend von § 5 Absatz 1 Satz 1 auf 
Antrag des Arbeitgebers genehmigen, dass eine schwangere oder stil-
lende Frau zwischen 20 Uhr und 22 Uhr beschäftigt wird, wenn
1.	sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2.	nach ärztlichem Zeugnis nichts gegen die Beschäftigung der Frau 

bis 22 Uhr spricht und
3.	insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die schwange-

re Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.
Dem Antrag ist die Dokumentation der Beurteilung der Arbeitsbedin-
gungen nach § 14 Absatz 1 beizufügen. Die schwangere oder stillende 
Frau kann ihre Erklärung nach Satz 1 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung 
für die Zukunft widerrufen.
(2) Solange die Aufsichtsbehörde den Antrag nicht ablehnt oder die 
Beschäftigung zwischen 20 Uhr und 22 Uhrnicht vorläufig untersagt, 
darf der Arbeitgeber die Frau unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 1 beschäftigen. Die Aufsichtsbehörde hat dem Arbeitgeber nach 
Eingang des Antrags unverzüglich eine Mitteilung zu machen, wenn 
die für den Antrag nach Absatz 1 erforderlichen Unterlagen unvoll-
ständig sind. Die Aufsichtsbehörde kann die Beschäftigung vorläufig 
untersagen, soweit dies erforderlich ist, um den Schutz der Gesund-
heit der Frau oder ihres Kindes sicherzustellen.
(3) Lehnt die Aufsichtsbehörde den Antrag nicht innerhalb von sechs 
Wochen nach Eingang desvollständigen Antrags ab, gilt die Geneh-
migung als erteilt. Auf Verlangen ist dem Arbeitgeber der Eintritt der 
Genehmigungsfiktion (§ 42a des Verwaltungsverfahrensgesetzes) zu 
bescheinigen.
(4) Im Übrigen gelten die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensge-
setzes.

§ 29 �Zuständigkeit und Befugnisse der Aufsichtsbehörden, Jah-
resbericht

(1) Die Aufsicht über die Ausführung der Vorschriften dieses Gesetzes 
und der aufgrund dieses Gesetzeserlassenen Vorschriften obliegt den 
nach Landesrecht zuständigen Behörden (Aufsichtsbehörden).
(2) Die Aufsichtsbehörden haben dieselben Befugnisse wie die nach 
§ 22 Absatz 2 und 3 des Arbeitsschutzgesetzes mit der Überwachung 
beauftragten Personen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.
(3) Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen die erforderlichen Maß-
nahmen anordnen, die der Arbeitgeber zur Erfüllung derjenigen Pflich-
ten zu treffen hat, die sich aus Abschnitt 2 dieses Gesetzes und aus 
den aufgrund des § 31 Nummer 1 bis 5 erlassenen Rechtsverordnun-
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gen ergeben. Insbesondere kann die Aufsichtsbehörde:
1.	in besonders begründeten Einzelfällen Ausnahmen vom Verbot der 

Mehrarbeit nach § 4 Absatz 1 Satz 1, 2 oder 4 sowie vom Verbot 
der Nachtarbeit auch zwischen 22 Uhr und 6 Uhr nach § 5 Absatz 1 
Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 bewilligen, wenn
a)	sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
b)	nach ärztlichem Zeugnis nichts gegen die Beschäftigung spricht 

und
c)	in den Fällen des § 5 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 insbe-

sondere eine unverantwortbare Gefährdung für die schwangere 
Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist,

2.	verbieten, dass ein Arbeitgeber eine schwangere oder stillende Frau
a)	nach § 5 Absatz 2 Satz 2 zwischen 20 Uhr und 22 Uhr beschäftigt 

oder
b)	nach § 6 Absatz 1 Satz 2 oder nach § 6 Absatz 2 Satz 2 an Sonn- 

und Feiertagen beschäftigt,
3.	Einzelheiten zur Freistellung zum Stillen nach § 7 Absatz 2 und zur 

Bereithaltung von Räumlichkeiten, die zum Stillen geeignet sind, an-
ordnen,

4.	Einzelheiten zur zulässigen Arbeitsmenge nach § 8 anordnen,
5.	Schutzmaßnahmen nach § 9 Absatz 1 bis 3 und nach § 13 anord-

nen,
6.	Einzelheiten zu Art und Umfang der Beurteilung der Arbeitsbedin-

gungen nach § 10 anordnen,
7.	bestimmte Tätigkeiten oder Arbeitsbedingungen nach § 11 oder 

nach § 12 verbieten,
8.	Ausnahmen von den Vorschriften des § 11 Absatz 6 Nummer 1 und 

2 und des § 12 Absatz 5 Nummer 1 und 2 bewilligen, wenn die Art 
der Arbeit und das Arbeitstempo keine unverantwortbare Gefähr-
dung für die schwangere oder stillende Frau oder für ihr Kind dar-
stellen, und

9.	Einzelheiten zu Art und Umfang der Dokumentation und Information 
nach § 14 anordnen.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung nach Satz 2 
Nummer 1 Buchstabe a jederzeit mit Wirkung für die Zukunft wider-
rufen.
(4) Die Aufsichtsbehörde berät den Arbeitgeber bei der Erfüllung sei-
ner Pflichten nach diesem Gesetz sowie diebei ihm beschäftigten Per-
sonen zu ihren Rechten und Pflichten nach diesem Gesetz; dies gilt 
nicht für die Rechte und Pflichten nach den §§ 18 bis 22.
(5) Für Betriebe und Verwaltungen im Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Verteidigung wird die Aufsicht nach Absatz 1 durch 
das Bundesministerium der Verteidigung oder die von ihm bestimmte 
Stelle in eigener Zuständigkeit durchgeführt.
(6) Die zuständigen obersten Landesbehörden haben über die Über-
wachungstätigkeit der ihnen unterstellten Behörden einen Jahresbe-
richt zu veröffentlichen. Der Jahresbericht umfasst auch Angaben zur 
Erfüllung von Unterrichtungspflichten aus internationalen Überein-
kommen oder Rechtsakten der Europäischen Union, soweit sie den 
Mutterschutz betreffen.

§ 30 Ausschuss für Mutterschutz
(1) Beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
wird ein Ausschuss für Mutterschutz gebildet, in dem geeignete Per-
sonen vonseiten der öffentlichen und privaten Arbeitgeber, der Ausbil-
dungsstellen, der Gewerkschaften, der Studierendenvertretungen und 
der Landesbehörden sowie weitere geeignete Personen, insbesonde-
re aus der Wissenschaft, vertreten sein sollen. Dem Ausschuss sollen 
nicht mehr als 15 Mitglieder angehören. Für jedes Mitglied ist ein stell-
vertretendes Mitglied zu benennen.Die Mitgliedschaft im Ausschuss 
für Mutterschutz ist ehrenamtlich.
(2) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
beruft im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales, dem Bundesministerium für Gesundheit und dem Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung die Mitglieder des Ausschusses 
für Mutterschutz und die stellvertretenden Mitglieder. Der Ausschuss 
gibt sich eine Geschäftsordnung und wählt die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden aus seiner Mitte. Die Geschäftsordnung und die Wahl 
der oder des Vorsitzenden bedürfen der Zustimmung des Bundesmi-
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Die Zustimmung 
erfolgt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales und dem Bundesministerium für Gesundheit.
(3) Zu den Aufgaben des Ausschusses für Mutterschutz gehört es,
1.	Art, Ausmaß und Dauer der möglichen unverantwortbaren Gefähr-

dungen einer schwangeren oder stillenden Frau und ihres Kindes 
nach wissenschaftlichen Erkenntnissen zu ermitteln und zu begrün-
den,

2.	sicherheitstechnische, arbeitsmedizinische und arbeitshygienische 
Regeln zum Schutz der schwangeren oder stillenden Frau und ihres 
Kindes aufzustellen und

3.	das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in 
allen mutterschutzbezogenen Fragen zu beraten.

Der Ausschuss arbeitet eng mit den Ausschüssen nach § 18 Absatz 2 

Nummer 5 des Arbeitsschutzgesetzes zusammen.
(4) Nach Prüfung durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, durch das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales, durch das Bundesministerium für Gesundheit und durch das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung kann das Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Einvernehmen 
mit den anderen in diesem Absatz genannten Bundesministerien die 
vom Ausschuss für Mutterschutz nach Absatz 3 aufgestellten Regeln 
und Erkenntnisse im Gemeinsamen Ministerialblatt veröffentlichen.
(5) Die Bundesministerien sowie die obersten Landesbehörden kön-
nen zu den Sitzungen des Ausschusses für Mutterschutz Vertreterin-
nen oder Vertreter entsenden. Auf Verlangen ist ihnen in der Sitzung 
das Wort zu erteilen.
(6) Die Geschäfte des Ausschusses für Mutterschutz werden vom 
Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben geführt.

§ 31 Erlass von Rechtsverordnungen
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates Folgendes zu regeln:
1.	nähere Bestimmungen zum Begriff der unverantwortbaren Gefähr-

dung nach § 9 Absatz 2 Satz 2 und 3,
2.	nähere Bestimmungen zur Durchführung der erforderlichen Schutz-

maßnahmen nach § 9 Absatz 1 und 2 und nach § 13,
3.	nähere Bestimmungen zu Art und Umfang der Beurteilung der 

Arbeitsbedingungen nach § 10,
4.	Festlegungen von unzulässigen Tätigkeiten und Arbeitsbedingun-

gen im Sinne von § 11 oder § 12 oder von anderen nach diesem 
Gesetz unzulässigen Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen,

5.	nähere Bestimmungen zur Dokumentation und Information nach 
§ 14,

6.	nähere Bestimmungen zur Ermittlung des durchschnittlichen 
Arbeitsentgelts im Sinne der §§ 18 bis 22 und

7.	nähere Bestimmungen zum erforderlichen Inhalt der Benachrich-
tigung, ihrer Form, der Art und Weise der Übermittlung sowie die 
Empfänger der vom Arbeitgeber nach § 27 zu meldenden Informa-
tionen.

SECHSTER ABSCHNITT
Bußgeldvorschriften, Strafvorschriften

§ 32 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.	 entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 4, ent-

gegen § 3 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2 oder 3, 
entgegen § 3 Absatz 3 Satz 1, § 4 Absatz 1 Satz 1, 2 oder 4 oder 
§ 5 Absatz 1 Satz 1, § 6 Absatz 1 Satz 1, § 13 Absatz 1 Nummer 3 
oder § 16 eine Frau beschäftigt,

2.	 entgegen § 4 Absatz 2 eine Ruhezeit nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig gewährt,

3.	 entgegen § 5 Absatz 2 Satz 1 oder § 6 Absatz 2 Satz 1 eine Frau 
tätig werden lässt,

4.	 entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, oder 
entgegen § 7 Absatz 2 Satz 1 eine Frau nicht freistellt,

5.	 entgegen § 8 oder § 13 Absatz 2 Heimarbeit ausgibt,
6.	 entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit einer 

Rechtsverordnung nach § 31 Nummer 3, eine Gefährdung nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig beurteilt oder eine Ermittlung 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig durchführt,

7.	 entgegen § 10 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 31 Nummer 3, eine Schutzmaßnahme 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig festlegt,

8.	 entgegen § 10 Absatz 3 eine Frau eine andere als die dort bezeich-
nete Tätigkeit ausüben lässt,

9.	 entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit einer Rechts-
verordnung nach § 31 Nummer 5 eine Dokumentation nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt,

10.	entgegen § 14 Absatz 2 oder 3, jeweils in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 31 Nummer 5, eine Information nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig gibt,

11.	entgegen § 27 Absatz 1 Satz 1 die Aufsichtsbehörde nicht, nicht 
richtig oder nicht rechtzeitig benachrichtigt,

12.	entgegen § 27 Absatz 1 Satz 2 eine Information weitergibt,
13.	entgegen § 27 Absatz 2 eine Angabe nicht, nicht richtig, nicht voll-

ständig oder nicht rechtzeitig macht,
14.	entgegen § 27 Absatz 3 eine Unterlage nicht, nicht richtig oder 

nicht rechtzeitig vorlegt oder nicht oder nicht rechtzeitig einsendet,
15.	entgegen § 27 Absatz 5 eine Unterlage nicht oder nicht mindes-

tens zwei Jahre aufbewahrt,
16.	einer vollziehbaren Anordnung nach § 29 Absatz 3 Satz 1 zuwider-

handelt oder
17.	einer Rechtsverordnung nach § 31 Nummer 4 oder einer vollzieh-
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9 Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit 
(Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 15. Februar 2021 (BGBl. I S. 239) 

(Auszug)

§§ 1–14 (nicht abgedruckt)

§ 15 Anspruch auf Elternzeit
(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf Eltern-
zeit, wenn sie
1.	a)	mit ihrem Kind,

b)	mit einem Kind, für das sie die Anspruchsvoraussetzungen nach 
§ 1 Absatz 3 oder 4 erfüllen, oder

c)	mit einem Kind, das sie in Vollzeitpflege nach § 33 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch aufgenommen haben,

	 in einem Haushalt leben und
2.	dieses Kind selbst betreuen und erziehen.
Nicht sorgeberechtigte Elternteile und Personen, die nach Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe b und c Elternzeit nehmen können, bedürfen 
der Zustimmung des sorgeberechtigten Elternteils.
(1a) Anspruch auf Elternzeit haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer auch, wenn sie mit ihrem Enkelkind in einem Haushalt leben und 
dieses Kind selbst betreuen und erziehen und
1.	ein Elternteil des Kindes minderjährig ist oder
2.	ein Elternteil des Kindes sich in einer Ausbildung befindet, die vor 

Vollendung des 18. Lebensjahres begonnen wurde und die Arbeits-
kraft des Elternteils im Allgemeinen voll in Anspruch nimmt.

Der Anspruch besteht nur für Zeiten, in denen keiner der Elternteile des 
Kindes selbst Elternzeit beansprucht.
(2) Der Anspruch auf Elternzeit besteht bis zur Vollendung des drit-
ten Lebensjahres eines Kindes. Ein Anteil von bis zu 24 Monaten kann 
zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten achten Le-
bensjahr des Kindes in Anspruch genommen werden. Die Zeit der 
Mutterschutzfrist nach § 3 Absatz 2 und 3 des Mutterschutzgesetzes 
wird für die Elternzeit der Mutter auf die Begrenzung nach den Sät-
zen 1 und 2 angerechnet. Bei mehreren Kindern besteht der Anspruch 
auf Elternzeit für jedes Kind, auch wenn sich die Zeiträume im Sin-
ne der Sätze 1 und 2 überschneiden. Bei einem angenommenen Kind 
und bei einem Kind in Vollzeit- oder Adoptionspflege kann Elternzeit 
von insgesamt bis zu drei Jahren ab der Aufnahme bei der berechtig-
ten Person, längstens bis zur Vollendung des achten Lebensjahres des 
Kindes genommen werden; die Sätze 2 und 4 sind entsprechend an-
wendbar, soweit sie die zeitliche Aufteilung regeln. Der Anspruch kann 
nicht durch Vertrag ausgeschlossen oder beschränkt werden.
(3) Die Elternzeit kann, auch anteilig, von jedem Elternteil allein oder 
von beiden Elternteilen gemeinsam genommen werden. Satz 1 gilt in 
den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und c ent-
sprechend.
(4) Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin darf während der Eltern-
zeit nicht mehr als 32 Wochenstunden im Durchschnitt des Monats 
erwerbstätig sein. Eine im Sinne des § 23 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch geeignete Tagespflegeperson darf bis zu fünf Kinder in 
Tagespflege betreuen, auch wenn die wöchentliche Betreuungszeit 
32 Stunden übersteigt. Teilzeitarbeit bei einem anderen Arbeitgeber 
oder selbstständige Tätigkeit nach Satz 1 bedürfen der Zustimmung 
des Arbeitgebers. Dieser kann sie nur innerhalb von vier Wochen aus 
dringenden betrieblichen Gründen schriftlich ablehnen.
(5) Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin kann eine Verringerung 
der Arbeitszeit und ihre Verteilung beantragen. Über den Antrag sollen 
sich der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin 
innerhalb von vier Wochen einigen. Der Antrag kann mit der schrift-
lichen Mitteilung nach Absatz 7 Satz 1 Nummer 5 verbunden werden. 
Unberührt bleibt das Recht, sowohl die vor der Elternzeit bestehende 
Teilzeitarbeit unverändert während der Elternzeit fortzusetzen, soweit 
Absatz 4 beachtet ist, als auch nach der Elternzeit zu der Arbeitszeit 
zurückzukehren, die vor Beginn der Elternzeit vereinbart war.

(6) Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin kann gegenüber dem 
Arbeitgeber, soweit eine Einigung nach Absatz 5 nicht möglich ist, 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 7 während der Gesamtdau-
er der Elternzeit zweimal eine Verringerung seiner oder ihrer Arbeits-
zeit beanspruchen.
(7) Für den Anspruch auf Verringerung der Arbeitszeit gelten folgende 
Voraussetzungen:
1.	Der Arbeitgeber beschäftigt, unabhängig von der Anzahl der Per-

sonen in Berufsbildung, in der Regel mehr als 15 Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen,

2.	das Arbeitsverhältnis in demselben Betrieb oder Unternehmen be-
steht ohne Unterbrechung länger als sechs Monate,

3.	die vertraglich vereinbarte regelmäßige Arbeitszeit soll für mindes-
tens zwei Monate auf einen Umfang von nicht weniger als 15 und 
nicht mehr als 32 Wochenstunden im Durchschnitt des Monats ver-
ringert werden,

4.	dem Anspruch stehen keine dringenden betrieblichen Gründe ent-
gegen und

5.	der Anspruch auf Teilzeit wurde dem Arbeitgeber
a)	für den Zeitraum bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kin-

des sieben Wochen und
b)	für den Zeitraum zwischen dem dritten Geburtstag und dem voll-

endeten achten Lebensjahr des Kindes 13 Wochen
vor Beginn der Teilzeittätigkeit schriftlich mitgeteilt.
Der Antrag muss den Beginn und den Umfang der verringerten Arbeits-
zeit enthalten. Die gewünschte Verteilung der verringerten Arbeitszeit 
soll im Antrag angegeben werden. Falls der Arbeitgeber die bean-
spruchte Verringerung oder Verteilung der Arbeitszeit ablehnen will, 
muss er dies innerhalb der in Satz 5 genannten Frist mit schriftlicher 
Begründung tun. Hat ein Arbeitgeber die Verringerung der Arbeitszeit
1.	in einer Elternzeit zwischen der Geburt und dem vollendeten drit-

ten Lebensjahr des Kindes nicht spätestens vier Wochen nach Zu-
gang des Antrags oder

2.	in einer Elternzeit zwischen dem dritten Geburtstag und dem voll-
endeten achten Lebensjahr des Kindes nicht spätestens acht Wo-
chen nach Zugang des Antrags

schriftlich abgelehnt, gilt die Zustimmung als erteilt und die Verringe-
rung der Arbeitszeit entsprechend den Wünschen der Arbeitnehmerin 
oder des Arbeitnehmers als festgelegt. Haben Arbeitgeber und Arbeit-
nehmerin oder Arbeitnehmer über die Verteilung der Arbeitszeit kein 
Einvernehmen nach Absatz 5 Satz 2 erzielt und hat der Arbeitgeber 
nicht innerhalb der in Satz 5 genannten Fristen die gewünschte Ver-
teilung schriftlich abgelehnt, gilt die Verteilung der Arbeitszeit entspre-
chend den Wünschen der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers als 
festgelegt. Soweit der Arbeitgeber den Antrag auf Verringerung oder 
Verteilung der Arbeitszeit rechtzeitig ablehnt, kann die Arbeitnehmerin 
oder der Arbeitnehmer Klage vor dem Gericht für Arbeitssachen er-
heben.

§ 16 Inanspruchnahme der Elternzeit
(1) Wer Elternzeit beanspruchen will, muss sie
1.	für den Zeitraum bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes 

spätestens sieben Wochen und
2.	für den Zeitraum zwischen dem dritten Geburtstag und dem voll-

endeten achten Lebensjahr des Kindes spätestens 13 Wochen
vor Beginn der Elternzeit schriftlich vom Arbeitgeber verlangen. Ver-
langt die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer Elternzeit nach Satz 1 
Nummer 1, muss sie oder er gleichzeitig erklären, für welche Zeiten 
innerhalb von zwei Jahren Elternzeit genommen werden soll. Bei drin-
genden Gründen ist ausnahmsweise eine angemessene kürzere Frist 

baren Anordnung aufgrund einer solchen Rechtsverordnung zu-
widerhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Num-
mer 1 bis 5, 8, 16 und 17 mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend 
Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro 
geahndet werden.

§ 33 Strafvorschriften
Wer eine in § 32 Absatz 1 Nummer 1 bis 5, 8, 16 und 17 bezeichnete 
vorsätzliche Handlung begeht und dadurch die Gesundheit der Frau 
oder ihres Kindes gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft.

SIEBTER ABSCHNITT
Schlussvorschriften

§ 34 Evaluationsbericht

Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag zum 1. Janu-
ar 2021 einen Evaluationsbericht über die Auswirkungen des Geset-
zes vor. Schwerpunkte des Berichts sollen die Handhabbarkeit der 
gesetzlichen Regelung in der betrieblichen und behördlichen Praxis, 
die Wirksamkeit und die Auswirkungen des Gesetzes im Hinblick auf 
seinen Anwendungsbereich, die Auswirkungen der Regelungen zum 
Verbot der Mehr- und Nachtarbeit sowie zum Verbot der Sonn- und 
Feiertagsarbeit und die Arbeit des Ausschusses für Mutterschutz sein. 
Der Bericht darf keine personenbezogenen Daten enthalten.
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möglich. Nimmt die Mutter die Elternzeit im Anschluss an die Mutter-
schutzfrist, wird die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 3 Absatz 2 und 3 
des Mutterschutzgesetzes auf den Zeitraum nach Satz 2 angerechnet. 
Nimmt die Mutter die Elternzeit im Anschluss an einen auf die Mut-
terschutzfrist folgenden Erholungsurlaub, werden die Zeit der Mutter-
schutzfrist nach § 3 Absatz 2 und 3 des Mutterschutzgesetzes und 
die Zeit des Erholungsurlaubs auf den Zweijahreszeitraum nach Satz 2 
angerechnet. Jeder Elternteil kann seine Elternzeit auf drei Zeitab-
schnitte verteilen; eine Verteilung auf weitere Zeitabschnitte ist nur mit 
der Zustimmung des Arbeitgebers möglich. Der Arbeitgeber kann die 
Inanspruchnahme eines dritten Abschnitts einer Elternzeit innerhalb 
von acht Wochen nach Zugang des Antrags aus dringenden betriebli-
chen Gründen ablehnen, wenn dieser Abschnitt im Zeitraum zwischen 
dem dritten Geburtstag und dem vollendeten achten Lebensjahr des 
Kindes liegen soll. Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer oder der 
Arbeitnehmerin die Elternzeit zu bescheinigen. Bei einem Arbeitgeber-
wechsel ist bei der Anmeldung der Elternzeit auf Verlangen des neuen 
Arbeitgebers eine Bescheinigung des früheren Arbeitgebers über be-
reits genommene Elternzeit durch die Arbeitnehmerin oder den Arbeit-
nehmer vorzulegen.
(2) Können Arbeitnehmerinnen aus einem von ihnen nicht zu vertreten-
den Grund eine sich unmittelbar an die Mutterschutzfrist des § 6 Ab-
satz 1 des Mutterschutzgesetzes anschließende Elternzeit nicht recht-
zeitig verlangen, können sie dies innerhalb einer Woche nach Wegfall 
des Grundes nachholen.
(3) Die Elternzeit kann vorzeitig beendet oder im Rahmen des § 15 Ab-
satz 2 verlängert werden, wenn der Arbeitgeber zustimmt. Die vorzeiti-
ge Beendigung wegen der Geburt eines weiteren Kindes oder in Fällen 
besonderer Härte, insbesondere bei Eintritt einer schweren Krankheit, 
Schwerbehinderung oder Tod eines Elternteils oder eines Kindes der 
berechtigten Person oder bei erheblich gefährdeter wirtschaftlicher 
Existenz der Eltern nach Inanspruchnahme der Elternzeit, kann der 
Arbeitgeber unbeschadet von Satz 3 nur innerhalb von vier Wochen 
aus dringenden betrieblichen Gründen schriftlich ablehnen. Die El-
ternzeit kann zur Inanspruchnahme der Schutzfristen des § 3 Mutter-
schutzgesetzes auch ohne Zustimmung des Arbeitgebers vorzeitig 
beendet werden; in diesen Fällen soll die Arbeitnehmerin dem Arbeit-
geber die Beendigung der Elternzeit rechtzeitig mitteilen. Eine Verlän-
gerung der Elternzeit kann verlangt werden, wenn ein vorgesehener 
Wechsel der Anspruchsberechtigten aus einem wichtigen Grund nicht 
erfolgen kann.
(4) Stirbt das Kind während der Elternzeit, endet diese spätestens drei 
Wochen nach dem Tod des Kindes.
(5) Eine Änderung in der Anspruchsberechtigung hat der Arbeitnehmer 
oder die Arbeitnehmerin dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen.

§ 17 Urlaub
(1) Der Arbeitgeber kann den Erholungsurlaub, der dem Arbeitnehmer 
oder der Arbeitnehmerin für das Urlaubsjahr zusteht, für jeden vollen 
Kalendermonat der Elternzeit um ein Zwölftel kürzen. Dies gilt nicht, 
wenn der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin während der Eltern-
zeit bei seinem oder ihrem Arbeitgeber Teilzeitarbeit leistet.
(2) Hat der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin den ihm oder ihr zu-
stehenden Urlaub vor dem Beginn der Elternzeit nicht oder nicht voll-
ständig erhalten, hat der Arbeitgeber den Resturlaub nach der Eltern-
zeit im laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr zu gewähren.
(3) Endet das Arbeitsverhältnis während der Elternzeit oder wird es im 
Anschluss an die Elternzeit nicht fortgesetzt, so hat der Arbeitgeber 
den noch nicht gewährten Urlaub abzugelten.
(4) Hat der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin vor Beginn der El-
ternzeit mehr Urlaub erhalten, als ihm oder ihr nach Absatz 1 zusteht, 
kann der Arbeitgeber den Urlaub, der dem Arbeitnehmer oder der 
Arbeitnehmerin nach dem Ende der Elternzeit zusteht, um die zu viel 
gewährten Urlaubstage kürzen.

§ 18 Kündigungsschutz
(1) Der Arbeitgeber darf das Arbeitsverhältnis ab dem Zeitpunkt, von 
dem an Elternzeit verlangt worden ist, nicht kündigen. Der Kündi-
gungsschutz nach Satz 1 beginnt
1.	frühestens acht Wochen vor Beginn einer Elternzeit bis zum voll-

endeten dritten Lebensjahr des Kindes und
2.	frühestens 14 Wochen vor Beginn einer Elternzeit zwischen dem 

dritten Geburtstag und dem vollendeten achten Lebensjahr des 
Kindes.

Während der Elternzeit darf der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis 
nicht kündigen. In besonderen Fällen kann ausnahmsweise eine Kün-
digung für zulässig erklärt werden. Die Zulässigkeitserklärung erfolgt 
durch die für den Arbeitsschutz zuständige oberste Landesbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle. Die Bundesregierung kann mit Zu-
stimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften zur 
Durchführung des Satzes 4 erlassen.
(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Arbeitnehmer oder Arbeitnehme-
rinnen
1.	während der Elternzeit bei demselben Arbeitgeber Teilzeitarbeit 

leisten oder

2.	ohne Elternzeit in Anspruch zu nehmen, Teilzeitarbeit leisten und 
Anspruch auf Elterngeld nach § 1 während des Zeitraums nach § 4 
Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 haben.

§ 19 Kündigung zum Ende der Elternzeit
Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin kann das Arbeitsverhältnis 
zum Ende der Elternzeit nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 
drei Monaten kündigen.

§ 20 Zur Berufsbildung Beschäftigte, in Heimarbeit Beschäftigte
(1) Die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten gelten als Arbeitnehmer 
oder Arbeitnehmerinnen im Sinne dieses Gesetzes. Die Elternzeit wird 
auf die Dauer einer Berufsausbildung nicht angerechnet, es sei denn, 
das während der Elternzeit die Berufsausbildung nach § 7a des Be-
rufsbildungsgesetzes oder § 27b der Handwerksordnung in Teilzeit 
durchgeführt wird. § 15 Absatz 4 Satz 1 bleibt unberührt.
(2) Anspruch auf Elternzeit haben auch die in Heimarbeit Beschäftigten 
und die ihnen Gleichgestellten ( § 1 Absatz 1 und 2 des Heimarbeits-
gesetzes ), soweit sie am Stück mitarbeiten. Für sie tritt an die Stelle 
des Arbeitgebers der Auftraggeber oder Zwischenmeister und an die 
Stelle des Arbeitsverhältnisses das Beschäftigungsverhältnis.

§ 21 Befristete Arbeitsverträge
(1) Ein sachlicher Grund, der die Befristung eines Arbeitsverhältnis-
ses rechtfertigt, liegt vor, wenn ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitneh-
merin zur Vertretung eines anderen Arbeitnehmers oder einer ande-
ren Arbeitnehmerin für die Dauer eines Beschäftigungsverbotes nach 
dem Mutterschutzgesetz, einer Elternzeit, einer auf Tarifvertrag, Be-
triebsvereinbarung oder einzelvertraglicher Vereinbarung beruhenden 
Arbeitsfreistellung zur Betreuung eines Kindes oder für diese Zeiten 
zusammen oder für Teile davon eingestellt wird.
(2) Über die Dauer der Vertretung nach Absatz 1 hinaus ist die Befris-
tung für notwendige Zeiten einer Einarbeitung zulässig.
(3) Die Dauer der Befristung des Arbeitsvertrags muss kalendermäßig 
bestimmt oder bestimmbar oder den in den Absätzen 1 und 2 genann-
ten Zwecken zu entnehmen sein.
(4) Der Arbeitgeber kann den befristeten Arbeitsvertrag unter Ein-
haltung einer Frist von mindestens drei Wochen, jedoch frühestens 
zum Ende der Elternzeit, kündigen, wenn die Elternzeit ohne Zustim-
mung des Arbeitgebers vorzeitig endet und der Arbeitnehmer oder die 
Arbeitnehmerin die vorzeitige Beendigung der Elternzeit mitgeteilt hat. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Arbeitgeber die vorzeitige Been-
digung der Elternzeit in den Fällen des § 16 Absatz 3 Satz 2 nicht ab-
lehnen darf.
(5) Das Kündigungsschutzgesetz ist im Falle des Absatzes 4 nicht an-
zuwenden.
(6) Absatz 4 gilt nicht, soweit seine Anwendung vertraglich ausge-
schlossen ist.
(7) Wird im Rahmen arbeitsrechtlicher Gesetze oder Verordnungen 
auf die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
abgestellt, so sind bei der Ermittlung dieser Zahl Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen, die sich in der Elternzeit befinden oder zur Be-
treuung eines Kindes freigestellt sind, nicht mitzuzählen, solange für 
sie aufgrund von Absatz 1 ein Vertreter oder eine Vertreterin einge-
stellt ist. Dies gilt nicht, wenn der Vertreter oder die Vertreterin nicht 
mitzuzählen ist. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn im Rah-
men arbeitsrechtlicher Gesetze oder Verordnungen auf die Zahl der 
Arbeitsplätze abgestellt wird.

§§ 22 -26 (nicht abgedruckt)

§ 27 Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie
(1) Übt ein Elternteil eine systemrelevante Tätigkeit aus, so kann sein 
Bezug von Elterngeld auf Antrag für die Zeit vom 1. März 2020 bis 31. 
Dezember 2020 aufgeschoben werden. Der Bezug der verschobenen 
Lebensmonate ist spätestens bis zum 30. Juni 2021 anzutreten. Wird 
von der Möglichkeit des Aufschubs Gebrauch gemacht, so kann das 
Basiselterngeld abweichend von § 4 Absatz 1 Satz 1 auch noch nach 
Vollendung des 14. Lebensmonats bezogen werden. In der Zeit vom 1. 
März 2020 bis 30. Juni 2021 entstehende Lücken im Elterngeldbezug 
sind abweichend von § 4 Absatz 1 Satz 2 unschädlich.
(2) Für ein Verschieben des Partnerschaftsbonus genügt es, wenn nur 
ein Elternteil einen systemrelevanten Beruf ausübt. Hat der Bezug des 
Partnerschaftsbonus bereits begonnen, so gelten allein die Bestim-
mungen des Absatzes 3.
(3) Liegt der Bezug des Partnerschaftsbonus ganz oder teilweise vor 
dem Ablauf des 31. Dezember und kann die berechtigte Person die 
Voraussetzungen des Bezugs aufgrund der COVID-19-Pandemie nicht 
einhalten, gelten die Angaben zur Höhe des Einkommens und zum 
Umfang der Arbeitszeit, die bei der Beantragung des Partnerschafts-
bonus glaubhaft gemacht worden sind.

§ 28 Übergangsvorschrift (nicht abgedruckt)
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11 Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG)
Vom 12. April 1976 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch 

Art. 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3334)

ERSTER ABSCHNITT
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich
(1) Dieses Gesetz gilt in der Bundesrepublik Deutschland und in der 
ausschließlichen Wirtschaftszone für die Beschäftigung von Perso-
nen, die noch nicht 18 Jahre alt sind,
1.	in der Berufsausbildung,
2.	als Arbeitnehmer oder Heimarbeiter,
3.	mit sonstigen Dienstleistungen, die der Arbeitsleistung von Arbeit-

nehmern oder Heimarbeitern ähnlich sind,
4.	in einem der Berufsausbildung ähnlichen Ausbildungsverhältnis.
(2) Dieses Gesetz gilt nicht
1.	für geringfügige Hilfeleistungen, soweit sie gelegentlich

a)	aus Gefälligkeit,
b)	auf Grund familienrechtlicher Vorschriften,
c)	in Einrichtungen der Jugendhilfe,
d)	in Einrichtungen zur Eingliederung Behinderter

	 erbracht werden,
2.	für die Beschäftigung durch die Personensorgeberechtigten im Fa-

milienhaushalt.

§ 2 Kind, Jugendlicher
(1) Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, wer noch nicht 15 Jahre alt ist.
(2) Jugendlicher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 15, aber noch nicht 
18 Jahre alt ist.
(3) Auf Jugendliche, die der Vollzeitschulpflicht unterliegen, finden die 
für Kinder geltenden Vorschriften Anwendung.

§ 3 Arbeitgeber
Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes ist, wer ein Kind oder einen Ju-
gendlichen gemäß § 1 beschäftigt.

§ 4 Arbeitszeit
(1) Tägliche Arbeitszeit ist die Zeit vom Beginn bis zum Ende der täg-
lichen Beschäftigung ohne die Ruhepausen(§ 11).
(2) Schichtzeit ist die tägliche Arbeitszeit unter Hinzurechnung der Ru-
hepausen (§ 11).

(3) Im Bergbau unter Tage gilt die Schichtzeit als Arbeitszeit. Sie wird 
gerechnet vom Betreten des Förderkorbs bei der Einfahrt bis zum Ver-
lassen des Förderkorbs bei der Ausfahrt oder vom Eintritt des einzel-
nen Beschäftigten in das Stollenmundloch bis zu seinem Wiederaus-
tritt.
(4) Für die Berechnung der wöchentlichen Arbeitszeit ist als Woche 
die Zeit von Montag bis einschließlich Sonntag zugrunde zu legen. Die 
Arbeitszeit, die an einem Werktag infolge eines gesetzlichen Feiertags 
ausfällt, wird auf die wöchentliche Arbeitszeit angerechnet.
(5) Wird ein Kind oder ein Jugendlicher von mehreren Arbeitgebern be-
schäftigt, so werden die Arbeits- und Schichtzeiten sowie die Arbeits-
tage zusammengerechnet.

ZWEITER ABSCHNITT
Beschäftigung von Kindern

§ 5 Verbot der Beschäftigung von Kindern
(1) Die Beschäftigung von Kindern (§ 2 Abs. 1) ist verboten.
(2) Das Verbot des Absatzes 1 gilt nicht für die Beschäftigung von Kin-
dern
1.	zum Zwecke der Beschäftigungs- und Arbeitstherapie,
2.	im Rahmen des Betriebspraktikums während der Vollzeitschul-

pflicht,
3.	in Erfüllung einer richterlichen Weisung.
Auf die Beschäftigung finden § 7 Satz 1 Nr. 2 und die §§ 9 bis 46 ent-
sprechende Anwendung.
(3) Das Verbot des Absatzes 1 gilt ferner nicht für die Beschäftigung 
von Kindern über 13 Jahre mit Einwilligung des Personensorgeberech-
tigten, soweit die Beschäftigung leicht und für Kinder geeignet ist. Die 
Beschäftigung ist leicht, wenn sie auf Grund ihrer Beschaffenheit und 
der besonderen Bedingungen, unter denen sie ausgeführt wird,
1.	die Sicherheit, Gesundheit und Entwicklung der Kinder,
2.	ihren Schulbesuch, ihre Beteiligung an Maßnahmen zur Berufswahl-

vorbereitung oder Berufsausbildung, die von der zuständigen Stelle 
anerkannt sind, und

3.	ihre Fähigkeit, dem Unterricht mit Nutzen zu folgen,
nicht nachteilig beeinflußt. Die Kinder dürfen nicht mehr als zwei 
Stunden täglich, in landwirtschaftlichen Familienbetrieben nicht mehr 
als drei Stunden täglich, nicht zwischen 18 und 8 Uhr, nicht vor dem 

10 Verordnung über den Kinderarbeitsschutz 
(Kinderarbeitsschutzverordnung – KindArbSchV)

Vom 23. Juni 1998 (BGBl. I S. 1508)

§ 1 Beschäftigungsverbot
Kinder über 13 Jahre und vollzeitschulpflichtige Jugendliche dürfen 
nicht beschäftigt werden, soweit nicht das Jugendarbeitsschutzge-
setz und § 2 dieser Verordnung Ausnahmen vorsehen.

§ 2 Zulässige Beschäftigungen
(1) Kinder über 13 Jahre und vollzeitschulpflichtige Jugendliche dürfen 
nur beschäftigt werden
1.	mit dem Austragen von Zeitungen, Zeitschriften, Anzeigenblättern 

und Werbeprospekten,
2.	in privaten und landwirtschaftlichen Haushalten mit

a)	Tätigkeiten in Haushalt und Garten,
b)	Botengängen,
c)	der Betreuung von Kindern und anderen zum Haushalt gehören-

den Personen,
d)	Nachhilfeunterricht,
e)	der Betreuung von Haustieren,
f)	 Einkaufstätigkeiten mit Ausnahme des Einkaufs von alkoholi-

schen Getränken und Tabakwaren,
3.	in landwirtschaftlichen Betrieben mit Tätigkeiten bei

a)	der Ernte und der Feldbestellung,
b)	der Selbstvermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse,
c)	der Versorgung von Tieren,

4.	mit Handreichungen beim Sport,
5.	mit Tätigkeiten bei nichtgewerblichen Aktionen und Veranstaltungen 

der Kirchen, Religionsgemeinschaften, Verbände, Vereine und Par-
teien,

wenn die Beschäftigung nach § 5 Abs. 3 des Jugendarbeitsschutzge-
setzes leicht und für sie geeignet ist.
(2) Eine Beschäftigung mit Arbeiten nach Absatz 1 ist nicht leicht und 
für Kinder über 13 Jahre und vollzeitschulpflichtige Jugendliche nicht 
geeignet, wenn sie insbesondere
1.	mit einer manuellen Handhabung von Lasten verbunden ist, die 

regelmäßig das maximale Lastgewicht von 7,5 kg oder gelegent-
lich das maximale Lastgewicht von 10 kg überschreiten; manuelle 
Handhabung in diesem Sinne ist jedes Befördern oder Abstützen 
einer Last durch menschliche Kraft, unter anderem das Heben, Ab-
setzen, Schieben, Ziehen, Tragen und Bewegen einer Last,

2.	infolge einer ungünstigen Körperhaltung physisch belastend ist 
oder

3.	mit Unfallgefahren, insbesondere bei Arbeiten an Maschinen und 
bei der Betreuung von Tieren, verbunden ist, von denen anzuneh-
men ist, daß Kinder über 13 Jahre und vollzeitschulpflichtige Ju-
gendliche sie wegen mangelnden Sicherheitsbewußtseins oder 
mangelnder Erfahrung nicht erkennen oder nicht abwenden können.

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für vollzeitschulpflichtige Jugendliche.
(3) Die zulässigen Beschäftigungen müssen im übrigen den Schutz-
vorschriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes entsprechen.

§ 3 Behördliche Befugnisse
Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall feststellen, ob die Beschäfti-
gung nach § 2 zulässig ist.

§ 4 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf die Verkündung folgen-
den Kalendermonats in Kraft.
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Schulunterricht und nicht während des Schulunterrichts beschäftigt 
werden. Auf die Beschäftigung finden die §§ 15 bis 31 entsprechende 
Anwendung.
(4) Das Verbot des Absatzes 1 gilt ferner nicht für die Beschäftigung 
von Jugendlichen (§ 2 Abs. 3) während der Schulferien für höchstens 
vier Wochen im Kalenderjahr. Auf die Beschäftigung finden die §§ 8 bis 
31 entsprechende Anwendung.
(4a) Die Bundesregierung hat durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates die Beschäftigung nach Absatz 3 näher zu be-
stimmen.
(4b) Der Arbeitgeber unterrichtet die Personensorgeberechtigten der 
von ihm beschäftigten Kinder über mögliche Gefahren sowie über alle 
zu ihrer Sicherheit und ihrem Gesundheitsschutz getroffenen Maßnah-
men.
(5) Für Veranstaltungen kann die Aufsichtsbehörde Ausnahmen gemäß 
§ 6 bewilligen.

§ 6 Behördliche Ausnahmen für Veranstaltungen
(1) Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag bewilligen, daß
1.	bei Theatervorstellungen Kinder über sechs Jahre bis zu vier Stun-

den täglich in der Zeit von 10 bis 23 Uhr,
2.	bei Musikaufführungen und anderen Aufführungen, bei Werbever-

anstaltungen sowie bei Aufnahmen im Rundfunk (Hörfunk und Fern-
sehen), auf Ton- und Bildträger sowie bei Film- und Fotoaufnahmen
a)	Kinder über drei bis sechs Jahre bis zu zwei Stunden täglich in 

der Zeit von 8 bis 17 Uhr,
b)	Kinder über sechs Jahre bis zu drei Stunden täglich in der Zeit von 

8 bis 22 Uhr
gestaltend mitwirken und an den erforderlichen Proben teilnehmen. 
Eine Ausnahme darf nicht bewilligt werden für die Mitwirkung in Ka-
baretts, Tanzlokalen und ähnlichen Betrieben sowie auf Vergnügungs-
parks, Kirmessen, Jahrmärkten und bei ähnlichen Veranstaltungen, 
Schaustellungen oder Darbietungen.
(2) Die Aufsichtsbehörde darf nach Anhörung des zuständigen Ju-
gendamts die Beschäftigung nur bewilligen, wenn
1.	die Personensorgeberechtigten in die Beschäftigung schriftlich ein-

gewilligt haben,
2.	der Aufsichtsbehörde eine nicht länger als vor drei Monaten ausge-

stellte ärztliche Bescheinigung vorgelegt wird, nach der gesundheit-
liche Bedenken gegen die Beschäftigung nicht bestehen,

3.	die erforderlichen Vorkehrungen und Maßnahmen zum Schutz des 
Kindes gegen Gefahren für Leben und Gesundheit sowie zur Ver-
meidung einer Beeinträchtigung der körperlichen oder seelisch-
geistigen Entwicklung getroffen sind,

4.	Betreuung und Beaufsichtigung des Kindes bei der Beschäftigung 
sichergestellt sind,

5.	nach Beendigung der Beschäftigung eine ununterbrochene Freizeit 
von mindestens 14 Stunden eingehalten wird,

6.	das Fortkommen in der Schule nicht beeinträchtigt wird.
(3) Die Aufsichtsbehörde bestimmt,
1.	wie lange, zu welcher Zeit und an welchem Tag das Kind beschäftigt 

werden darf,
2.	Dauer und Lage der Ruhepausen,
3.	die Höchstdauer des täglichen Aufenthalts an der Beschäftigungs-

stätte.
(4) Die Entscheidung der Aufsichtsbehörde ist dem Arbeitgeber 
schriftlich bekanntzugeben. Er darf das Kind erst nach Empfang des 
Bewilligungsbescheids beschäftigen.

§ 7 Beschäftigung von nicht vollzeitschulpflichtigen Kindern
Kinder, die der Vollzeitschulpflicht nicht mehr unterliegen, dürfen
1.	im Berufsausbildungsverhältnis,
2.	außerhalb eines Berufsausbildungsverhältnisses nur mit leichten 

und für sie geeigneten Tätigkeiten bis zu sieben Stunden täglich und 
35 Stunden wöchentlich beschäftigt werden. Auf die Beschäftigung 
finden die §§ 8 bis 46 entsprechende Anwendung.

DRITTER ABSCHNITT
Beschäftigung Jugendlicher

ERSTER TITEL
Arbeitszeit und Freizeit

§ 8 Dauer der Arbeitszeit
(1) Jugendliche dürfen nicht mehr als acht Stunden täglich und nicht 
mehr als 40 Stunden wöchentlichbeschäftigt werden.
(2) Wenn in Verbindung mit Feiertagen an Werktagen nicht gearbeitet 
wird, damit die Beschäftigten einelängere zusammenhängende Frei-
zeit haben, so darf die ausfallende Arbeitszeit auf die Werktage von 
fünf zusammenhängenden, die Ausfalltage einschließenden Wochen 

nur dergestalt verteilt werden, daß die Wochenarbeitszeit im Durch-
schnitt dieser fünf Wochen 40 Stunden nicht überschreitet. Die täg-
liche Arbeitszeit darf hierbei achteinhalb Stunden nicht überschreiten.
(2a) Wenn an einzelnen Werktagen die Arbeitszeit auf weniger als acht 
Stunden verkürzt ist, können Jugendliche an den übrigen Werktagen 
derselben Woche achteinhalb Stunden beschäftigt werden.
(3) In der Landwirtschaft dürfen Jugendliche über 16 Jahre während 
der Erntezeit nicht mehr als neun Stundentäglich und nicht mehr als 
85 Stunden in der Doppelwoche beschäftigt werden.

§ 9 Berufsschule
(1) Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen für die Teilnahme am Be-
rufsschulunterricht freizustellen. Er darf den Jugendlichen nicht be-
schäftigen
1.	vor einem vor 9 Uhr beginnenden Unterricht; dies gilt auch für Per-

sonen, die über 18 Jahre alt und noch berufsschulpflichtig sind,
2.	an einem Berufsschultag mit mehr als fünf Unterrichtsstunden von 

mindestens je 45 Minuten, einmal in der Woche,
3.	in Berufsschulwochen mit einem planmäßigen Blockunterricht von 

mindestens 25 Stunden an mindestens fünf Tagen; zusätzliche be-
triebliche Ausbildungsveranstaltungen bis zu zwei Stunden wö-
chentlich sind zulässig.

(2) Auf die Arbeitszeit werden angerechnet
1.	Berufsschultage nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 mit der durch-

schnittlichen täglichen Arbeitszeit,
2.	Berufsschulwochen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 mit der durch-

schnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit,
3.	im übrigen die Unterrichtszeit einschließlich der Pausen.
(3) Ein Entgeltausfall darf durch den Besuch der Berufsschule nicht 
eintreten.
(4) (weggefallen)

§ 10 Prüfungen und außerbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen
(1) Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen
1.	für die Teilnahme an Prüfungen und Ausbildungsmaßnahmen, die 

auf Grund öffentlich-rechtlicher oder vertraglicher Bestimmungen 
außerhalb der Ausbildungsstätte durchzuführen sind,

2.	an dem Arbeitstag, der der schriftlichen Abschlußprüfung unmittel-
bar vorangeht,

freizustellen.
(2) Auf die Arbeitszeit des Jugendlichen werden angerechnet
1.	die Freistellung nach Absatz 1 Nr. 1 mit der Zeit der Teilnahme ein-

schließlich der Pausen,
2.	die Freistellung nach Absatz 1 Nr. 2 mit der durchschnittlichen täg-

lichen Arbeitsszeit.
Ein Entgeltausfall darf nicht eintreten.

§ 11 Ruhepausen, Aufenthaltsräume
(1) Jugendlichen müssen im voraus feststehende Ruhepausen von an-
gemessener Dauer gewährt werden. Die Ruhepausen müssen min-
destens betragen
1.	30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als viereinhalb bis zu 

sechs Stunden,
2.	60 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs Stunden.
Als Ruhepause gilt nur eine Arbeitsunterbrechung von mindestens 15 
Minuten.
(2) Die Ruhepausen müssen in angemessener zeitlicher Lage ge-
währt werden, frühestens eine Stunde nach Beginn und spätestens 
eine Stunde vor Ende der Arbeitszeit. Länger als viereinhalb Stunden 
hintereinander dürfen Jugendliche nicht ohne Ruhepause beschäftigt 
werden.
(3) Der Aufenthalt während der Ruhepausen in Arbeitsräumen darf den 
Jugendlichen nur gestattet werden, wenndie Arbeit in diesen Räumen 
während dieser Zeit eingestellt ist und auch sonst die notwendige Er-
holung nicht beeinträchtigt wird.
(4) Absatz 3 gilt nicht für den Bergbau unter Tage.

§ 12 Schichtzeit
Bei der Beschäftigung Jugendlicher darf die Schichtzeit (§ 4 Abs. 2) 10 
Stunden, im Bergbau unter Tage 8 Stunden, im Gaststättengewerbe, 
in der Landwirtschaft, in der Tierhaltung, auf Bau- und Montagestellen 
11 Stunden nicht überschreiten.

§ 13 Tägliche Freizeit
Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit dürfen Jugendliche nicht 
vor Ablauf einer ununterbrochenen Freizeit von mindestens 12 Stun-
den beschäftigt werden.

§ 14 Nachtruhe
(1) Jugendliche dürfen nur in der Zeit von 6 bis 20 Uhr beschäftigt wer-
den.
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(2) Jugendliche über 16 Jahre dürfen
1.	im Gaststätten- und Schaustellergewerbe bis 22 Uhr,
2.	in mehrschichtigen Betrieben bis 23 Uhr,
3.	in der Landwirtschaft ab 5 Uhr oder bis 21 Uhr,
4.	in Bäckereien und Konditoreien ab 5 Uhr
beschäftigt werden.
(3) Jugendliche über 17 Jahre dürfen in Bäckereien ab 4 Uhr beschäf-
tigt werden.
(4) An dem einem Berufsschultag unmittelbar vorangehenden Tag dür-
fen Jugendliche auch nach Absatz 2 Nr. 1 bis 3 nicht nach 20 Uhr be-
schäftigt werden, wenn der Berufsschulunterricht am Berufsschultag 
vor 9 Uhr beginnt.
(5) Nach vorheriger Anzeige an die Aufsichtsbehörde dürfen in Betrie-
ben, in denen die übliche Arbeitszeitaus verkehrstechnischen Grün-
den nach 20 Uhr endet, Jugendliche bis 21 Uhr beschäftigt werden, 
soweit sie hierdurch unnötige Wartezeiten vermeiden können. Nach 
vorheriger Anzeige an die Aufsichtsbehörde dürfen ferner in mehr-
schichtigen Betrieben Jugendliche über 16 Jahre ab 5.30 Uhr oder bis 
23.30 Uhr beschäftigt werden, soweit sie hierdurch unnötige Warte-
zeiten vermeiden können.
(6) Jugendliche dürfen in Betrieben, in denen die Beschäftigten in 
außergewöhnlichem Grade der Einwirkung von Hitze ausgesetzt sind, 
in der warmen Jahreszeit ab 5 Uhr beschäftigt werden. Die Jugend-
lichen sind berechtigt, sich vor Beginn der Beschäftigung und danach 
in regelmäßigen Zeitabständen arbeitsmedizinisch untersuchen zu 
lassen. Die Kosten der Untersuchungen hat der Arbeitgeber zu tragen, 
sofern er diese nicht kostenlos durch einen Betriebsarzt oder einen 
überbetrieblichen Dienst von Betriebsärzten anbietet.
(7) Jugendliche dürfen bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen 
und anderen Aufführungen, bei Aufnahmenim Rundfunk (Hörfunk und 
Fernsehen), auf Ton- und Bildträger sowie bei Film- und Fotoaufnah-
men bis 23 Uhr gestaltend mitwirken. Eine Mitwirkung ist nicht zu-
lässig bei Veranstaltungen, Schaustellungen oder Darbietungen, bei 
denen die Anwesenheit Jugendlicher nach den Vorschriften des Ju-
gendschutzgesetzes verboten ist. Nach Beendigung der Tätigkeit dür-
fen Jugendliche nicht vor Ablauf einer ununterbrochenen Freizeit von 
mindestens 14 Stunden beschäftigt werden.

§ 15 Fünf-Tage-Woche
Jugendliche dürfen nur an fünf Tagen in der Woche beschäftigt wer-
den. Die beiden wöchentlichen Ruhetage sollen nach Möglichkeit auf-
einander folgen.

§ 16 Samstagsruhe
(1) An Samstagen dürfen Jugendliche nicht beschäftigt werden.
(2) Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher an Samstagen nur
1.	 in Krankenanstalten sowie in Alten-, Pflege- und Kinderheimen,
2.	 in offenen Verkaufsstellen, in Betrieben mit offenen Verkaufsstel-

len, in Bäckereien und Konditoreien, im Friseurhandwerk und im 
Marktverkehr,

3.	 im Verkehrswesen,
4.	 in der Landwirtschaft und Tierhaltung,
5.	 im Familienhaushalt,
6.	 im Gaststätten- und Schaustellergewerbe,
7.	 bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen und anderen Auffüh-

rungen, bei Aufnahmen im Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen), auf 
Ton- und Bildträger sowie bei Film- und Fotoaufnahmen,

8.	 bei außerbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen,
9.	 beim Sport,
10.	im ärztlichen Notdienst,
11.	 in Reparaturwerkstätten für Kraftfahrzeuge.
Mindestens zwei Samstage im Monat sollen beschäftigungsfrei blei-
ben.
(3) Werden Jugendliche am Samstag beschäftigt, ist ihnen die Fünf-
Tage-Woche (§ 15) durch Freistellungan einem anderen berufsschul-
freien Arbeitstag derselben Woche sicherzustellen. In Betrieben mit 
einem Betriebsruhetag in der Woche kann die Freistellung auch an 
diesem Tag erfolgen, wenn die Jugendlichen an diesem Tag keinen 
Berufsschulunterricht haben.
(4) Können Jugendliche in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 am Sams-
tag nicht acht Stunden beschäftigt werden, kann der Unterschied zwi-
schen der tatsächlichen und der nach § 8 Abs. 1 höchstzulässigen 
Arbeitszeit an dem Tag bis 13 Uhr ausgeglichen werden, an dem die 
Jugendlichen nach Absatz 3 Satz 1 freizustellen sind.

§ 17 Sonntagsruhe
(1) An Sonntagen dürfen Jugendliche nicht beschäftigt werden.
(2) Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher an Sonntagen nur
1.	in Krankenanstalten sowie in Alten-, Pflege- und Kinderheimen,
2.	in der Landwirtschaft und Tierhaltung mit Arbeiten, die auch an Sonn- 

und Feiertagen naturnotwendig vorgenommen werden müssen,

3.	im Familienhaushalt, wenn der Jugendliche in die häusliche Ge-
meinschaft aufgenommen ist,

4.	im Schaustellergewerbe,
5.	bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen und anderen Auffüh-

rungen sowie bei Direktsendungen im Rundfunk (Hörfunk und Fern-
sehen),

6.	beim Sport,
7.	im ärztlichen Notdienst,
8.	im Gaststättengewerbe.
Jeder zweite Sonntag soll, mindestens zwei Sonntage im Monat müs-
sen beschäftigungsfrei bleiben.
(3) Werden Jugendliche am Sonntag beschäftigt, ist ihnen die Fünf-
Tage-Woche (§ 15) durch Freistellung an einem anderen berufsschul-
freien Arbeitstag derselben Woche sicherzustellen. In Betrieben mit 
einem Betriebsruhetag in der Woche kann die Freistellung auch an 
diesem Tag erfolgen, wenn die Jugendlichen an diesem Tag keinen 
Berufsschulunterricht haben.

§ 18 Feiertagsruhe
(1) Am 24. und 31. Dezember nach 14 Uhr und an gesetzlichen Feier-
tagen dürfen Jugendliche nicht beschäftigtwerden.
(2) Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher an gesetzlichen Feier-
tagen in den Fällen des § 17 Abs. 2, ausgenommen am 25. Dezember, 
am 1. Januar, am ersten Osterfeiertag und am 1. Mai.
(3) Für die Beschäftigung an einem gesetzlichen Feiertag, der auf 
einem Werktag fällt, ist der Jugendliche aneinem anderen berufs-
schulfreien Arbeitstag derselben oder der folgenden Woche freizustel-
len. In Betrieben mit einem Betriebsruhetag in der Woche kann die 
Freistellung auch an diesem Tag erfolgen, wenn die Jugendlichen an 
diesem Tag keinen Berufsschulunterricht haben.

§ 19 Urlaub
(1) Der Arbeitgeber hat Jugendlichen für jedes Kalenderjahr einen be-
zahlten Erholungsurlaub zu gewähren.
(2) Der Urlaub beträgt jährlich
1.	mindestens 30 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Ka-

lenderjahrs noch nicht 16 Jahre alt ist,
2.	mindestens 27 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Ka-

lenderjahrs noch nicht 17 Jahre alt ist,
3.	mindestens 25 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Ka-

lenderjahrs noch nicht 18 Jahre alt ist.
Jugendliche, die im Bergbau unter Tage beschäftigt werden, erhalten 
in jeder Altersgruppe einen zusätzlichen Urlaub von drei Werktagen.
(3) Der Urlaub soll Berufsschülern in der Zeit der Berufsschulferien ge-
geben werden. Soweit er nicht in den Berufsschulferien gegeben wird, 
ist für jeden Berufsschultag, an dem die Berufsschule während des 
Urlaubs besucht wird, ein weiterer Urlaubstag zu gewähren.
(4) Im übrigen gelten für den Urlaub der Jugendlichen § 3 Abs. 2, §§ 4 
bis 12 und § 13 Abs. 3 des Bundesurlaubsgesetzes. Der Auftragge-
ber oder Zwischenmeister hat jedoch abweichend von § 12 Nr. 1 des 
Bundesurlaubsgesetzes den jugendlichen Heimarbeitern für jedes Ka-
lenderjahr einen bezahlten Erholungsurlaub entsprechend Absatz 2 
zu gewähren; das Urlaubsentgelt der jugendlichen Heimarbeiter be-
trägt bei einem Urlaub von 30 Werktagen 11,6 vom Hundert, bei einem 
Urlaub von 27 Werktagen 10,3 vom Hundert und bei einem Urlaub von 
25 Werktagen 9,5 vom Hundert.

§ 20 Binnenschiffahrt
(1) In der Binnenschiffahrt gelten folgende Abweichungen:
1.	Abweichend von § 12 darf die Schichtzeit Jugendlicher über 16 Jah-

re während der Fahrt bis auf 14 Stunden täglich ausgedehnt werden, 
wenn ihre Arbeitszeit sechs Stunden täglich nicht überschreitet. Ihre 
tägliche Freizeit kann abweichend von § 13 der Ausdehnung der 
Schichtzeit entsprechend bis auf 10 Stunden verkürzt werden.

2.	Abweichend von § 14 Abs. 1 dürfen Jugendliche über 16 Jahre wäh-
rend der Fahrt bis 22 Uhr beschäftigt werden.

3.	Abweichend von §§ 15, 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 dür-
fen Jugendliche an jedem Tag der Woche beschäftigt werden, je-
doch nicht am 24. Dezember, an den Weihnachtsfeiertagen, am 31. 
Dezember, am 1. Januar, an den Osterfeiertagen und am 1. Mai. Für 
die Beschäftigung an einem Samstag, Sonntag und an einem ge-
setzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fällt, ist ihnen je ein freier 
Tag zu gewähren. Diese freien Tage sind den Jugendlichen in Ver-
bindung mit anderen freien Tagen zu gewähren, spätestens, wenn 
ihnen 10 freie Tage zustehen.

(2) In der gewerblichen Binnenschifffahrt hat der Arbeitgeber Aufzeich-
nungen nach Absatz 3 über die tägliche Arbeits- oder Freizeit jedes 
Jugendlichen zu führen, um eine Kontrolle der Einhaltung der §§ 8 
bis 21a dieses Gesetzes zu ermöglichen. Die Aufzeichnungen sind in 
geeigneten Zeitabständen, spätestens bis zum nächsten Monatsen-
de, gemeinsam vom Arbeitgeber oder seinem Vertreter und von dem 
Jugendlichen zu prüfen und zu bestätigen. Im Anschluss müssen die 
Aufzeichnungen für mindestens zwölf Monate an Bord aufbewahrt 
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werden und dem Jugendlichen ist eine Kopie der bestätigten Auf-
zeichnungen auszuhändigen. Der Jugendliche hat die Kopien darauf-
hin zwölf Monate für eine Kontrolle bereitzuhalten.
(3) Die Aufzeichnungen nach Absatz 2 müssen mindestens folgende 
Angaben enthalten:
1.	Name des Schiffes,
2.	Name des Jugendlichen,
3.	Name des verantwortlichen Schiffsführers,
4.	Datum des jeweiligen Arbeits- oder Ruhetages,
5.	für jeden Tag der Beschäftigung, ob es sich um einen Arbeits- oder 

um einen Ruhetag handelt sowie
6.	Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit oder der täglichen Frei-

zeit.

§ 21 Ausnahmen in besonderen Fällen
(1) Die §§ 8 und 11 bis 18 finden keine Anwendung auf die Beschäf-
tigung Jugendlicher mit vorübergehenden und unaufschiebbaren 
Arbeiten in Notfällen, soweit erwachsene Beschäftigte nicht zur Ver-
fügung stehen.
(2) Wird in den Fällen des Absatzes 1 über die Arbeitszeit des § 8 hi-
naus Mehrarbeit geleistet, so ist sie durchentsprechende Verkürzung 
der Arbeitszeit innerhalb der folgenden drei Wochen auszugleichen.

§ 21a Abweichende Regelungen
(1) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrages in einer 
Betriebsvereinbarung kann zugelassen werden
1.	abweichend von den §§ 8, 15, 16 Abs. 3 und 4, § 17 Abs. 3 und 

§ 18 Abs. 3 die Arbeitszeit bis zu neun Stunden täglich, 44 Stunden 
wöchentlich und bis zu fünfeinhalb Tagen in der Woche anders zu 
verteilen, jedoch nur unter Einhaltung einer durchschnittlichen Wo-
chenarbeitszeit von 40 Stunden in einem Ausgleichszeitraum von 
zwei Monaten,

2.	abweichend von § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und Abs. 2 die Ruhepau-
sen bis zu 15 Minuten zu kürzen und die Lage der Pausen anders zu 
bestimmen,

3.	abweichend von § 12 die Schichtzeit mit Ausnahme des Bergbaus 
unter Tage bis zu einer Stunde täglich zu verlängern,

4.	abweichend von § 16 Abs. 1 und 2 Jugendliche an 26 Samstagen 
im Jahr oder an jedem Samstag zu beschäftigen, wenn statt dessen 
der Jugendliche an einem anderen Werktag derselben Woche von 
der Beschäftigung freigestellt wird,

5.	abweichend von den §§ 15, 16 Abs. 3 und 4, § 17 Abs. 3 und § 18 
Abs. 3 Jugendliche bei einer Beschäftigung an einem Samstag oder 
an einem Sonn- oder Feiertag unter vier Stunden an einem anderen 
Arbeitstag derselben oder der folgenden Woche vor- oder nachmit-
tags von der Beschäftigung freizustellen,

6.	abweichend von § 17 Abs. 2 Satz 2 Jugendliche im Gaststätten- 
und Schaustellergewerbe sowie in der Landwirtschaft während der 
Saison oder der Erntezeit an drei Sonntagen im Monat zu beschäfti-
gen.

(2) Im Geltungsbereich eines Tarifvertrages nach Absatz 1 kann die 
abweichende tarifvertragliche Regelung im Betrieb eines nicht tarif-
gebundenen Arbeitgebers durch Betriebsvereinbarung oder, wenn ein 
Betriebsrat nicht besteht, durch schriftliche Vereinbarung zwischen 
dem Arbeitgeber und dem Jugendlichen übernommen werden.
(3) Die Kirchen und die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 
können die in Absatz 1 genannten Abweichungen in ihren Regelungen 
vorsehen.

§ 21b 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann im Interesse der 
Berufsausbildung oder der Zusammenarbeit von Jugendlichen und 
Erwachsenen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates Ausnahmen von den Vorschriften
1.	des § 8, der §§ 11 und 12, der §§ 15 und 16, des § 17 Abs. 2 und 3 

sowie des § 18 Abs. 3 im Rahmen des § 21a Abs. 1,
2.	des § 14, jedoch nicht vor 5 Uhr und nicht nach 23 Uhr, sowie
3.	des § 17 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 an höchstens 26 Sonn- und Feier-

tagen im Jahr
zulassen, soweit eine Beeinträchtigung der Gesundheit oder der kör-
perlichen oder seelisch-geistigen Entwicklung der Jugendlichen nicht 
zu befürchten ist.

ZWEITER TITEL
Beschäftigungsverbote und -beschränkungen

§ 22 Gefährliche Arbeiten
(1) Jugendliche dürfen nicht beschäftigt werden
1.	mit Arbeiten, die ihre physische oder psychische Leistungsfähigkeit 

übersteigen,
2.	mit Arbeiten, bei denen sie sittlichen Gefahren ausgesetzt sind,

3.	mit Arbeiten, die mit Unfallgefahren verbunden sind, von denen an-
zunehmen ist, daß Jugendliche sie wegen mangelnden Sicherheits-
bewußtseins oder mangelnder Erfahrung nicht erkennen oder nicht 
abwenden können,

4.	mit Arbeiten, bei denen ihre Gesundheit durch außergewöhnliche 
Hitze oder Kälte oder starke Nässe gefährdet wird,

5.	mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von Lärm, Er-
schütterungen oder Strahlen ausgesetzt sind,

6.	mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von Gefahr-
stoffen im Sinne der Gefahrstoffverordnung ausgesetzt sind,

7.	mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von biologi-
schen Arbeitsstoffen im Sinne der Biostoffverordnung ausgesetzt 
sind.

(2) Absatz 1 Nr. 3 bis 7 gilt nicht für die Beschäftigung Jugendlicher, 
soweit
1.	dies zur Erreichung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist,
2.	ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fachkundigen gewährleistet ist 

und
3.	der Luftgrenzwert bei gefährlichen Stoffen (Absatz 1 Nr. 6) unter-

schritten wird.
Satz 1 findet keine Anwendung auf gezielte Tätigkeiten mit biologi-
schen Arbeitsstoffen der Risikogruppen 3 und 4 im Sinne der Biostoff-
verordnung sowie auf nicht gezielte Tätigkeiten, die nach der Biostoff-
verordnung der Schutzstufe 3 oder 4 zuzuordnen sind.
(3) Werden Jugendliche in einem Betrieb beschäftigt, für den ein Be-
triebsarzt oder eine Fachkraft für Arbeitssicherheit verpflichtet ist, 
muß ihre betriebsärztliche oder sicherheitstechnische Betreuung si-
chergestellt sein.

§ 23 Akkordarbeit, tempoabhängige Arbeiten
(1) Jugendliche dürfen nicht beschäftigt werden
1.	mit Akkordarbeit und sonstigen Arbeiten, bei denen durch ein ge-

steigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden kann,
2.	in einer Arbeitsgruppe mit erwachsenen Arbeitnehmern, die mit 

Arbeiten nach Nummer 1 beschäftigt werden,
3.	mit Arbeiten, bei denen ihr Arbeitstempo nicht nur gelegentlich vor-

geschrieben, vorgegeben oder auf andere Weise erzwungen wird.
(2) Absatz 1 Nr. 2 gilt nicht für die Beschäftigung Jugendlicher,
1.	soweit dies zur Erreichung ihres Ausbildungsziels erforderlich ist 

oder
2.	wenn sie eine Berufsausbildung für diese Beschäftigung abge-

schlossen haben
und ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fachkundigen gewährleistet 
ist.

§ 24 Arbeiten unter Tage
(1) Jugendliche dürfen nicht mit Arbeiten unter Tage beschäftigt wer-
den.
(2) Absatz 1 gilt nicht für die Beschäftigung Jugendlicher über 16 Jah-
re,
1.	soweit dies zur Erreichung ihres Ausbildungsziels erforderlich ist,
2.	wenn sie eine Berufsausbildung für die Beschäftigung unter Tage 

abgeschlossen haben oder
3.	wenn sie an einer von der Bergbehörde genehmigten Ausbildungs-

maßnahme für Bergjungarbeiter teilnehmen oder teilgenommen ha-
ben

und ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fachkundigen gewährleistet 
ist.

§ 25 Verbot der Beschäftigung durch bestimmte Personen
(1) Personen, die
1.	wegen eines Verbrechens zu einer Freiheitsstrafe von mindestens 

zwei Jahren,
2.	wegen einer vorsätzlichen Straftat, die sie unter Verletzung der 

ihnen als Arbeitgeber, Ausbildender oder Ausbilder obliegenden 
Pflichten zum Nachteil von Kindern oder Jugendlichen begangen 
haben, zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten,

3.	wegen einer Straftat nach den §§ 109h, 171, 174 bis 184i, 225, 232 
bis 233a des Strafgesetzbuches,

4.	wegen einer Straftat nach dem Betäubungsmittelgesetz oder
5.	wegen einer Straftat nach dem Jugendschutzgesetz oder nach dem 

Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften wenigs-
tens zweimal

rechtskräftig verurteilt worden sind, dürfen Jugendliche nicht beschäf-
tigen sowie im Rahmen eines Rechtsverhältnisses im Sinne des § 1 
nicht beaufsichtigen, nicht anweisen, nicht ausbilden und nicht mit 
der Beaufsichtigung, Anweisung oder Ausbildung von Jugendlichen 
beauftragt werden. Eine Verurteilung bleibt außer Betracht, wenn seit 
dem Tag ihrer Rechtskraft fünf Jahre verstrichen sind. Die Zeit, in wel-
cher der Täter auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt 
worden ist, wird nicht eingerechnet.
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(2) Das Verbot des Absatzes 1 Satz 1 gilt auch für Personen, gegen 
die wegen einer Ordnungswidrigkeit nach§ 58 Abs. 1 bis 4 wenigstens 
dreimal eine Geldbuße rechtskräftig festgesetzt worden ist. Eine Geld-
buße bleibt außer Betracht, wenn seit dem Tag ihrer rechtskräftigen 
Festsetzung fünf Jahre verstrichen sind.
(3) Das Verbot des Absatzes 1 und 2 gilt nicht für die Beschäftigung 
durch die Personensorgeberechtigten.

§ 26 Ermächtigungen
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann zum Schutz der 
Jugendlichen gegen Gefahren für Leben und Gesundheit sowie zur 
Vermeidung einer Beeinträchtigung der körperlichen oder seelisch-
geistigen Entwicklung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates
1.	die für Kinder, die der Vollzeitschulpflicht nicht mehr unterliegen, 

geeigneten und leichten Tätigkeiten nach § 7 Satz 1 Nr. 2 und die 
Arbeiten nach § 22 Abs. 1 und den §§ 23 und 24 näher bestimmen,

2.	über die Beschäftigungsverbote in den §§ 22 bis 25 hinaus die Be-
schäftigung Jugendlicher in bestimmten Betriebsarten oder mit be-
stimmten Arbeiten verbieten oder beschränken, wenn sie bei diesen 
Arbeiten infolge ihres Entwicklungsstands in besonderem Maß Ge-
fahren ausgesetzt sind oder wenn das Verbot oder die Beschrän-
kung der Beschäftigung infolge der technischen Entwicklung oder 
neuer arbeitsmedizinischer oder sicherheitstechnischer Erkenntnis-
se notwendig ist.

§ 27 Behördliche Anordnungen und Ausnahmen
(1) Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen feststellen, ob eine Arbeit 
unter die Beschäftigungsverbote oder -beschränkungen der §§ 22 bis 
24 oder einer Rechtsverordnung nach § 26 fällt. Sie kann in Einzel-
fällen die Beschäftigung Jugendlicher mit bestimmten Arbeiten über 
die Beschäftigungsverbote und -beschränkungen der §§ 22 bis 24 und 
einer Rechtsverordnung nach § 26 hinaus verbieten oder beschrän-
ken, wenn diese Arbeiten mit Gefahren für Leben, Gesundheit oder für 
die körperliche oder seelisch-geistige Entwicklung der Jugendlichen 
verbunden sind.
(2) Die zuständige Behörde kann
1.	den Personen, die die Pflichten, die ihnen kraft Gesetzes zugunsten 

der von ihnen beschäftigten, beaufsichtigten, angewiesenen oder 
auszubildenden Kinder und Jugendlichen obliegen, wiederholt oder 
gröblich verletzt haben,

2.	den Personen, gegen die Tatsachen vorliegen, die sie in sittlicher 
Beziehung zur Beschäftigung,

Beaufsichtigung, Anweisung oder Ausbildung von Kindern und Ju-
gendlichen ungeeignet erscheinen lassen, verbieten, Kinder und Ju-
gendliche zu beschäftigen oder im Rahmen eines Rechtsverhältnisses 
im Sinne des § 1 zu beaufsichtigen, anzuweisen oder auszubilden.
(3) Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag Ausnahmen von § 23 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 für Jugendliche über 16 Jahre bewilligen,
1.	wenn die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo eine Beeinträchti-

gung der Gesundheit oder der körperlichen oder seelisch-geistigen 
Entwicklung des Jugendlichen nicht befürchten lassen und

2.	wenn eine nicht länger als vor drei Monaten ausgestellte ärztliche 
Bescheinigung vorgelegt wird, nach der gesundheitliche Bedenken 
gegen die Beschäftigung nicht bestehen.

DRITTER TITEL
Sonstige Pflichten des Arbeitgebers

§ 28 Menschengerechte Gestaltung der Arbeit
(1) Der Arbeitgeber hat bei der Einrichtung und der Unterhaltung der 
Arbeitsstätte einschließlich der Maschinen,Werkzeuge und Geräte und 
bei der Regelung der Beschäftigung die Vorkehrungen und Maßnah-
men zu treffen, die zum Schutz der Jugendlichen gegen Gefahren für 
Leben und Gesundheit sowie zur Vermeidung einer Beeinträchtigung 
der körperlichen oder seelisch-geistigen Entwicklung der Jugendli-
chen erforderlich sind.
Hierbei sind das mangelnde Sicherheitsbewußtsein, die mangelnde 
Erfahrung und der Entwicklungsstand der Jugendlichen zu berück-
sichtigen und die allgemein anerkannten sicherheitstechnischen und 
arbeitsmedizinischen Regeln sowie die sonstigen gesicherten arbeits-
wissenschaftlichen Erkenntnisse zu beachten.
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestimmen, welche 
Vorkehrungen und Maßnahmen der Arbeitgeber zur Erfüllung der sich 
aus Absatz 1 ergebenden Pflichten zu treffen hat.
(3) Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen anordnen, welche Vor-
kehrungen und Maßnahmen zur Durchführung des Absatzes 1 oder 
einer vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales gemäß Absatz 2 
erlassenen Verordnung zu treffen sind.

§ 28a Beurteilung der Arbeitsbedingungen
Vor Beginn der Beschäftigung Jugendlicher und bei wesentlicher Än-
derung der Arbeitsbedingungen hat der Arbeitgeber die mit der Be-

schäftigung verbundenen Gefährdungen Jugendlicher zu beurteilen. 
Im übrigen gelten die Vorschriften des Arbeitsschutzgesetzes.

§ 29 Unterweisung über Gefahren
(1) Der Arbeitgeber hat die Jugendlichen vor Beginn der Beschäfti-
gung und bei wesentlicher Änderung der Arbeitsbedingungen über die 
Unfall- und Gesundheitsgefahren, denen sie bei der Beschäftigung 
ausgesetzt sind, sowie über die Einrichtungen und Maßnahmen zur 
Abwendung dieser Gefahren zu unterweisen. Er hat die Jugendlichen 
vor der erstmaligen Beschäftigung an Maschinen oder gefährlichen 
Arbeitsstellen oder mit Arbeiten, bei denen sie mit gesundheitsgefähr-
denden Stoffen in Berührung kommen, über die besonderen Gefahren 
dieser Arbeiten sowie über das bei ihrer Verrichtung erforderliche Ver-
halten zu unterweisen.
(2) Die Unterweisungen sind in angemessenen Zeitabständen, min-
destens aber halbjährlich, zu wiederholen.
(3) Der Arbeitgeber beteiligt die Betriebsärzte und die Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit an der Planung, Durchführung und Überwachung 
der für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei der Beschäfti-
gung Jugendlicher geltenden Vorschriften.

§ 30 Häusliche Gemeinschaft
(1) Hat der Arbeitgeber einen Jugendlichen in die häusliche Gemein-
schaft aufgenommen, so muß er
1.	ihm eine Unterkunft zur Verfügung stellen und dafür sorgen, daß sie 

so beschaffen, ausgestattet und belegt ist und so benutzt wird, daß 
die Gesundheit des Jugendlichen nicht beeinträchtigt wird, und

2.	ihm bei einer Erkrankung, jedoch nicht über die Beendigung der Be-
schäftigung hinaus, die erforderliche Pflege und ärztliche Behand-
lung zuteil werden lassen, soweit diese nicht von einem Sozialver-
sicherungsträger geleistet wird.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall anordnen, welchen Anfor-
derungen die Unterkunft (Absatz 1 Nr. 1) und die Pflege bei Erkrankun-
gen (Absatz 1 Nr. 2) genügen müssen.

§ 31 �Züchtigungsverbot, Verbot der Abgabe von Alkohol und 
Tabak

(1) Wer Jugendliche beschäftigt oder im Rahmen eines Rechtsverhält-
nisses im Sinne des § 1 beaufsichtigt, anweist oder ausbildet, darf sie 
nicht körperlich züchtigen.
(2) Wer Jugendliche beschäftigt, muß sie vor körperlicher Züchtigung 
und Mißhandlung und vor sittlicher Gefährdung durch andere bei ihm 
Beschäftigte und durch Mitglieder seines Haushalts an der Arbeitsstätte 
und in seinem Haus schützen. Er darf Jugendlichen keine Tabakwaren 
und andere nikotinhaltige Erzeugnisse und deren Behältnisse, Jugend-
lichen unter 16 Jahren keine alkoholischen Getränke und Jugendlichen 
über 16 Jahre keinen Branntwein geben. Das Abgabeverbot in Satz 2 für 
Tabakwaren und andere nikotinhaltige Erzeugnisse und deren Behält-
nisse gilt auch für nikotinfreie Erzeugnisse, wie elektronische Zigaretten 
oder elektronische Shishas, in denen Flüssigkeit durch ein elektroni-
sches Heizelement verdampft und die entstehenden Aerosole mit dem 
Mund eingeatmet werden, sowie für deren Behältnisse.

VIERTER TITEL
Gesundheitliche Betreuung

§ 32 Erstuntersuchung
(1) Ein Jugendlicher, der in das Berufsleben eintritt, darf nur beschäf-
tigt werden, wenn
1.	er innerhalb der letzten vierzehn Monate von einem Arzt untersucht 

worden ist (Erstuntersuchung) und
2.	dem Arbeitgeber eine von diesem Arzt ausgestellte Bescheinigung 

vorliegt.
(2) Absatz 1 gilt nicht für eine nur geringfügige oder eine nicht länger 
als zwei Monate dauernde Beschäftigung mit leichten Arbeiten, von 
denen keine gesundheitlichen Nachteile für den Jugendlichen zu be-
fürchten sind.

§ 33 Erste Nachuntersuchung
(1) Ein Jahr nach Aufnahme der ersten Beschäftigung hat sich der 
Arbeitgeber die Bescheinigung eines Arztes darüber vorlegen zu las-
sen, daß der Jugendliche nachuntersucht worden ist (erste Nachunter-
suchung). Die Nachuntersuchung darf nicht länger als drei Monate zu-
rückliegen. Der Arbeitgeber soll den Jugendlichen neun Monate nach 
Aufnahme der ersten Beschäftigung nachdrücklich auf den Zeitpunkt, 
bis zu dem der Jugendliche ihm die ärztliche Bescheinigung nach 
Satz 1 vorzulegen hat, hinweisen und ihn auffordern, die Nachunter-
suchung bis dahin durchführen zu lassen.
(2) Legt der Jugendliche die Bescheinigung nicht nach Ablauf eines 
Jahres vor, hat ihn der Arbeitgeberinnerhalb eines Monats unter Hin-
weis auf das Beschäftigungsverbot nach Absatz 3 schriftlich aufzu-
fordern, ihm die Bescheinigung vorzulegen. Je eine Durchschrift des 
Aufforderungsschreibens hat der Arbeitgeber dem Personensorgebe-
rechtigten und dem Betriebs- oder Personalrat zuzusenden.
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(3) Der Jugendliche darf nach Ablauf von 14 Monaten nach Aufnahme 
der ersten Beschäftigung nichtweiterbeschäftigt werden, solange er 
die Bescheinigung nicht vorgelegt hat.

§ 34 Weitere Nachuntersuchungen
Nach Ablauf jedes weiteren Jahres nach der ersten Nachuntersuchung 
kann sich der Jugendliche erneut nachuntersuchen lassen (weitere 
Nachuntersuchungen). Der Arbeitgeber soll ihn auf diese Möglichkeit 
rechtzeitig hinweisen und darauf hinwirken, daß der Jugendliche ihm 
die Bescheinigung über die weitere Nachuntersuchung vorlegt.

§ 35 Außerordentliche Nachuntersuchung
(1) Der Arzt soll eine außerordentliche Nachuntersuchung anordnen, 
wenn eine Untersuchung ergibt, daß
1.	ein Jugendlicher hinter dem seinem Alter entsprechenden Entwick-

lungsstand zurückgeblieben ist,
2.	gesundheitliche Schwächen oder Schäden vorhanden sind,
3.	die Auswirkungen der Beschäftigung auf die Gesundheit oder Ent-

wicklung des Jugendlichen noch nicht zu übersehen sind.
(2) Die in § 33 Abs. 1 festgelegten Fristen werden durch die Anordnung 
einer außerordentlichen Nachuntersuchung nicht berührt.

§ 36 Ärztliche Untersuchungen und Wechsel des Arbeitgebers
Wechselt der Jugendliche den Arbeitgeber, so darf ihn der neue 
Arbeitgeber erst beschäftigen, wenn ihm die Bescheinigung über die 
Erstuntersuchung (§ 32 Abs. 1) und, falls seit der Aufnahme der Be-
schäftigung ein Jahr vergangen ist, die Bescheinigung über die erste 
Nachuntersuchung (§ 33) vorliegen.

§ 37 Inhalt und Durchführung der ärztlichen Untersuchungen
(1) Die ärztlichen Untersuchungen haben sich auf den Gesundheits- 
und Entwicklungsstand und die körperliche Beschaffenheit, die Nach-
untersuchungen außerdem auf die Auswirkungen der Beschäftigung 
auf Gesundheit und Entwicklung des Jugendlichen zu erstrecken.
(2) Der Arzt hat unter Berücksichtigung der Krankheitsvorgeschichte 
des Jugendlichen auf Grund der Untersuchungen zu beurteilen,
1.	ob die Gesundheit oder die Entwicklung des Jugendlichen durch 

die Ausführung bestimmter Arbeiten oder durch die Beschäftigung 
während bestimmter Zeiten gefährdet wird,

2.	ob besondere der Gesundheit dienende Maßnahmen einschließlich 
Maßnahmen zur Verbesserung des Impfstatus erforderlich sind,

3.	ob eine außerordentliche Nachuntersuchung (§ 35 Abs. 1) erforder-
lich ist.

(3) Der Arzt hat schriftlich festzuhalten:
1.	den Untersuchungsbefund,
2.	die Arbeiten, durch deren Ausführung er die Gesundheit oder die 

Entwicklung des Jugendlichen für gefährdet hält,
3.	die besonderen der Gesundheit dienenden Maßnahmen einschließ-

lich Maßnahmen zur Verbesserung des Impfstatus,
4.	die Anordnung einer außerordentlichen Nachuntersuchung (§ 35 

Abs. 1).

§ 38 Ergänzungsuntersuchung
Kann der Arzt den Gesundheits- und Entwicklungsstand des Jugend-
lichen nur beurteilen, wenn das Ergebnis einer Ergänzungsuntersu-
chung durch einen anderen Arzt oder einen Zahnarzt vorliegt, so hat 
er die Ergänzungsuntersuchung zu veranlassen und ihre Notwendig-
keit schriftlich zu begründen.

§ 39 Mitteilung, Bescheinigung
(1) Der Arzt hat dem Personensorgeberechtigten schriftlich mitzuteilen:
1.	das wesentliche Ergebnis der Untersuchung,
2.	die Arbeiten, durch deren Ausführung er die Gesundheit oder die 

Entwicklung des Jugendlichen für gefährdet hält,
3.	die besonderen der Gesundheit dienenden Maßnahmen einschließ-

lich Maßnahmen zur Verbesserung des Impfstatus,
4.	die Anordnung einer außerordentlichen Nachuntersuchung (§ 35 

Abs. 1).
(2) Der Arzt hat eine für den Arbeitgeber bestimmte Bescheinigung da-
rüber auszustellen, daß die Untersuchung stattgefunden hat und darin 
die Arbeiten zu vermerken, durch deren Ausführung er die Gesundheit 
oder die Entwicklung des Jugendlichen für gefährdet hält.

§ 40 Bescheinigung mit Gefährdungsvermerk
(1) Enthält die Bescheinigung des Arztes (§ 39 Abs. 2) einen Vermerk 
über Arbeiten, durch deren Ausführung er die Gesundheit oder die 
Entwicklung des Jugendlichen für gefährdet hält, so darf der Jugend-
liche mit solchen Arbeiten nicht beschäftigt werden.
(2) Die Aufsichtsbehörde kann die Beschäftigung des Jugendlichen 
mit den in der Bescheinigung des Arztes (§ 39 Abs. 2) vermerkten 
Arbeiten im Einvernehmen mit einem Arzt zulassen und die Zulassung 
mit Auflagen verbinden.

§ 41 Aufbewahren der ärztlichen Bescheinigungen
(1) Der Arbeitgeber hat die ärztlichen Bescheinigungen bis zur Been-
digung der Beschäftigung, längstens jedoch bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahrs des Jugendlichen aufzubewahren und der Aufsichts-
behörde sowie der Berufsgenossenschaft auf Verlangen zur Einsicht 
vorzulegen oder einzusenden.
(2) Scheidet der Jugendliche aus dem Beschäftigungsverhältnis aus, 
so hat ihm der Arbeitgeber die Bescheinigungen auszuhändigen.

§ 42 Eingreifen der Aufsichtsbehörde
Die Aufsichtsbehörde hat, wenn die dem Jugendlichen übertragenen 
Arbeiten Gefahren für seine Gesundheit befürchten lassen, dies dem 
Personensorgeberechtigten und dem Arbeitgeber mitzuteilen und den 
Jugendlichen aufzufordern, sich durch einen von ihr ermächtigten Arzt 
untersuchen zu lassen.

§ 43 Freistellung für Untersuchungen
Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen für die Durchführung der ärzt-
lichen Untersuchungen nach diesem Abschnitt freizustellen. Ein Ent-
geltausfall darf hierdurch nicht eintreten.

§ 44 Kosten der Untersuchungen
Die Kosten der Untersuchungen trägt das Land.

§ 45 Gegenseitige Unterrichtung der Ärzte
(1) Die Ärzte, die Untersuchungen nach diesem Abschnitt vorgenom-
men haben, müssen, wenn der Personensorgeberechtigte und der Ju-
gendliche damit einverstanden sind,
1.	dem staatlichen Gewerbearzt,
2.	dem Arzt, der einen Jugendlichen nach diesem Abschnitt nach-

untersucht,
auf Verlangen die Aufzeichnungen über die Untersuchungsbefunde 
zur Einsicht aushändigen.
(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann der Amtsarzt des 
Gesundheitsamts einem Arzt, der einen Jugendlichen nach diesem 
Abschnitt untersucht, Einsicht in andere in seiner Dienststelle vorhan-
dene Unterlagen über Gesundheit und Entwicklung des Jugendlichen 
gewähren.

§ 46 Ermächtigungen
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann zum Zweck 
einer gleichmäßigen und wirksamengesundheitlichen Betreuung 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschrif-
ten über die Durchführung der ärztlichen Untersuchungen und über 
die für die Aufzeichnungen der Untersuchungsbefunde, die Bescheini-
gungen und Mitteilungen zu verwendenden Vordrucke erlassen.
(2) Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung
1.	zur Vermeidung von mehreren Untersuchungen innerhalb eines kur-

zen Zeitraums aus verschiedenen Anlässen bestimmen, daß die 
Untersuchungen nach den §§ 32 bis 34 zusammen mit Untersu-
chungen nach anderen Vorschriften durchzuführen sind, und hierbei 
von der Frist des § 32 Abs. 1 Nr. 1 bis zu drei Monaten abweichen,

2.	zur Vereinfachung der Abrechnung
a)	Pauschbeträge für die Kosten der ärztlichen Untersuchungen im 

Rahmen der geltenden Gebührenordnungen festsetzen,
b)	Vorschriften über die Erstattung der Kosten beim Zusammentref-

fen mehrerer Untersuchungen nach Nummer 1 erlassen.

VIERTER ABSCHNITT
Durchführung des Gesetzes

ERSTER TITEL
Aushänge und Verzeichnisse

§ 47 Bekanntgabe des Gesetzes und der Aufsichtsbehörde
Arbeitgeber, die regelmäßig mindestens einen Jugendlichen beschäf-
tigen, haben einen Abdruck dieses Gesetzes und die Anschrift der zu-
ständigen Aufsichtsbehörde an geeigneter Stelle im Betrieb zur Ein-
sicht auszulegen oder auszuhängen.

§ 48 Aushang über Arbeitszeit und Pausen
Arbeitgeber, die regelmäßig mindestens drei Jugendliche beschäfti-
gen, haben einen Aushang über Beginn und Ende der regelmäßigen 
täglichen Arbeitszeit und der Pausen der Jugendlichen an geeigneter 
Stelle im Betrieb anzubringen.

§ 49 Verzeichnisse der Jugendlichen
Arbeitgeber haben Verzeichnisse der bei ihnen beschäftigten Jugend-
lichen unter Angabe des Vor- und Familiennamens, des Geburts-
datums und der Wohnanschrift zu führen, in denen das Datum des 
Beginns der Beschäftigung bei ihnen, bei einer Beschäftigung unter 
Tage auch das Datum des Beginns dieser Beschäftigung, enthalten ist.
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§ 50 Auskunft, Vorlage der Verzeichnisse
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, der Aufsichtsbehörde auf Verlangen
1.	die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Angaben wahrheits-

gemäß und vollständig zu machen,
2.	die Verzeichnisse gemäß § 49, die Unterlagen, aus denen Name, 

Beschäftigungsart und -zeiten der
Jugendlichen sowie Lohn- und Gehaltszahlungen ersichtlich sind, und 
alle sonstigen Unterlagen, die sich auf die nach Nummer 1 zu machen-
den Angaben beziehen, zur Einsicht vorzulegen oder einzusenden.
(2) Die Verzeichnisse und Unterlagen sind mindestens bis zum Ablauf 
von zwei Jahren nach der letzten Eintragung aufzubewahren.

ZWEITER TITEL
Aufsicht

§ 51 Aufsichtsbehörde, Besichtigungsrechte und Berichtspflicht
(1) Die Aufsicht über die Ausführung dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen obliegt der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde (Aufsichtsbehörde). Die Lan-
desregierung kann durch Rechtsverordnung die Aufsicht über die Aus-
führung dieser Vorschriften in Familienhaushalten auf gelegentliche 
Prüfungen beschränken.
(2) Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde sind berechtigt, die Arbeits-
stätten während der üblichen Betriebs- und Arbeitszeit zu betreten 
und zu besichtigen; außerhalb dieser Zeit oder wenn sich die Arbeits-
stätten in einer Wohnung befinden, dürfen sie nur zur Verhütung von 
dringenden Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung be-
treten und besichtigt werden. Der Arbeitgeber hat das Betreten und 
Besichtigen der Arbeitsstätten zu gestatten. Das Grundrecht der Un-
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird inso-
weit eingeschränkt.
(3) Die Aufsichtsbehörden haben im Rahmen der Jahresberichte nach 
§ 139b Abs. 3 der Gewerbeordnung über ihre Aufsichtstätigkeit ge-
mäß Absatz 1 zu berichten.

§ 52 (weggefallen)

§ 53 Mitteilung über Verstöße
Die Aufsichtsbehörde teilt schwerwiegende Verstöße gegen die Vor-
schriften dieses Gesetzes oder gegen die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen der nach dem Berufsbildungsgesetz 
oder der Handwerksordnung zuständigen Stelle mit. Die zuständige 
Agentur für Arbeit erhält eine Durchschrift dieser Mitteilung.

§ 54 Ausnahmebewilligungen
(1) Ausnahmen, die die Aufsichtsbehörde nach diesem Gesetz oder 
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen be-
willigen kann, sind zu befristen. Die Ausnahmebewilligungen können
1.	mit einer Bedingung erlassen werden,
2.	mit einer Auflage oder mit einem Vorbehalt der nachträglichen Auf-

nahme, Änderung oder Ergänzung einer Auflage verbunden werden 
und

3.	jederzeit widerrufen werden.
(2) Ausnahmen können nur für einzelne Beschäftigte, einzelne Betriebe 
oder einzelne Teile des Betriebs bewilligt werden.
(3) Ist eine Ausnahme für einen Betrieb oder einen Teil des Betriebs be-
willigt worden, so hat der Arbeitgeberhierüber an geeigneter Stelle im 
Betrieb einen Aushang anzubringen.

DRITTER TITEL
Ausschüsse für Jugendarbeitsschutz

§ 55 Bildung des Landesausschusses für Jugendarbeitsschutz
(1) Bei der von der Landesregierung bestimmten obersten Landesbe-
hörde wird ein Landesausschuß für Jugendarbeitsschutz gebildet.
(2) Dem Landesausschuß gehören als Mitglieder an:
1.	je sechs Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer,
2.	ein Vertreter des Landesjugendrings,
3.	ein von der Bundesagentur für Arbeit benannter Vertreter und je ein 

Vertreter des Landesjugendamts, der für das Gesundheitswesen 
zuständigen obersten Landesbehörde und der für die berufsbilden-
den Schulen zuständigen obersten Landesbehörde und

4.	ein Arzt.
(3) Die Mitglieder des Landesausschusses werden von der von der 
Landesregierung bestimmten obersten Landesbehörde berufen, die 
Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf Vorschlag der auf Lan-
desebene bestehenden Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften, 
der Arzt auf Vorschlag der Landesärztekammer, die übrigen Vertreter 
auf Vorschlag der in Absatz 2 Nr. 2 und 3 genannten Stellen.
(4) Die Tätigkeit im Landesausschuß ist ehrenamtlich. Für bare Aus-
lagen und für Entgeltausfall ist, soweit eine Entschädigung nicht von 

anderer Seite gewährt wird, eine angemessene Entschädigung zu zah-
len, deren Höhe nach Landesrecht oder von der von der Landesregie-
rung bestimmten obersten Landesbehörde festgesetzt wird.
(5) Die Mitglieder können nach Anhören der an ihrer Berufung beteilig-
ten Stellen aus wichtigem Grund abberufen werden.
(6) Die Mitglieder haben Stellvertreter. Die Absätze 2 bis 5 gelten für die 
Stellvertreter entsprechend.
(7) Der Landesausschuß wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter sol-
len nicht derselben Mitgliedergruppe angehören.
(8) Der Landesausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Ge-
schäftsordnung kann die Bildung von Unterausschüssen vorsehen 
und bestimmen, daß ihnen ausnahmsweise nicht nur Mitglieder des 
Landesausschusses angehören. Absatz 4 Satz 2 gilt für die Unteraus-
schüsse hinsichtlich der Entschädigung entsprechend. An den Sitzun-
gen des Landesausschusses und der Unterausschüsse können Ver-
treter der beteiligten obersten Landesbehörden teilnehmen.

§ 56 �Bildung des Ausschusses für Jugendarbeitsschutz bei der 
Aufsichtsbehörde

(1) Bei der Aufsichtsbehörde wird ein Ausschuß für Jugendarbeits-
schutz gebildet. In Städten, in denen mehrere Aufsichtsbehörden ihren 
Sitz haben, wird ein gemeinsamer Ausschuß für Jugendarbeitsschutz 
gebildet. In Ländern, in denen nicht mehr als zwei Aufsichtsbehörden 
eingerichtet sind, übernimmt der Landesausschuß für Jugendarbeits-
schutz die Aufgaben dieses Ausschusses.
(2) Dem Ausschuß gehören als Mitglieder an:
1.	je sechs Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer,
2.	ein Vertreter des im Bezirk der Aufsichtsbehörde wirkenden Ju-

gendrings,
3.	je ein Vertreter eines Arbeits-, Jugend- und Gesundheitsamts,
4.	ein Arzt und ein Lehrer an einer berufsbildenden Schule.
(3) Die Mitglieder des Jugendarbeitsschutzausschusses werden von 
der Aufsichtsbehörde berufen, die Vertreter der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer auf Vorschlag der im Aufsichtsbezirk bestehenden 
Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften, der Arzt auf Vorschlag 
der Ärztekammer, der Lehrer auf Vorschlag der nach Landesrecht zu-
ständigen Behörde, die übrigen Vertreter auf Vorschlag der in Absatz 2 
Nr. 2 und 3 genannten Stellen. § 55 Abs. 4 bis 8 gilt mit der Maßga-
be entsprechend, daß die Entschädigung von der Aufsichtsbehörde 
mit Genehmigung der von der Landesregierung bestimmten obersten 
Landesbehörde festgesetzt wird.

§ 57 Aufgaben der Ausschüsse
(1) Der Landesausschuß berät die oberste Landesbehörde in allen all-
gemeinen Angelegenheiten des Jugendarbeitsschutzes und macht 
Vorschläge für die Durchführung dieses Gesetzes. Er klärt über Inhalt 
und Ziel des Jugendarbeitsschutzes auf.
(2) Die oberste Landesbehörde beteiligt den Landesausschuß in An-
gelegenheiten von besonderer Bedeutung, insbesondere vor Erlaß von 
Rechtsvorschriften zur Durchführung dieses Gesetzes.
(3) Der Landesausschuß hat über seine Tätigkeit im Zusammenhang 
mit dem Bericht der Aufsichtsbehördennach § 51 Abs. 3 zu berichten.
(4) Der Ausschuß für Jugendarbeitsschutz bei der Aufsichtsbehörde 
berät diese in allen allgemeinen Angelegenheiten des Jugendarbeits-
schutzes und macht dem Landesausschuß Vorschläge für die Durch-
führung dieses Gesetzes. Er klärt über Inhalt und Ziel des Jugend-
arbeitsschutzes auf.

FÜNFTER ABSCHNITT
Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 58 Bußgeld- und Strafvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber vorsätzlich oder fahr-
lässig
1.	 entgegen § 5 Abs. 1, auch in Verbindung mit § 2 Abs. 3, ein Kind 

oder einen Jugendlichen, der der Vollzeitschulpflicht unterliegt, be-
schäftigt,

2.	 entgegen § 5 Abs. 3 Satz 1 oder Satz 3, jeweils auch in Verbindung 
mit § 2 Abs. 3, ein Kind über 13 Jahre oder einen Jugendlichen, der 
der Vollzeitschulpflicht unterliegt, in anderer als der zugelassenen 
Weise beschäftigt,

3.	 (weggefallen)
4.	 entgegen § 7 Satz 1 Nr. 2, auch in Verbindung mit einer Rechtsver-

ordnung nach § 26 Nr. 1, ein Kind, das der Vollzeitschulpflicht nicht 
mehr unterliegt, in anderer als der zugelassenen Weise beschäftigt,

5.	 entgegen § 8 einen Jugendlichen über die zulässige Dauer der 
Arbeitszeit hinaus beschäftigt,

6.	 entgegen § 9 Abs. 1 einen Jugendlichen beschäftigt oder nicht 
freistellt,

7.	 entgegen § 10 Abs. 1 einen Jugendlichen für die Teilnahme an Prü-
fungen oder Ausbildungsmaßnahmen oder an dem Arbeitstag, der 
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12 Verordnung über die ärztlichen Untersuchungen nach dem 
Jugendarbeitsschutzgesetz 

(Jugendarbeitsschutzuntersuchungsverordnung – JArbSchUV)
Vom 16. Oktober 1990 (BGBl. I S. 2221)

Auf Grund des § 46 Abs. 1 und des § 72 Abs. 3 Satz 2 des Jugend-
arbeitsschutzgesetzes vom 12. April 1976 (BGBl. I S. 965) verordnet 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung:

§ 1 Durchführung der Untersuchungen

(1) Der Arzt, der einen Jugendlichen nach den §§ 32 bis 35 oder nach 
§ 42 des Jugendarbeitsschutzgesetzes untersucht, hat unter Berück-
sichtigung der Krankheitsvorgeschichte des Jugendlichen auf Grund 

der Untersuchungen zu beurteilen, ob dessen Gesundheit und Ent-
wicklung durch die Ausführung bestimmter Arbeiten oder durch die 
Beschäftigung während bestimmter Zeiten gefährdet wird, ob eine 
außerordentliche Nachuntersuchung oder eine Ergänzungsuntersu-
chung erforderlich ist oder ob besondere der Gesundheit dienende 
Maßnahmen nötig sind (§ 37 Jugendarbeitsschutzgesetz).

(2) Als Tag der Untersuchung (§ 32 Abs. 1 Nr. 1, § 33 Abs. 1 und § 34 
Jugendarbeitsschutzgesetz) gilt der Tag der abschließenden Beurtei-
lung.

der schriftlichen Abschlußprüfung unmittelbar vorangeht, nicht 
freistellt,

8.	 entgegen § 11 Abs. 1 oder 2 Ruhepausen nicht, nicht mit der vor-
geschriebenen Mindestdauer oder nicht in der vorgeschriebenen 
zeitlichen Lage gewährt,

9.	 entgegen § 12 einen Jugendlichen über die zulässige Schichtzeit 
hinaus beschäftigt,

10.	entgegen § 13 die Mindestfreizeit nicht gewährt,
11.	entgegen § 14 Abs. 1 einen Jugendlichen außerhalb der Zeit von 

6 bis 20 Uhr oder entgegen § 14 Abs. 7 Satz 3 vor Ablauf der Min-
destfreizeit beschäftigt,

12.	entgegen § 15 einen Jugendlichen an mehr als fünf Tagen in der 
Woche beschäftigt,

13.	entgegen § 16 Abs. 1 einen Jugendlichen an Samstagen beschäf-
tigt oder entgegen § 16 Abs. 3 Satz 1 den Jugendlichen nicht frei-
stellt,

14.	entgegen § 17 Abs. 1 einen Jugendlichen an Sonntagen beschäf-
tigt oder entgegen § 17 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 oder Abs. 3 Satz 1 
den Jugendlichen nicht freistellt,

15.	entgegen § 18 Abs. 1 einen Jugendlichen am 24. oder 31. Dezem-
ber nach 14 Uhr oder an gesetzlichen Feiertagen beschäftigt oder 
entgegen § 18 Abs. 3 nicht freistellt,

16.	entgegen § 19 Abs. 1, auch in Verbindung mit Abs. 2 Satz 1 oder 2, 
oder entgegen § 19 Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 4 Satz 2 Urlaub nicht 
oder nicht mit der vorgeschriebenen Dauer gewährt,

17.	entgegen § 21 Abs. 2 die geleistete Mehrarbeit durch Verkürzung 
der Arbeitszeit nicht ausgleicht,

18.	entgegen § 22 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 26 Nr. 1, einen Jugendlichen mit den dort genannten 
Arbeiten beschäftigt,

19.	entgegen § 23 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 26 Nr. 1, einen Jugendlichen mit Arbeiten mit Lohn-
anreiz, in einer Arbeitsgruppe mit Erwachsenen, deren Entgelt vom 
Ergebnis ihrer Arbeit abhängt, oder mit tempoabhängigen Arbeiten 
beschäftigt,

20.	entgegen § 24 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 26 Nr. 1, einen Jugendlichen mit Arbeiten unter Tage 
beschäftigt,

21.	entgegen § 31 Abs. 2 Satz 2, auch in Verbindung mit Satz 3, einem 
Jugendlichen ein dort genanntes Getränk oder ein dort genanntes 
Produkt gibt,

22.	entgegen § 32 Abs. 1 einen Jugendlichen ohne ärztliche Beschei-
nigung über die Erstuntersuchung beschäftigt,

23.	entgegen § 33 Abs. 3 einen Jugendlichen ohne ärztliche Beschei-
nigung über die erste Nachuntersuchung weiterbeschäftigt,

24.	entgegen § 36 einen Jugendlichen ohne Vorlage der erforderlichen 
ärztlichen Bescheinigungen beschäftigt,

25.	entgegen § 40 Abs. 1 einen Jugendlichen mit Arbeiten beschäf-
tigt, durch deren Ausführung der Arzt nach der von ihm erteilten 
Bescheinigung die Gesundheit oder die Entwicklung des Jugend-
lichen für gefährdet hält,

26.	einer Rechtsverordnung nach
a)	§ 26 Nr. 2 oder
b)	§ 28 Abs. 2

	 zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist,

27.	einer vollziehbaren Anordnung der Aufsichtsbehörde nach § 6 
Abs. 3, § 27 Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2, § 28 Abs. 3 oder § 30 
Abs. 2 zuwiderhandelt,

28.	einer vollziehbaren Auflage der Aufsichtsbehörde nach § 6 Abs. 1, 
§ 14 Abs. 7, § 27 Abs. 3 oder § 40 Abs. 2, jeweils in Verbindung mit 
§ 54 Abs. 1, zuwiderhandelt,

29.	einer vollziehbaren Anordnung oder Auflage der Aufsichtsbehör-
de auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 26 Nr. 2 oder § 28 
Abs. 2 zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen be-
stimmten Tatbestand auf die Bußgeldvorschrift verweist.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
§ 25 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 einen Jugendlichen beschäftigt, 
beaufsichtigt, anweist oder ausbildet, obwohl ihm dies verboten ist, 
oder einen anderen, dem dies verboten ist, mit der Beaufsichtigung, 
Anweisung oder Ausbildung eines Jugendlichen beauftragt.
(3) Absatz 1 Nr. 4, 6 bis 29 und Absatz 2 gelten auch für die Beschäfti-
gung von Kindern (§ 2 Abs. 1) oder Jugendlichen, die der Vollzeitschul-
pflicht unterliegen (§ 2 Abs. 3), nach § 5 Abs. 2 Absatz 1 Nr. 6 bis 29 
und Absatz 2 gelten auch für die Beschäftigung von Kindern, die der 
Vollzeitschulpflicht nicht mehr unterliegen, nach § 7.
(4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu dreißigtau-
send Euro geahndet werden.
(5) Wer vorsätzlich eine in Absatz 1, 2 oder 3 bezeichnete Handlung 
begeht und dadurch ein Kind, einen Jugendlichen oder im Fall des 
Absatzes 1 Nr. 6 eine Person, die noch nicht 21 Jahre alt ist, in ihrer 
Gesundheit oder Arbeitskraft gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. Ebenso wird bestraft, wer 
eine in Absatz 1, 2 oder 3 bezeichnete Handlung beharrlich wiederholt.
(6) Wer in den Fällen des Absatzes 5 Satz 1 die Gefahr fahrlässig ver-
ursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geld-
strafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen bestraft.

§ 59 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber vorsätzlich oder fahr-
lässig
1.	 entgegen § 6 Abs. 4 Satz 2 ein Kind vor Erhalt des Bewilligungs-

bescheids beschäftigt,
2.	 entgegen § 11 Abs. 3 den Aufenthalt in Arbeitsräumen gestattet,
2a.	entgegen § 20 Absatz 2 Satz 1 eine Aufzeichnung nicht oder nicht 

richtig führt,
2b.	entgegen § 20 Absatz 2 Satz 3 eine Aufzeichnung nicht oder nicht 

mindestens zwölf Monate aufbewahrt,
3.	 entgegen § 29 einen Jugendlichen über Gefahren nicht, nicht rich-

tig oder nicht rechtzeitig unterweist,
4.	 entgegen § 33 Abs. 2 Satz 1 einen Jugendlichen nicht oder nicht 

rechtzeitig zur Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung auffordert,
5.	 entgegen § 41 die ärztliche Bescheinigung nicht aufbewahrt, vor-

legt, einsendet oder aushändigt,
6.	 entgegen § 43 Satz 1 einen Jugendlichen für ärztliche Untersu-

chungen nicht freistellt,
7.	 entgegen § 47 einen Abdruck des Gesetzes oder die Anschrift der 

zuständigen Aufsichtsbehörde nicht auslegt oder aushängt,
8.	 entgegen § 48 Arbeitszeit und Pausen nicht oder nicht in der vor-

geschriebenen Weise aushängt,
9.	 entgegen § 49 ein Verzeichnis nicht oder nicht in der vorgeschrie-

benen Weise führt,
10.	entgegen § 50 Abs. 1 Angaben nicht, nicht richtig oder nicht voll-

ständig macht oder Verzeichnisse oder Unterlagen nicht vorlegt 
oder einsendet oder entgegen § 50 Abs. 2 Verzeichnisse oder 
Unterlagen nicht oder nicht vorschriftsmäßig aufbewahrt,

11.	entgegen § 51 Abs. 2 Satz 2 das Betreten oder Besichtigen der 
Arbeitsstätten nicht gestattet,

12.	entgegen § 54 Abs. 3 einen Aushang nicht anbringt.
(2) Absatz 1 Nr. 2 bis 6 gilt auch für die Beschäftigung von Kindern (§ 2 
Abs. 1 und 3) nach § 5 Abs. 2 Satz 1.
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend 
Euro geahndet werden.

§§ 60–71 (nicht abgedruckt)
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13 Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz – ASiG)

Vom 12. Dezember 1973 (BGBl. I S. 1885), zuletzt geändert durch Art. 3 Abs. 5 des Gesetzes vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 868) 
(Auszug)

ERSTER ABSCHNITT

§ 1 Grundsatz
Der Arbeitgeber hat nach Maßgabe dieses Gesetzes Betriebsärz-
te und Fachkräfte für Arbeitssicherheit zu bestellen. Diese sollen ihn 
beim Arbeitsschutz und bei der Unfallverhütung unterstützen. Damit 
soll erreicht werden, daß
1.	die dem Arbeitsschutz und der Unfallverhütung dienenden Vor-

schriften den besonderen Betriebsverhältnissen entsprechend an-
gewandt werden,

2.	gesicherte arbeitsmedizinische und sicherheitstechnische Erkennt-
nisse zur Verbesserung des Arbeitsschutzes und der Unfallverhü-
tung verwirklicht werden können,

3.	die dem Arbeitsschutz und der Unfallverhütung dienenden Maßnah-
men einen möglichst hohen Wirkungsgrad erreichen.

ZWEITER ABSCHNITT
Betriebsärzte

§ 2 Bestellung von Betriebsärzten
(1) Der Arbeitgeber hat Betriebsärzte schriftlich zu bestellen und ihnen 
die in § 3 genannten Aufgaben zu übertragen, soweit dies erforderlich 
ist im Hinblick auf
1.	die Betriebsart und die damit für die Arbeitnehmer verbundenen Un-

fall- und Gesundheitsgefahren,
2.	die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer und die Zusammenset-

zung der Arbeitnehmerschaft und
3.	die Betriebsorganisation, insbesondere im Hinblick auf die Zahl und 

die Art der für den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung verant-
wortlichen Personen.

(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, daß die von ihm bestellten Be-
triebsärzte ihre Aufgaben erfüllen. Er hat sie bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben zu unterstützen; insbesondere ist er verpflichtet, ihnen, soweit dies 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, Hilfspersonal sowie Räu-
me, Einrichtungen, Geräte und Mittel zur Verfügung zu stellen. Er hat sie 
über den Einsatz von Personen zu unterrichten, die mit einem befristeten 
Arbeitsvertrag beschäftigt oder ihm zur Arbeitsleistung überlassen sind.
(3) Der Arbeitgeber hat den Betriebsärzten die zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben erforderliche Fortbildung unter Berücksichtigung der betrieb-
lichen Belange zu ermöglichen. Ist der Betriebsarzt als Arbeitnehmer 
eingestellt, so ist er für die Zeit der Fortbildung unter Fortentrichtung 
der Arbeitsvergütung von der Arbeit freizustellen. Die Kosten der Fort-
bildung trägt der Arbeitgeber. Ist der Betriebsarzt nicht als Arbeitneh-
mer eingestellt, so ist er für die Zeit der Fortbildung von der Erfüllung 
der ihm übertragenen Aufgaben freizustellen.

§ 3 Aufgaben der Betriebsärzte
(1) Die Betriebsärzte haben die Aufgabe, den Arbeitgeber beim Arbeits-
schutz und bei der Unfallverhütung in allen Fragen des Gesundheits-
schutzes zu unterstützen. Sie haben insbesondere
1.	den Arbeitgeber und die sonst für den Arbeitsschutz und die Unfall-

verhütung verantwortlichen Personen zu beraten, insbesondere bei
a)	der Planung, Ausführung und Unterhaltung von Betriebsanlagen 

und von sozialen und sanitären Einrichtungen,

b)	der Beschaffung von technischen Arbeitsmitteln und der Einfüh-
rung von Arbeitsverfahren und Arbeitsstoffen,

c)	der Auswahl und Erprobung von Körperschutzmitteln,
d)	arbeitsphysiologischen, arbeitspsychologischen und sonstigen 

ergonomischen sowie arbeitshygienischen Fragen, insbesonde-
re des Arbeitsrhythmus, der Arbeitszeit und der Pausenregelung, 
der Gestaltung der Arbeitsplätze, des Arbeitsablaufs und der 
Arbeitsumgebung,

e)	der Organisation der „Ersten Hilfe“ im Betrieb,
f)	 Fragen des Arbeitsplatzwechsels sowie der Eingliederung und 

Wiedereingliederung Behinderter in den Arbeitsprozeß,
g)	der Beurteilung der Arbeitsbedingungen,

2.	die Arbeitnehmer zu untersuchen, arbeitsmedizinisch zu beurteilen 
und zu beraten sowie die Untersuchungsergebnisse zu erfassen 
und auszuwerten,

3.	die Durchführung des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung zu 
beobachten und im Zusammenhang damit
a)	die Arbeitsstätten in regelmäßigen Abständen zu begehen und 

festgestellte Mängel dem Arbeitgeber oder der sonst für den 
Arbeitsschutz und die Unfallverhütung verantwortlichen Person 
mitzuteilen, Maßnahmen zur Beseitigung dieser Mängel vorzu-
schlagen und auf deren Durchführung hinzuwirken,

b)	auf die Benutzung der Körperschutzmittel zu achten,
c)	Ursachen von arbeitsbedingten Erkrankungen zu untersuchen, 

die Untersuchungsergebnisse zu erfassen und auszuwerten und 
dem Arbeitgeber Maßnahmen zur Verhütung dieser Erkrankun-
gen vorzuschlagen,

4.	darauf hinzuwirken, daß sich alle im Betrieb Beschäftigten den 
Anforderungen des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung ent-
sprechend verhalten, insbesondere sie über die Unfall- und Ge-
sundheitsgefahren, denen sie bei der Arbeit ausgesetzt sind, so-
wie über die Einrichtungen und Maßnahmen zur Abwendung dieser 
Gefahren zu belehren und bei der Einsatzplanung und Schulung 
der Helfer in „Erster Hilfe“ und des medizinischen Hilfspersonals 
mitzuwirken.

(2) Die Betriebsärzte haben auf Wunsch des Arbeitnehmers diesem 
das Ergebnis arbeitsmedizinischer Untersuchungen mitzuteilen; § 8 
Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt.
(3) Zu den Aufgaben der Betriebsärzte gehört es nicht, Krankmeldun-
gen der Arbeitnehmer auf ihre Berechtigung zu überprüfen.

§ 4 Anforderungen an Betriebsärzte
Der Arbeitgeber darf als Betriebsärzte nur Personen bestellen, die be-
rechtigt sind, den ärztlichen Beruf auszuüben, und die über die zur 
Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben erforderliche arbeitsmedi-
zinische Fachkunde verfügen.

DRITTER ABSCHNITT
Fachkräfte für Arbeitssicherheit

§ 5 Bestellung von Fachkräften für Arbeitssicherheit
(1) Der Arbeitgeber hat Fachkräfte für Arbeitssicherheit (Sicherheits-
ingenieure, -techniker, -meister) schriftlich zu bestellen und ihnen die 

§ 2 Untersuchungsberechtigungsschein
Die Kosten einer Untersuchung werden vom Land (§ 44 Jugend-
arbeitsschutzgesetz) nur erstattet, wenn der Arzt der Kostenforderung 
einen von der nach Landesrecht zuständigen Stelle ausgegebenen 
Untersuchungsberechtigungsschein beifügt.

§ 3 Erhebungsbogen
Zur Vorbereitung einer Untersuchung nach § 32 Abs. 1 des Jugend-
arbeitsschutzgesetzes (Erstuntersuchung) erhält der Jugendliche 
von der nach Landesrecht zuständigen Stelle einen Erhebungsbogen 
nach dem Muster der Anlage 1 in weißer Farbe, zur Vorbereitung einer 
Untersuchung nach § 33 Abs. 1, §§ 34, 35 Abs. 1 oder § 42 des Ju-
gendarbeitsschutzgesetzes (Nachuntersuchung) einen Erhebungsbo-
gen nach dem Muster der Anlage 1a in roter Farbe. Der Erhebungsbo-
gen soll, vom Personensorgeberechtigten ausgefüllt und von diesem 
und dem Jugendlichen unterschrieben, dem Arzt bei der Untersu-
chung vorgelegt werden.

§ 4 Untersuchungsbogen
(1) Für die Aufzeichnung der Ergebnisse einer Erstuntersuchung hat 
der Arzt einen Untersuchungsbogen nach dem Muster der Anlage 2 

in weißer Farbe, für die Aufzeichnung der Ergebnisse einer Nachunter-
suchung einen Untersuchungsbogen nach dem Muster der Anlage 2a 
in roter Farbe zu verwenden.

(2) Der Arzt hat die Untersuchungsbogen zehn Jahre aufzubewahren.

§ 5 Ärztliche Mitteilung an den Personensorgeberechtigten

Für die ärztliche Mitteilung an den Personensorgeberechtigten nach 
§ 39 Abs. 1 des Jugendarbeitsschutzgesetzes hat der Arzt bei einer 
Erstuntersuchung einen Vordruck nach dem Muster der Anlage 3 in 
weißer Farbe, bei einer Nachuntersuchung einen Vordruck nach dem 
Muster der Anlage 3a in roter Farbe zu verwenden.

§ 6 Ärztliche Bescheinigung für den Arbeitgeber

Für die ärztliche Bescheinigung für den Arbeitgeber nach § 39 Abs. 2 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes hat der Arzt bei einer Erstuntersu-
chung einen Vordruck nach dem Muster der Anlage 4 in weißer Farbe, 
bei einer Nachuntersuchung einen Vordruck nach dem Muster der An-
lage 4a in roter Farbe zu verwenden.

§§ 7, 8 und Anlagen (nicht abgedruckt)



� 39

in § 6 genannten Aufgaben zu übertragen, soweit dies erforderlich ist 
im Hinblick auf

1.	die Betriebsart und die damit für die Arbeitnehmer verbundenen Un-
fall- und Gesundheitsgefahren,

2.	die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer und die Zusammenset-
zung der Arbeitnehmerschaft,

3.	die Betriebsorganisation, insbesondere im Hinblick auf die Zahl und 
Art der für den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung verantwort-
lichen Personen,

4.	die Kenntnisse und die Schulung des Arbeitgebers oder der nach 
§ 13 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 des Arbeitsschutzgesetzes verantwort-
lichen Personen in Fragen des Arbeitsschutzes.

(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, daß die von ihm bestellten 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit ihre Aufgaben erfüllen. Er hat sie bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen; insbesondere ist er ver-
pflichtet, ihnen, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist, Hilfspersonal sowie Räume, Einrichtungen, Geräte und Mittel zur 
Verfügung zu stellen. Er hat sie über den Einsatz von Personen zu 
unterrichten, die mit einem befristeten Arbeitsvertrag beschäftigt oder 
ihm zur Arbeitsleistung überlassen sind.

(3) Der Arbeitgeber hat den Fachkräften für Arbeitssicherheit die zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche Fortbildung unter Berücksich-
tigung der betrieblichen Belange zu ermöglichen. Ist die Fachkraft für 
Arbeitssicherheit als Arbeitnehmer eingestellt, so ist sie für die Zeit der 
Fortbildung unter Fortentrichtung der Arbeitsvergütung von der Arbeit 
freizustellen. Die Kosten der Fortbildung trägt der Arbeitgeber. Ist die 
Fachkraft für Arbeitssicherheit nicht als Arbeitnehmer eingestellt, so 
ist sie für die Zeit der Fortbildung von der Erfüllung der ihr übertrage-
nen Aufgaben freizustellen.

§ 6 Aufgaben der Fachkräfte für Arbeitssicherheit
Die Fachkräfte für Arbeitssicherheit haben die Aufgabe, den Arbeit-
geber beim Arbeitsschutz und bei der Unfallverhütung in allen Fragen 
der Arbeitssicherheit einschließlich der menschengerechten Gestal-
tung der Arbeit zu unterstützen. Sie haben insbesondere

1.	den Arbeitgeber und die sonst für den Arbeitsschutz und die Unfall-
verhütung verantwortlichen Personen zu beraten, insbesondere bei

a)	der Planung, Ausführung und Unterhaltung von Betriebsanlagen 
und von sozialen und sanitären Einrichtungen,

b)	der Beschaffung von technischen Arbeitsmitteln und der Einfüh-
rung von Arbeitsverfahren und Arbeitsstoffen,

c)	der Auswahl und Erprobung von Körperschutzmitteln,

d)	der Gestaltung der Arbeitsplätze, des Arbeitsablaufs, der Arbeits-
umgebung und in sonstigen Fragen der Ergonomie,

e)	der Beurteilung der Arbeitsbedingungen,

2.	die Betriebsanlagen und die technischen Arbeitsmittel insbesonde-
re vor der Inbetriebnahme und Arbeitsverfahren insbesondere vor 
ihrer Einführung sicherheitstechnisch zu überprüfen,

3.	die Durchführung des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung zu 
beobachten und im Zusammenhang damit

a)	die Arbeitsstätten in regelmäßigen Abständen zu begehen und 
festgestellte Mängel dem Arbeitgeber oder der sonst für den 
Arbeitsschutz und die Unfallverhütung verantwortlichen Person 
mitzuteilen, Maßnahmen zur Beseitigung dieser Mängel vorzu-
schlagen und auf deren Durchführung hinzuwirken,

b)	auf die Benutzung der Körperschutzmittel zu achten,

c)	Ursachen von Arbeitsunfällen zu untersuchen, die Untersu-
chungsergebnisse zu erfassen und auszuwerten und dem Arbeit-
geber Maßnahmen zur Verhütung dieser Arbeitsunfälle vorzu-
schlagen,

4.	darauf hinzuwirken, daß sich alle im Betrieb Beschäftigten den An-
forderungen des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung entspre-
chend verhalten, insbesondere sie über die Unfall- und Gesund-
heitsgefahren, denen sie bei der Arbeit ausgesetzt sind, sowie über 
die Einrichtungen und Maßnahmen zur Abwendung dieser Gefahren 
zu belehren und bei der Schulung der Sicherheitsbeauftragten mit-
zuwirken.

§ 7 Anforderungen an Fachkräfte für Arbeitssicherheit
(1) Der Arbeitgeber darf als Fachkräfte für Arbeitssicherheit nur Perso-
nen bestellen, die den nachstehenden Anforderungen genügen: Der 
Sicherheitsingenieur muß berechtigt sein, die Berufsbezeichnung In-
genieur zu führen und über die zur Erfüllung der ihm übertragenen Auf-
gaben erforderliche sicherheitstechnische Fachkunde verfügen. Der 
Sicherheitstechniker oder -meister muß über die zur Erfüllung der ihm 
übertragenen Aufgaben erforderliche sicherheitstechnische Fachkun-
de verfügen.

(2) Die zuständige Behörde kann es im Einzelfall zulassen, daß an 
Stelle eines Sicherheitsingenieurs, der berechtigt ist, die Berufsbe-
zeichnung Ingenieur zu führen, jemand bestellt werden darf, der zur 
Erfüllung der sich aus § 6 ergebenden Aufgaben über entsprechende 
Fachkenntnisse verfügt.

VIERTER ABSCHNITT
Gemeinsame Vorschriften

§ 8 Unabhängigkeit bei der Anwendung der Fachkunde
(1) Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit sind bei der 
Anwendung ihrer arbeitsmedizinischen und sicherheitstechnischen 
Fachkunde weisungsfrei. Sie dürfen wegen der Erfüllung der ihnen 
übertragenen Aufgaben nicht benachteiligt werden. Betriebsärzte sind 
nur ihrem ärztlichen Gewissen unterworfen und haben die Regeln der 
ärztlichen Schweigepflicht zu beachten.
(2) Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit oder, wenn für 
einen Betrieb mehrere Betriebsärzte oder Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit bestellt sind, der leitende Betriebsarzt und die leitende Fachkraft 
für Arbeitssicherheit, unterstehen unmittelbar dem Leiter des Betriebs.
(3) Können sich Betriebsärzte oder Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
über eine von ihnen vorgeschlagene arbeitsmedizinische oder sicher-
heitstechnische Maßnahme mit dem Leiter des Betriebs nicht verstän-
digen, so können sie ihren Vorschlag unmittelbar dem Arbeitgeber 
und, wenn dieser eine juristische Person ist, dem zuständigen Mitglied 
des zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs unterbreiten. Ist für 
einen Betrieb oder ein Unternehmen ein leitender Betriebsarzt oder 
eine leitende Fachkraft für Arbeitssicherheit bestellt, steht diesen das 
Vorschlagsrecht nach Satz 1 zu. Lehnt der Arbeitgeber oder das zu-
ständige Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs 
den Vorschlag ab, so ist dies den Vorschlagenden schriftlich mitzutei-
len und zu begründen; der Betriebsrat erhält eine Abschrift.

§ 9 Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat
(1) Die Betriebsärzte und die Fachkräfte für Arbeitssicherheit haben 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit dem Betriebsrat zusammenzu-
arbeiten.
(2) Die Betriebsärzte und die Fachkräfte für Arbeitssicherheit haben 
den Betriebsrat über wichtige Angelegenheiten des Arbeitsschutzes 
und der Unfallverhütung zu unterrichten; sie haben ihm den Inhalt 
eines Vorschlags mitzuteilen, den sie nach § 8 Abs. 3 dem Arbeitgeber 
machen. Sie haben den Betriebsrat auf sein Verlangen in Angelegen-
heiten des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung zu beraten.
(3) Die Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit sind mit Zu-
stimmung des Betriebsrats zu bestellen und abzuberufen. Das gleiche 
gilt, wenn deren Aufgaben erweitert oder eingeschränkt werden sollen; 
im übrigen gilt § 87 in Verbindung mit § 76 des Betriebsverfassungs-
gesetzes. Vor der Verpflichtung oder Entpflichtung eines freiberuflich 
tätigen Arztes, einer freiberuflich tätigen Fachkraft für Arbeitssicher-
heit oder eines überbetrieblichen Dienstes ist der Betriebsrat zu hören.

§ 10 �Zusammenarbeit der Betriebsärzte und der Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit

Die Betriebsärzte und die Fachkräfte für Arbeitssicherheit haben bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben zusammenzuarbeiten. Dazu gehört es 
insbesondere, gemeinsame Betriebsbegehungen vorzunehmen. Die 
Betriebsärzte und die Fachkräfte für Arbeitssicherheit arbeiten bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben mit den anderen im Betrieb für Angelegen-
heiten der technischen Sicherheit, des Gesundheits- und des Umwelt-
schutzes beauftragten Personen zusammen.

§ 11 Arbeitsschutzausschuß
Soweit in einer sonstigen Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt 
ist, hat der Arbeitgeber in Betrieben mit mehr als zwanzig Beschäftig-
ten einen Arbeitsschutzausschuß zu bilden; bei der Feststellung der 
Zahl der Beschäftigen sind Teilzeitbeschäftigte mit einer regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 20 Stunden mit 0,5 und 
nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu berücksichtigen. Dieser Aus-
schuß setzt sich zusammen aus:
dem Arbeitgeber oder einem von ihm Beauftragten,
zwei vom Betriebsrat bestimmten Betriebsratsmitgliedern,
Betriebsärzten,
Fachkräften für Arbeitssicherheit und
Sicherheitsbeauftragten nach § 22 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch.
Der Arbeitsschutzausschuß hat die Aufgabe, Anliegen des Arbeits-
schutzes und der Unfallverhütung zu beraten. Der Arbeitsschutzaus-
schuß tritt mindestens einmal vierteljährlich zusammen.

§ 12 Behördliche Anordnungen
(1) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall anordnen, welche Maß-
nahmen der Arbeitgeber zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz und 
den die gesetzlichen Pflichten näher bestimmenden Rechtsverord-
nungen und Unfallverhütungsvorschriften ergebenden Pflichten, ins-
besondere hinsichtlich der Bestellung von Betriebsärzten und Fach-
kräften für Arbeitssicherheit, zu treffen hat.
(2) Die zuständige Behörde hat, bevor sie eine Anordnung trifft,
1.	den Arbeitgeber und den Betriebsrat zu hören und mit ihnen zu er-

örtern, welche Maßnahmen angebracht erscheinen und
2.	dem zuständigen Träger der gesetzlichen Unfallversicherung Gele-

genheit zu geben, an der Erörterung mit dem Arbeitgeber teilzuneh-
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men und zu der von der Behörde in Aussicht genommenen Anord-
nung Stellung zu nehmen.

(3) Die zuständige Behörde hat dem Arbeitgeber zur Ausführung der 
Anordnung eine angemessene Frist zu setzen.

(4) Die zuständige Behörde hat den Betriebsrat über eine gegenüber 
dem Arbeitgeber getroffene Anordnung schriftlich in Kenntnis zu set-
zen.

§ 13 Auskunfts- und Besichtigungsrechte

(1) Der Arbeitgeber hat der zuständigen Behörde auf deren Verlangen 
die zur Durchführung des Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen. Er kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Be-
antwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafge-
richtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

(2) Die Beauftragten der zuständigen Behörde sind berechtigt, die 
Arbeitsstätten während der üblichen Betriebs-und Arbeitszeit zu be-
treten und zu besichtigen; außerhalb dieser Zeit oder wenn sich die 
Arbeitsstätten in einer Wohnung befinden, dürfen sie nur zur Verhü-
tung von dringenden Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung betreten und besichtigt werden. Das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt.

§ 14 Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann mit Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung bestimmen, welche 
Maßnahmen der Arbeitgeber zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz 
ergebenden Pflichten zu treffen hat. Soweit die Träger der gesetzli-
chen Unfallversicherung ermächtigt sind, die gesetzlichen Pflichten 
durch Unfallverhütungsvorschriften näher zu bestimmen, macht das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales von der Ermächtigung erst 
Gebrauch, nachdem innerhalb einer von ihm gesetzten angemesse-
nen Frist der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung eine entspre-
chende Unfallverhütungsvorschrift nicht erlassen hat oder eine unzu-
reichend gewordene Unfallverhütungsvorschrift nicht ändert.

(2) (weggefallen)

§ 15 �Ermächtigung zum Erlaß von allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales erläßt mit Zustimmung 
des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften zu diesem Ge-
setz und den auf Grund des Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun-
gen.

§ 16 Öffentliche Verwaltung
In Verwaltungen und Betrieben des Bundes, der Länder, der Gemein-
den und der sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts ist ein den Grundsätzen dieses Gesetzes gleich-
wertiger arbeitsmedizinischer und sicherheitstechnischer Arbeits-
schutz zu gewährleisten.

§ 17 Nichtanwendung des Gesetzes
(1) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden, soweit Arbeitnehmer im Haus-
halt beschäftigt werden.
(2) Soweit im Seearbeitsgesetz und in anderen Vorschriften im Bereich 
der Seeschifffahrt gleichwertige Regelungen enthalten sind, gelten 
diese Regelungen für die Besatzungsmitglieder auf Kauffahrteischif-
fen unter deutscher Flagge. Soweit dieses Gesetz auf die Seeschif-
fahrt nicht anwendbar ist, wird das Nähere durch Rechtsverordnung 
geregelt.
(3) Soweit das Bergrecht diesem Gesetz gleichwertige Regelungen 
enthält, gelten diese Regelungen. Im übrigen gilt dieses Gesetz.

§ 18 Ausnahmen
Die zuständige Behörde kann dem Arbeitgeber gestatten, auch sol-
che Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit zu bestellen, 
die noch nicht über die erforderliche Fachkunde im Sinne des § 4 oder 
§ 7 verfügen, wenn der Arbeitgeber sich verpflichtet, in einer festzule-
genden Frist den Betriebsarzt oder die Fachkraft für Arbeitssicherheit 
entsprechend fortbilden zu lassen.

§ 19 Überbetriebliche Dienste
Die Verpflichtung des Arbeitgebers, Betriebsärzte und Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit zu bestellen, kann auch dadurch erfüllt werden, daß 
der Arbeitgeber einen überbetrieblichen Dienst von Betriebsärzten 
oder Fachkräften für Arbeitssicherheit zur Wahrnehmung der Aufga-
ben nach § 3 oder § 6 verpflichtet.

§ 20 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.	einer vollziehbaren Anordnung nach § 12 Abs. 1 zuwiderhandelt,
2.	entgegen § 13 Abs. 1 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig oder 

nicht vollständig erteilt oder
3.	entgegen § 13 Abs. 2 Satz 1 eine Besichtigung nicht duldet.
(2) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 kann mit einer Geld-
buße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro, eine Ordnungswidrigkeit 
nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 mit einer Geldbuße bis zu fünfhundert Euro 
geahndet werden. (…)

§§ 21-23 und Anhang (nicht abgedruckt)

14 Verordnung über Arbeitsstätten (Arbeitsstättenverordnung – ArbStättV)
Vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 2179), 

zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3334) 
(Auszug)

§ 1 Ziel, Anwendungsbereich
(1) Diese Verordnung dient der Sicherheit und dem Schutz der Ge-
sundheit der Beschäftigten beim Einrichten und Betreiben von Arbeits-
stätten.
(2) Für folgende Arbeitsstätten gelten nur § 5 und der Anhang Nummer 
1.3:
1.	Arbeitsstätten im Reisegewerbe und im Marktverkehr,
2.	Transportmittel, die im öffentlichen Verkehr eingesetzt werden,
3.	Felder, Wälder und sonstige Flächen, die zu einem land- oder forst-

wirtschaftlichen Betrieb gehören, aber außerhalb der von ihm be-
bauten Fläche liegen.

(3) Für Gemeinschaftsunterkünfte außerhalb des Geländes eines Be-
triebes oder einer Baustelle gelten nur
1.	§ 3,
2.	§ 3a und
3.	Nummer 4.4 des Anhangs.
(4) Für Telearbeitsplätze gelten nur
1.	§ 3 bei der erstmaligen Beurteilung der Arbeitsbedingungen und 

des Arbeitsplatzes,
2.	§ 6 und der Anhang Nummer 6,
soweit der Arbeitsplatz von dem im Betrieb abweicht. Die in Satz 1 ge-
nannten Vorschriften gelten, soweit Anforderungen unter Beachtung 
der Eigenart von Telearbeitsplätzen auf diese anwendbar sind.
(5) Der Anhang Nummer 6 gilt nicht für
1.	Bedienerplätze von Maschinen oder Fahrerplätze von Fahrzeugen 

mit Bildschirmgeräten,

2.	tragbare Bildschirmgeräte für die ortsveränderliche Verwendung, 
die nicht regelmäßig an einem Arbeitsplatz verwendet werden,

3.	Rechenmaschinen, Registrierkassen oder andere Arbeitsmittel mit 
einer kleinen Daten- oder Messwertanzeigevorrichtung, die zur un-
mittelbaren Benutzung des Arbeitsmittels erforderlich ist und

4.	Schreibmaschinen klassischer Bauart mit einem Display.
(6) Diese Verordnung ist für Arbeitsstätten in Betrieben, die dem Bun-
desberggesetz unterliegen, nur für Bildschirmarbeitsplätze einschließ-
lich Telearbeitsplätze anzuwenden.
(7) (…)

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) Arbeitsstätten sind:
1.	Arbeitsräume oder andere Orte in Gebäuden auf dem Gelände eines 

Betriebes,
2.	Orte im Freien auf dem Gelände eines Betriebes,
3.	Orte auf Baustellen,
sofern sie zur Nutzung für Arbeitsplätze vorgesehen sind.
(2) Zur Arbeitsstätte gehören insbesondere auch:
1.	Orte auf dem Gelände eines Betriebes oder einer Baustelle, zu 

denen Beschäftigte im Rahmen ihrer Arbeit Zugang haben,
2.	Verkehrswege, Fluchtwege, Notausgänge, Lager-, Maschinen- und 

Nebenräume, Sanitärräume, Kantinen, Pausen- und Bereitschafts-
räume, Erste-Hilfe-Räume, Unterkünfte sowie

3.	Einrichtungen, die dem Betreiben der Arbeitsstätte dienen, insbe-
sondere Sicherheitsbeleuchtungen, Feuerlöscheinrichtungen, Ver-
sorgungseinrichtungen, Beleuchtungsanlagen, raumlufttechnische 
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Anlagen, Signalanlagen, Energieverteilungsanlagen, Türen und 
Tore, Fahrsteige, Fahrtreppen, Laderampen und Steigleitern.

(3) Arbeitsräume sind die Räume, in denen Arbeitsplätze innerhalb von 
Gebäuden dauerhaft eingerichtet sind.
(4) Arbeitsplätze sind Bereiche, in denen Beschäftigte im Rahmen ihrer 
Arbeit tätig sind.
(5) Bildschirmarbeitsplätze sind Arbeitsplätze, die sich in Arbeitsräu-
men befinden und die mit Bildschirmgeräten und sonstigen Arbeits-
mitteln ausgestattet sind.
(6) Bildschirmgeräte sind Funktionseinheiten, zu denen insbesondere 
Bildschirme zur Darstellung von visuellen Informationen, Einrichtun-
gen zur Datenein- und -ausgabe, sonstige Steuerungs- und Kommu-
nikationseinheiten (Rechner) sowie eine Software zur Steuerung und 
Umsetzung der Arbeitsaufgabe gehören.
(7) Telearbeitsplätze sind vom Arbeitgeber fest eingerichtete Bild-
schirmarbeitsplätze im Privatbereich der Beschäftigten, für die der 
Arbeitgeber eine mit den Beschäftigten vereinbarte wöchentliche 
Arbeitszeit und die Dauer der Einrichtung festgelegt hat. Ein Tele-
arbeitsplatz ist vom Arbeitgeber erst dann eingerichtet, wenn Arbeit-
geber und Beschäftigte die Bedingungen der Telearbeit arbeitsver-
traglich oder im Rahmen einer Vereinbarung festgelegt haben und die 
benötigte Ausstattung des Telearbeitsplatzes mit Mobiliar, Arbeits-
mitteln einschließlich der Kommunikationseinrichtungen durch den 
Arbeitgeber oder eine von ihm beauftragte Person im Privatbereich 
des Beschäftigten bereitgestellt und installiert ist.
(8) Gemeinschaftsunterkünfte im Sinne dieser Verordnung sind Unter-
künfte innerhalb oder außerhalb des Geländes eines Betriebes oder 
einer Baustelle, die
1.	den Beschäftigten durch den Arbeitgeber oder auf dessen Veran-

lassung durch Dritte entgeltlich oder unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt werden und

2.	von mehreren Beschäftigten und insgesamt von mindestens vier 
Personen gemeinschaftlich genutzt werden.

(9) Einrichten ist das Bereitstellen und Ausgestalten der Arbeitsstätte. 
Das Einrichten umfasst insbesondere:
1.	bauliche Maßnahmen oder Veränderungen,
2.	das Ausstatten mit Maschinen, Anlagen, anderen Arbeitsmitteln 

und Mobiliar sowie mit Beleuchtungs-, Lüftungs-, Heizungs-, Feu-
erlösch- und Versorgungseinrichtungen,

3.	das Anlegen und Kennzeichnen von Verkehrs- und Fluchtwegen so-
wie das Kennzeichnen von Gefahrenstellen und brandschutztechni-
schen Ausrüstungen und

4.	das Festlegen von Arbeitsplätzen.
(10) Das Betreiben von Arbeitsstätten umfasst das Benutzen, Instandhal-
ten und Optimieren der Arbeitsstätten sowie die Organisation und Gestal-
tung der Arbeit einschließlich der Arbeitsabläufe in Arbeitsstätten.
(11) Instandhalten ist die Wartung, Inspektion, Instandsetzung oder 
Verbesserung der Arbeitsstätten zum Erhalt des baulichen und tech-
nischen Zustandes.
(12) Stand der Technik ist der Entwicklungsstand fortschrittlicher Ver-
fahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, der die praktische Eignung 
einer Maßnahme zur Gewährleistung der Sicherheit und zum Schutz 
der Gesundheit der Beschäftigten gesichert erscheinen lässt. Bei der 
Bestimmung des Stands der Technik sind insbesondere vergleichbare 
Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen heranzuziehen, die mit 
Erfolg in der Praxis erprobt worden sind. Gleiches gilt für die Anforde-
rungen an die Arbeitsmedizin und die Hygiene.
(13) Fachkundig ist, wer über die zur Ausübung einer in dieser Verord-
nung bestimmten Aufgabe erforderlichen Fachkenntnisse verfügt. Die 
Anforderungen an die Fachkunde sind abhängig von der jeweiligen Art 
der Aufgabe. Zu den Anforderungen zählen eine entsprechende Be-
rufsausbildung, Berufserfahrung oder eine zeitnah ausgeübte entspre-
chende berufliche Tätigkeit. Die Fachkenntnisse sind durch Teilnahme 
an Schulungen auf aktuellem Stand zu halten.

§ 3 Gefährdungsbeurteilung
(1) Bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 5 des Arbeits-
schutzgesetzes hat der Arbeitgeber zunächst festzustellen, ob die Be-
schäftigten Gefährdungen beim Einrichten und Betreiben von Arbeits-
stätten ausgesetzt sind oder ausgesetzt sein können. Ist dies der Fall, 
hat er alle möglichen Gefährdungen der Sicherheit und der Gesund-
heit der Beschäftigten zu beurteilen und dabei die Auswirkungen der 
Arbeitsorganisation und der Arbeitsabläufe in der Arbeitsstätte zu be-
rücksichtigen. Bei der Gefährdungsbeurteilung hat er die physischen 
und psychischen Belastungen sowie bei Bildschirmarbeitsplätzen 
insbesondere die Belastungen der Augen oder die Gefährdung des 
Sehvermögens der Beschäftigten zu berücksichtigen. Entsprechend 
dem Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung hat der Arbeitgeber Maß-
nahmen zum Schutz der Beschäftigten gemäß den Vorschriften dieser 
Verordnung einschließlich ihres Anhangs nach dem Stand der Technik, 
Arbeitsmedizin und Hygiene festzulegen. Sonstige gesicherte arbeits-
wissenschaftliche Erkenntnisse sind zu berücksichtigen.
(2) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die Gefährdungsbe-
urteilung fachkundig durchgeführt wird. Verfügt der Arbeitgeber nicht 

selbst über die entsprechenden Kenntnisse, hat er sich fachkundig be-
raten zu lassen.
(3) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung vor Aufnahme der 
Tätigkeiten zu dokumentieren. In der Dokumentation ist anzugeben, 
welche Gefährdungen am Arbeitsplatz auftreten können und welche 
Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 4 durchgeführt werden müssen.

§ 3a Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten
(1) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsstätten so einge-
richtet und betrieben werden, dass Gefährdungen für die Sicherheit und 
die Gesundheit der Beschäftigten möglichst vermieden und verbleiben-
de Gefährdungen möglichst gering gehalten werden. Beim Einrichten 
und Betreiben der Arbeitsstätten hat der Arbeitgeber die Maßnahmen 
nach § 3 Absatz 1 durchzuführen und dabei den Stand der Technik, 
Arbeitsmedizin und Hygiene, die ergonomischen Anforderungen sowie 
insbesondere die vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales nach 
§ 7 Absatz 4 bekannt gemachten Regeln und Erkenntnisse zu berück-
sichtigen. Bei Einhaltung der bekannt gemachten Regeln ist davon aus-
zugehen, dass die in dieser Verordnung gestellten Anforderungen dies-
bezüglich erfüllt sind. Wendet der Arbeitgeber diese Regeln nicht an, 
so muss er durch andere Maßnahmen die gleiche Sicherheit und den 
gleichen Schutz der Gesundheit der Beschäftigten erreichen.
(2) Beschäftigt der Arbeitgeber Menschen mit Behinderungen, hat er 
die Arbeitsstätte so einzurichten und zu betreiben, dass die besonde-
ren Belange dieser Beschäftigten im Hinblick auf die Sicherheit und 
den Schutz der Gesundheit berücksichtigt werden. Dies gilt insbe-
sondere für die barrierefreie Gestaltung von Arbeitsplätzen, Sanitär-, 
Pausen- und Bereitschaftsräumen, Kantinen, Erste-Hilfe-Räumen und 
Unterkünften sowie den zugehörigen Türen, Verkehrswegen, Flucht-
wegen, Notausgängen, Treppen und Orientierungssystemen, die von 
den Beschäftigten mit Behinderungen benutzt werden.
(3) Die zuständige Behörde kann auf schriftlichen Antrag des Arbeitge-
bers Ausnahmen von den Vorschriften dieser Verordnung einschließ-
lich ihres Anhanges zulassen, wenn
1.	der Arbeitgeber andere, ebenso wirksame Maßnahmen trifft oder
2.	die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu einer unverhältnis-

mäßigen Härte führen würde und die Abweichung mit dem Schutz 
der Beschäftigten vereinbar ist.

Der Antrag des Arbeitgebers kann in Papierform oder elektronisch 
übermittelt werden. Bei der Beurteilung sind die Belange der kleineren 
Betriebe besonders zu berücksichtigen.
(4) Anforderungen in anderen Rechtsvorschriften, insbesondere im 
Bauordnungsrecht der Länder, gelten vorrangig, soweit sie über die 
Anforderungen dieser Verordnung hinausgehen.

§ 4 �Besondere Anforderungen an das Betreiben von Arbeitsstätten
(1) Der Arbeitgeber hat die Arbeitsstätte instand zu halten und dafür 
zu sorgen, dass festgestellte Mängel unverzüglich beseitigt werden. 
Können Mängel, mit denen eine unmittelbare erhebliche Gefahr ver-
bunden ist, nicht sofort beseitigt werden, hat er dafür zu sorgen, dass 
die gefährdeten Beschäftigten ihre Tätigkeit unverzüglich einstellen.
(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsstätten den hygi-
enischen Erfordernissen entsprechend gereinigt werden. Verunreini-
gungen und Ablagerungen, die zu Gefährdungen führen können, sind 
unverzüglich zu beseitigen.
(3) Der Arbeitgeber hat die Sicherheitseinrichtungen, insbesondere 
Sicherheitsbeleuchtung, Brandmelde- und Feuerlöscheinrichtungen, 
Signalanlagen, Notaggregate und Notschalter sowie raumlufttechni-
sche Anlagen instand zu halten und in regelmäßigen Abständen auf 
ihre Funktionsfähigkeit prüfen zu lassen.
(4) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Verkehrswege, Flucht-
wege und Notausgänge ständig freigehalten werden, damit sie jeder-
zeit benutzbar sind. Der Arbeitgeber hat Vorkehrungen so zu treffen, 
dass die Beschäftigten bei Gefahr sich unverzüglich in Sicherheit brin-
gen und schnell gerettet werden können. Der Arbeitgeber hat einen 
Flucht- und Rettungsplan aufzustellen, wenn Lage, Ausdehnung und 
Art der Benutzung der Arbeitsstätte dies erfordern. Der Plan ist an ge-
eigneten Stellen in der Arbeitsstätte auszulegen oder auszuhängen. In 
angemessenen Zeitabständen ist entsprechend diesem Plan zu üben.
(5) Der Arbeitgeber hat beim Einrichten und Betreiben von Arbeits-
stätten Mittel und Einrichtungen zur Ersten Hilfe zur Verfügung zu stel-
len und regelmäßig auf ihre Vollständigkeit und Verwendungsfähigkeit 
prüfen zu lassen.

§ 5 Nichtraucherschutz
(1) Der Arbeitgeber hat die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit 
die nicht rauchenden Beschäftigten in Arbeitsstätten wirksam vor den 
Gesundheitsgefahren durch Tabakrauch geschützt sind. Soweit erfor-
derlich, hat der Arbeitgeber ein allgemeines oder auf einzelne Bereiche 
der Arbeitsstätte beschränktes Rauchverbot zu erlassen.
(2) In Arbeitsstätten mit Publikumsverkehr hat der Arbeitgeber beim 
Einrichten und Betreiben von Arbeitsräumen der Natur des Betriebes 
entsprechende und der Art der Beschäftigung angepasste technische 
oder organisatorische Maßnahmen nach Absatz 1 zum Schutz der 
nicht rauchenden Beschäftigten zu treffen.
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15 Heimarbeitsgesetz (HAG)
Vom 14.03.1951, zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1055) 

(Auszug)

§ 6 Listenführung

Wer Heimarbeit ausgibt oder weitergibt, hat jeden, den er mit Heim-
arbeit beschäftigt oder dessen er sich zur Weitergabe von Heimarbeit 
bedient, in Listen auszuweisen. Je drei Abschriften sind halbjährlich 
der obersten Arbeitsbehörde des Landes oder der von ihr bestimmten 
Stelle einzusenden.

(…)

§ 8 Entgeltverzeichnisse

(1) Wer Heimarbeit ausgibt oder abnimmt, hat in den Räumen der Aus-
gabe und Abnahme Entgeltverzeichnisse und Nachweise über die 
sonstigen Vertragsbedingungen offen auszulegen. Soweit Musterbü-
cher Verwendung finden, sind sie den Entgeltverzeichnissen beizu-

fügen. Wird Heimarbeit den Beschäftigten in die Wohnung oder Be-
triebsstätte gebracht, so hat der Auftraggeber dafür zu sorgen, daß 
das Entgeltverzeichnis zur Einsichtnahme vorgelegt wird.
(2) Die Entgeltverzeichnisse müssen die Entgelte für jedes einzelne 
Arbeitsstück enthalten. Die Preise für mitzuliefernde Roh- und Hilfs-
stoffe sind besonders auszuweisen. Können die Entgelte für das ein-
zelne Arbeitsstück nicht aufgeführt werden, so ist eine zuverlässige 
und klare Berechnungsgrundlage einzutragen.
(3) Bei Vorliegen einer Entgeltregelung gemäß den §§ 17 bis 19 ist die-
se auszulegen. Hierbei ist für die Übersichtlichkeit dadurch zu sorgen, 
daß nur der Teil der Entgeltregelung ausgelegt wird, der für die Be-
schäftigten in Betracht kommt.
(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten nicht für neue Muster, 
die als Einzelstücke erst auszuarbeiten sind.

16 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)*

In der Bekanntmachung der Neufassung vom 2. Januar 2002, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 12. Mai 2021 
(BGBl. S. 1082). 

(Auszug)

§ 611a Arbeitsvertrag

(1) Durch den Arbeitsvertrag wird der Arbeitnehmer im Dienste eines 
anderen zur Leistung weisungsgebundener, fremdbestimmter Arbeit 
in persönlicher Abhängigkeit verpflichtet. Das Weisungsrecht kann 
Inhalt, Durchführung, Zeit und Ort der Tätigkeit betreffen. Weisungs-
gebunden ist, wer nicht im Wesentlichen frei seine Tätigkeit gestalten 
und seine Arbeitszeit bestimmen kann. Der Grad der persönlichen 
Abhängigkeit hängt dabei auch von der Eigenart der jeweiligen Tätig-
keit ab. Für die Feststellung, ob ein Arbeitsvertrag vorliegt, ist eine 
Gesamtbetrachtung aller Umstände vorzunehmen. Zeigt die tatsäch-
liche Durchführung des Vertragsverhältnisses, dass es sich um ein 
Arbeitsverhältnis handelt, kommt es auf die Bezeichnung im Vertrag 
nicht an.

(2) Der Arbeitgeber ist zur Zahlung der vereinbarten Vergütung ver-
pflichtet.

§ 611b
(aufgehoben)

§ 612 Vergütung
(1) Eine Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn die Dienst-
leistung den Umständen nach nur gegen eine Vergütung, zu erwarten 
ist.
(2) Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, so ist bei dem Bestehen 
einer Taxe die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die 
übliche Vergütung als vereinbart anzusehen.
(3) (aufgehoben)

§ 612a Maßregelungsverbot
Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer bei einer Vereinbarung oder 
einer Maßnahme nicht benachteiligen, weil der Arbeitnehmer in zuläs-
siger Weise seine Rechte ausübt.

§ 6 Unterweisung der Beschäftigten
(1) Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten ausreichende und ange-
messene Informationen anhand der Gefährdungsbeurteilung in einer 
für die Beschäftigten verständlichen Form und Sprache zur Verfügung 
zu stellen über
1.	das bestimmungsgemäße Betreiben der Arbeitsstätte,
2.	alle gesundheits- und sicherheitsrelevanten Fragen im Zusammen-

hang mit ihrer Tätigkeit,
3.	Maßnahmen, die zur Gewährleistung der Sicherheit und zum Schutz 

der Gesundheit der Beschäftigten durchgeführt werden müssen, und
4.	arbeitsplatzspezifische Maßnahmen, insbesondere bei Tätigkeiten 

auf Baustellen oder an Bildschirmgeräten,
und sie anhand dieser Informationen zu unterweisen.
(2) Die Unterweisung nach Absatz 1 muss sich auf Maßnahmen im Ge-
fahrenfall erstrecken, insbesondere auf
1.	die Bedienung von Sicherheits- und Warneinrichtungen,
2.	die Erste Hilfe und die dazu vorgehaltenen Mittel und Einrichtungen 

und
3.	den innerbetrieblichen Verkehr.
(3) Die Unterweisung nach Absatz 1 muss sich auf Maßnahmen der 
Brandverhütung und Verhaltensmaßnahmen im Brandfall erstrecken, 
insbesondere auf die Nutzung der Fluchtwege und Notausgänge. Die-
jenigen Beschäftigten, die Aufgaben der Brandbekämpfung überneh-
men, hat der Arbeitgeber in der Bedienung der Feuerlöscheinrichtun-
gen zu unterweisen.
(4) Die Unterweisungen müssen vor Aufnahme der Tätigkeit stattfin-
den. Danach sind sie mindestens jährlich zu wiederholen. Sie haben 
in einer für die Beschäftigten verständlichen Form und Sprache zu er-
folgen. Unterweisungen sind unverzüglich zu wiederholen, wenn sich 
die Tätigkeiten der Beschäftigten, die Arbeitsorganisation, die Arbeits- 
und Fertigungsverfahren oder die Einrichtungen und Betriebsweisen 
in der Arbeitsstätte wesentlich verändern und die Veränderung mit zu-
sätzlichen Gefährdungen verbunden ist.

§ 7 Ausschuss für Arbeitsstätten
(nicht abgedruckt)

§ 8 Übergangsvorschriften
(1) Soweit für Arbeitsstätten,
1.	die am 1. Mai 1976 eingerichtet waren oder mit deren Einrichtung vor 

diesem Zeitpunkt begonnen worden war oder
2.	die am 20. Dezember 1996 eingerichtet waren oder mit deren Ein-

richtung vor diesem Zeitpunkt begonnen worden war und für die 
zum Zeitpunkt der Einrichtung die Gewerbeordnung keine Anwen-
dung fand,

in dieser Verordnung Anforderungen gestellt werden, die umfangreiche 
Änderungen der Arbeitsstätte, der Betriebseinrichtungen, Arbeitsver-
fahren oder Arbeitsabläufe notwendig machen, gelten hierfür bis zum 
31. Dezember 2020 mindestens die entsprechenden Anforderungen des 
Anhangs II der Richtlinie 89/654/EWG des Rates vom 30. November 
1989 über Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz 
in Arbeitsstätten (ABl. EG Nr. L 393 S. 1). Soweit diese Arbeitsstätten 
oder ihre Betriebseinrichtungen wesentlich erweitert oder umgebaut 
oder die Arbeitsverfahren oder Arbeitsabläufe wesentlich umgestaltet 
werden, hat der Arbeitgeber die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 
damit diese Änderungen, Erweiterungen oder Umgestaltungen mit den 
Anforderungen dieser Verordnung übereinstimmen.
(2) Bestimmungen in den vom Ausschuss für Arbeitsstätten ermittelten 
und vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Gemeinsamen 
Ministerialblatt bekannt gemachten Regeln für Arbeitsstätten, die An-
forderungen an den Arbeitsplatz enthalten, gelten unter Berücksichti-
gung der Begriffsbestimmung des Arbeitsplatzes in § 2 Absatz 2 der 
Arbeitsstättenverordnung vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 2179), die 
zuletzt durch Artikel 282 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. 
I S. 1474) geändert worden ist, solange fort, bis sie vom Ausschuss 
für Arbeitsstätten überprüft und erforderlichenfalls vom Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales im Gemeinsamen Ministerialblatt neu 
bekannt gemacht worden sind.

§ 9 Straftaten und Ordnungswidrigkeiten
(nicht abgedruckt)

Anhang Anforderungen und Maßnahmen für Arbeitsstätten nach 
§ 3 Absatz 1
(nicht abgedruckt)
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17 Gesetz über den Nachweis der für ein 
Arbeitsverhältnis geltenden wesentlichen Bedingungen (Nachweisgesetz – NachwG)

Vom 20. Juli 1995 (BGBl. I S. 946), zuletzt geändert durch Art. 3a des Gesetzes vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348)

§ 1 Anwendungsbereich
Dieses Gesetz gilt für alle Arbeitnehmer, es sei denn, dass sie nur zur 
vorübergehenden Aushilfe von höchstens einem Monat eingestellt 
werden. Praktikanten, die gemäß § 22 Absatz 1 des als Arbeitnehmer 
gelten, sind Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes.

§ 2 Nachweispflicht
(1) Der Arbeitgeber hat spätestens einen Monat nach dem vereinbarten 
Beginn des Arbeitsverhältnisses die wesentlichen Vertragsbedingun-
gen schriftlich niederzulegen, die Niederschrift zu unterzeichnen und 
dem Arbeitnehmer auszuhändigen. In die Niederschrift sind mindes-
tens aufzunehmen:
  1.	der Name und die Anschrift der Vertragsparteien,
  2.	der Zeitpunkt des Beginns des Arbeitsverhältnisses,
  3.	bei befristeten Arbeitsverhältnissen: die vorhersehbare Dauer des 

Arbeitsverhältnisses,
  4.	der Arbeitsort oder, falls der Arbeitnehmer nicht nur an einem be-

stimmten Arbeitsort tätig sein soll, ein Hinweis darauf, dass der 
Arbeitnehmer an verschiedenen Orten beschäftigt werden kann,

  5.	eine kurze Charakterisierung oder Beschreibung der vom Arbeit-
nehmer zu leistenden Tätigkeit,

  6.	die Zusammensetzung und die Höhe des Arbeitsentgelts ein-
schließlich der Zuschläge, der Zulagen, Prämien und Sonderzah-
lungen sowie anderer Bestandteile des Arbeitsentgelts und deren 
Fälligkeit,

  7.	die vereinbarte Arbeitszeit,
  8.	die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs,
  9.	die Fristen für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses,
10.	ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Tarifverträge, 

Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, die auf das Arbeitsverhältnis 
anzuwenden sind.

Der Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingungen in elektroni-
scher Form ist ausgeschlossen.
(1a) Wer einen Praktikanten einstellt, hat unverzüglich nach Abschluss 
des Praktikumsvertrages, spätestens vor Aufnahme der Praktikanten-
tätigkeit, die wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich niederzu-
legen, die Niederschrift zu unterzeichnen und dem Praktikanten aus-
zuhändigen. In der Niederschrift sind mindestens aufzunehmen:
1.	Der Name und die Anschrift der Vertragsparteien,
2.	die mit dem Praktikum verfolgten Lern- und Ausbildungsziele,
3.	Beginn und Dauer des Praktikums,
4.	Dauer der regelmäßigen täglichen Praktikumszeit,

5.	Zahlung und Höhe der Vergütung,
6.	Dauer des Urlaubs,
7.	ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Tarifverträge, Be-

triebs- oder Dienstvereinbarungen, die auf das Praktikumsverhält-
nis anzuwenden sind.

Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
(2) Hat der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung länger als einen Monat 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu erbringen, so muss die 
Niederschrift dem Arbeitnehmer vor seiner Abreise ausgehändigt wer-
den und folgende zusätzliche Angaben enthalten:
1.	die Dauer der im Ausland auszuübenden Tätigkeit,
2.	die Währung, in der das Arbeitsentgelt ausgezahlt wird,
3.	ein zusätzliches mit dem Auslandsaufenthalt verbundenes Arbeits-

entgelt und damit verbundene zusätzliche Sachleistungen,
4.	die vereinbarten Bedingungen für die Rückkehr des Arbeitnehmers.
(3) Die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 bis 9 und Absatz 2 Nr. 2 
und 3 können ersetzt werden durch einen Hinweis auf die einschlägi-
gen Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen und ähnlichen 
Regelungen, die für das Arbeitsverhältnis gelten. Ist in den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 2 Nr. 8 und 9 die jeweilige gesetzliche Regelung maß-
gebend, so kann hierauf verwiesen werden.
(4) Wenn dem Arbeitnehmer ein schriftlicher Arbeitsvertrag ausgehän-
digt worden ist, entfällt die Verpflichtung nach den Absätzen 1 und 2, 
soweit der Vertrag die in den Absätzen 1 bis 3 geforderten Angaben 
enthält.

§ 3 Änderung der Angaben
Eine Änderung der wesentlichen Vertragsbedingungen ist dem Arbeit-
nehmer spätestens einen Monat nach der Änderung schriftlich mitzu-
teilen. Satz 1 gilt nicht bei einer Änderung der gesetzlichen Vorschrif-
ten, Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen und ähnlichen 
Regelungen, die für das Arbeitsverhältnis gelten.

§ 4 Übergangsvorschrift
Hat das Arbeitsverhältnis bereits bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be-
standen, so ist dem Arbeitnehmer auf sein Verlangen innerhalb von 
zwei Monaten eine Niederschrift im Sinne des § 2 auszuhändigen. 
Soweit eine früher ausgestellte Niederschrift oder ein schriftlicher 
Arbeitsvertrag die nach diesem Gesetz erforderlichen Angaben ent-
hält, entfällt diese Verpflichtung.

§ 5 Unabdingbarkeit
Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nicht zuungunsten des 
Arbeitnehmers abgewichen werden.

18 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
Vom 14. August 2006 (BGBl. I S. 1897), zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 3. April 2013 (BGBl. I S. 610)

ABSCHNITT 1
Allgemeiner Teil

§ 1 Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder 
wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Identität zu verhindern oder zu beseitigen.

§ 2 Anwendungsbereich
(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 genannten Grund sind nach 
Maßgabe dieses Gesetzes unzulässig in Bezug auf:

1.	die Bedingungen, einschließlich Auswahlkriterien und Einstellungs-
bedingungen, für den Zugang zu unselbstständiger und selbststän-
diger Erwerbstätigkeit, unabhängig von Tätigkeitsfeld und berufli-
cher Position, sowie für den beruflichen Aufstieg,

2.	die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich 
Arbeitsentgelt und Entlassungsbedingungen, insbesondere in in-

dividual- und kollektivrechtlichen Vereinbarungen und Maßnahmen 
bei der Durchführung und Beendigung eines Beschäftigungsver-
hältnisses sowie beim beruflichen Aufstieg,

3.	den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, 
der Berufsbildung einschließlich der Berufsausbildung, der berufli-
chen Weiterbildung und der Umschulung sowie der praktischen Be-
rufserfahrung,

4.	die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Beschäftigten- oder 
Arbeitgebervereinigung oder einer Vereinigung, deren Mitglieder 
einer bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich der Inan-
spruchnahme der Leistungen solcher Vereinigungen,

5.	den Sozialschutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und der Ge-
sundheitsdienste,

6.	die sozialen Vergünstigungen,
7.	die Bildung,
8.	den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistun-

gen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich von 
Wohnraum.

§ 623 Schriftform der Kündigung
Die Beendigung von Arbeitsverhältnissen durch Kündigung oder Auf-
lösungsvertrag bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform; die 
elektronische Form ist ausgeschlossen.

*	 Nach Art. 2 des Arbeitsrechtlichen EG-Anpassungsgesetzes vom 
13.8.1980 (BGBl. I S. 1308), geändert durch Gesetz vom 24.6.1994 
(BGBl. I S. 1406), ist in Betrieben, in denen in der Regel mehr als fünf 
Arbeitnehmer beschäftigt sind, ein Abdruck der §§ 611a, 611b, 612 
Abs. 3 und des § 612a des Bürgerlichen Gesetzbuches sowie des 
§ 61b des Arbeitsgerichtsgesetzes an geeigneter Stelle zur Einsicht 
auszulegen oder auszuhängen.



44�

(2) Für Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch gelten § 33c des Ers-
ten Buches Sozialgesetzbuch und § 19a des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch. Für die betriebliche Altersvorsorge gilt das Betriebsren-
tengesetz.
(3) Die Geltung sonstiger Benachteiligungsverbote oder Gebote der 
Gleichbehandlung wird durch dieses Gesetz nicht berührt. Dies gilt 
auch für öffentlich-rechtliche Vorschriften, die dem Schutz bestimmter 
Personengruppen dienen.
(4) Für Kündigungen gelten ausschließlich die Bestimmungen zum all-
gemeinen und besonderen Kündigungsschutz.

§ 3 Begriffsbestimmungen
(1) Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn eine Person we-
gen eines in § 1 genannten Grundes eine weniger günstige Behand-
lung erfährt, als eine andere Person in einer vergleichbaren Situation 
erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. Eine unmittelbare Benach-
teiligung wegen des Geschlechts liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 auch im Falle einer ungünstigeren Behandlung einer Frau wegen 
Schwangerschaft oder Mutterschaft vor.
(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem Anschein nach 
neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines 
in § 1 genannten Grundes gegenüber anderen Personen in besonde-
rer Weise benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden Vor-
schriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel 
sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels 
angemessen und erforderlich.
(3) Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn unerwünschte Ver-
haltensweisen, die mit einem in § 1 genannten Grund in Zusammen-
hang stehen, bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betref-
fenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, 
Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichne-
tes Umfeld geschaffen wird.
(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine Benachteiligung in Bezug auf § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4, wenn ein unerwünschtes, sexuell bestimmtes Ver-
halten, wozu auch unerwünschte sexuelle Handlungen und Aufforde-
rungen zu diesen, sexuell bestimmte körperliche Berührungen, Bemer-
kungen sexuellen Inhalts sowie unerwünschtes Zeigen und sichtbares 
Anbringen von pornographischen Darstellungen gehören, bezweckt 
oder bewirkt, dass die Würde der betreffenden Person verletzt wird, 
insbesondere wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Er-
niedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes 
Umfeld geschaffen wird.
(5) Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person aus einem in § 1 
genannten Grund gilt als Benachteiligung. Eine solche Anweisung liegt 
in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 insbesondere vor, wenn jemand eine 
Person zu einem Verhalten bestimmt, das einen Beschäftigten oder 
eine Beschäftigte wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt 
oder benachteiligen kann.

§ 4 Unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer Gründe
Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer der in § 1 
genannten Gründe, so kann diese unterschiedliche Behandlung nach 
den §§ 8 bis 10 und 20 nur gerechtfertigt werden, wenn sich die Recht-
fertigung auf alle diese Gründe erstreckt, derentwegen die unter-
schiedliche Behandlung erfolgt.

§ 5 Positive Maßnahmen
Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie in § 20 benannten Gründe 
ist eine unterschiedliche Behandlung auch zulässig, wenn durch ge-
eignete und angemessene Maßnahmen bestehende Nachteile wegen 
eines in § 1 genannten Grundes verhindert oder ausgeglichen werden 
sollen.

ABSCHNITT 2
Schutz der Beschäftigten vor Benachteiligung

UNTERABSCHNITT 1
Verbot der Benachteiligung

§ 6 Persönlicher Anwendungsbereich
(1) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind
1.	Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
2.	die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,
3.	Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständigkeit als 

arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind; zu diesen gehören 
auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestell-
ten.

Als Beschäftigte gelten auch die Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Beschäftigungsverhältnis sowie die Personen, deren Beschäftigungs-
verhältnis beendet ist.
(2) Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen) im Sinne dieses 
Abschnitts sind natürliche und juristische Personen sowie rechtsfähi-
ge Personengesellschaften, die Personen nach Absatz 1 beschäftigen. 

Werden Beschäftigte einem Dritten zur Arbeitsleistung überlassen, so 
gilt auch dieser als Arbeitgeber im Sinne dieses Abschnitts. Für die in 
Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten tritt an die 
Stelle des Arbeitgebers der Auftraggeber oder Zwischenmeister.
(3) Soweit es die Bedingungen für den Zugang zur Erwerbstätigkeit 
sowie den beruflichen Aufstieg betrifft, gelten die Vorschriften die-
ses Abschnitts für Selbstständige und Organmitglieder, insbesondere 
Geschäftsführer oder Geschäftsführerinnen und Vorstände, entspre-
chend.

§ 7 Benachteiligungsverbot
(1) Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in § 1 genannten Grundes 
benachteiligt werden; dies gilt auch, wenn die Person, die die Benach-
teiligung begeht, das Vorliegen eines in § 1 genannten Grundes bei der 
Benachteiligung nur annimmt.
(2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die gegen das Benachteili-
gungsverbot des Absatzes 1 verstoßen, sind unwirksam.
(3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch Arbeitgeber oder Be-
schäftigte ist eine Verletzung vertraglicher Pflichten.

§ 8 �Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen beruflicher 
Anforderungen

(1) Eine unterschiedliche Behandlung wegen eines in § 1 genannten 
Grundes ist zulässig, wenn dieser Grund wegen der Art der auszu-
übenden Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausübung eine wesent-
liche und entscheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern der 
Zweck rechtmäßig und die Anforderung angemessen ist.
(2) Die Vereinbarung einer geringeren Vergütung für gleiche oder 
gleichwertige Arbeit wegen eines in § 1 genannten Grundes wird nicht 
dadurch gerechtfertigt, dass wegen eines in § 1 genannten Grundes 
besondere Schutzvorschriften gelten.

§ 9 �Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen der Religion 
oder Weltanschauung

(1) Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen 
der Religion oder der Weltanschauung bei der Beschäftigung durch 
Religionsgemeinschaften, die ihnen zugeordneten Einrichtungen ohne 
Rücksicht auf ihre Rechtsform oder durch Vereinigungen, die sich die 
gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Auf-
gabe machen, auch zulässig, wenn eine bestimmte Religion oder Welt-
anschauung unter Beachtung des Selbstverständnisses der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick auf ihr Selbstbe-
stimmungsrecht oder nach der Art der Tätigkeit eine gerechtfertigte 
berufliche Anforderung darstellt.
(2) Das Verbot unterschiedlicher Behandlung wegen der Religion oder 
der Weltanschauung berührt nicht das Recht der in Absatz 1 genann-
ten Religionsgemeinschaften, der ihnen zugeordneten Einrichtungen 
ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder der Vereinigungen, die sich 
die gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur 
Aufgabe machen, von ihren Beschäftigten ein loyales und aufrichtiges 
Verhalten im Sinne ihres jeweiligen Selbstverständnisses verlangen zu 
können.

§ 10 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen des Alters
Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen des 
Alters auch zulässig, wenn sie objektiv und angemessen und durch ein 
legitimes Ziel gerechtfertigt ist. Die Mittel zur Erreichung dieses Ziels 
müssen angemessen und erforderlich sein. Derartige unterschiedliche 
Behandlungen können insbesondere Folgendes einschließen:
1.	die Festlegung besonderer Bedingungen für den Zugang zur Be-

schäftigung und zur beruflichen Bildung sowie besonderer Beschäf-
tigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich der Bedingungen 
für Entlohnung und Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, 
um die berufliche Eingliederung von Jugendlichen, älteren Beschäf-
tigten und Personen mit Fürsorgepflichten zu fördern oder ihren 
Schutz sicherzustellen,

2.	die Festlegung von Mindestanforderungen an das Alter, die Berufs-
erfahrung oder das Dienstalter für den Zugang zur Beschäftigung 
oder für bestimmte mit der Beschäftigung verbundene Vorteile,

3.	die Festsetzung eines Höchstalters für die Einstellung auf Grund der 
spezifischen Ausbildungsanforderungen eines bestimmten Arbeits-
platzes oder auf Grund der Notwendigkeit einer angemessenen Be-
schäftigungszeit vor dem Eintritt in den Ruhestand,

4.	die Festsetzung von Altersgrenzen bei den betrieblichen Systemen 
der sozialen Sicherheit als Voraussetzung für die Mitgliedschaft 
oder den Bezug von Altersrente oder von Leistungen bei Invalidität 
einschließlich der Festsetzung unterschiedlicher Altersgrenzen im 
Rahmen dieser Systeme für bestimmte Beschäftigte oder Gruppen 
von Beschäftigten und die Verwendung von Alterskriterien im Rah-
men dieser Systeme für versicherungsmathematische Berechnun-
gen,

5.	eine Vereinbarung, die die Beendigung des Beschäftigungsverhält-
nisses ohne Kündigung zu einem Zeitpunkt vorsieht, zu dem der 
oder die Beschäftigte eine Rente wegen Alters beantragen kann; 
§ 41 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt,
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6.	Differenzierungen von Leistungen in Sozialplänen im Sinne des Be-
triebsverfassungsgesetzes, wenn die Parteien eine nach Alter oder
Betriebszugehörigkeit gestaffelte Abfindungsregelung geschaffen
haben, in der die wesentlich vom Alter abhängenden Chancen auf
dem Arbeitsmarkt durch eine verhältnismäßig starke Betonung des
Lebensalters erkennbar berücksichtigt worden sind, oder Beschäf-
tigte von den Leistungen des Sozialplans ausgeschlossen haben,
die wirtschaftlich abgesichert sind, weil sie, gegebenenfalls nach
Bezug von Arbeitslosengeld, rentenberechtigt sind.

UNTERABSCHNITT 2
Organisationspflichten des Arbeitgebers

§ 11 Ausschreibung
Ein Arbeitsplatz darf nicht unter Verstoß gegen § 7 Abs. 1 ausge-
schrieben werden.

§ 12 Maßnahmen und Pflichten des Arbeitgebers
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zum 
Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes 
zu treffen. Dieser Schutz umfasst auch vorbeugende Maßnahmen.
(2) Der Arbeitgeber soll in geeigneter Art und Weise, insbesondere im 
Rahmen der beruflichen Aus- und Fortbildung, auf die Unzulässigkeit 
solcher Benachteiligungen hinweisen und darauf hinwirken, dass die-
se unterbleiben. Hat der Arbeitgeber seine Beschäftigten in geeigneter 
Weise zum Zwecke der Verhinderung von Benachteiligung geschult, 
gilt dies als Erfüllung seiner Pflichten nach Absatz 1.
(3) Verstoßen Beschäftigte gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 
Abs. 1, so hat der Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, erforder-
lichen und angemessenen Maßnahmen zur Unterbindung der Benach-
teiligung wie Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder Kündigung zu 
ergreifen.
(4) Werden Beschäftigte bei der Ausübung ihrer Tätigkeit durch Dritte 
nach § 7 Abs. 1 benachteiligt, so hat der Arbeitgeber die im Einzel-
fall geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zum 
Schutz der Beschäftigten zu ergreifen.
(5) Dieses Gesetz und § 61 b des Arbeitsgerichtsgesetzes sowie In-
formationen über die für die Behandlung von Beschwerden nach § 13 
zuständigen Stellen sind im Betrieb oder in der Dienststelle bekannt zu 
machen. Die Bekanntmachung kann durch Aushang oder Auslegung 
an geeigneter Stelle oder den Einsatz der im Betrieb oder der Dienst-
stelle üblichen Informations- und Kommunikationstechnik erfolgen.

UNTERABSCHNITT 3
Rechte der Beschäftigten

§ 13 Beschwerderecht
(1) Die Beschäftigten haben das Recht, sich bei den zuständigen Stellen 
des Betriebs, des Unternehmens oder der Dienststelle zu beschweren, 
wenn sie sich im Zusammenhang mit ihrem Beschäftigungsverhältnis 
vom Arbeitgeber, von Vorgesetzten, anderen Beschäftigten oder Drit-
ten wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt fühlen. Die 
Beschwerde ist zu prüfen und das Ergebnis der oder dem beschwer-
deführenden Beschäftigten mitzuteilen.
(2) Die Rechte der Arbeitnehmervertretungen bleiben unberührt.

§ 14 Leistungsverweigerungsrecht
Ergreift der Arbeitgeber keine oder offensichtlich ungeeignete Maß-
nahmen zur Unterbindung einer Belästigung oder sexuellen Belästi-
gung am Arbeitsplatz, sind die betroffenen Beschäftigten berechtigt, 
ihre Tätigkeit ohne Verlust des Arbeitsentgelts einzustellen, soweit 
dies zu ihrem Schutz erforderlich ist. § 273 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs bleibt unberührt.

§ 15 Entschädigung und Schadensersatz
(1) Bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot ist der Arbeit-
geber verpflichtet, den hierdurch entstandenen Schaden zu ersetzen. 
Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber die Pflichtverletzung nicht zu ver-
treten hat.
(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann 
der oder die Beschäftigte eine angemessene Entschädigung in Geld 
verlangen. Die Entschädigung darf bei einer Nichteinstellung drei 
Monatsgehälter nicht übersteigen, wenn der oder die Beschäftigte 
auch bei benachteiligungsfreier Auswahl nicht eingestellt worden 
wäre.
(3) Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung kollektivrechtlicher Verein-
barungen nur dann zur Entschädigung verpflichtet, wenn er vorsätzlich 
oder grob fahrlässig handelt.
(4) Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 muss innerhalb einer Frist von 
zwei Monaten schriftlich geltend gemacht werden, es sei denn, die Ta-
rifvertragsparteien haben etwas anderes vereinbart. Die Frist beginnt 
im Falle einer Bewerbung oder eines beruflichen Aufstiegs mit dem Zu-
gang der Ablehnung und in den sonstigen Fällen einer Benachteiligung 

zu dem Zeitpunkt, in dem der oder die Beschäftigte von der Benach-
teiligung Kenntnis erlangt.
(5) Im Übrigen bleiben Ansprüche gegen den Arbeitgeber, die sich aus 
anderen Rechtsvorschriften ergeben, unberührt.
(6) Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungsverbot 
des § 7 Abs. 1 begründet keinen Anspruch auf Begründung eines 
Beschäftigungsverhältnisses, Berufsausbildungsverhältnisses oder 
einen beruflichen Aufstieg, es sei denn, ein solcher ergibt sich aus 
einem anderen Rechtsgrund.

§ 16 Maßregelungsverbot
(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht wegen der Inanspruchnah-
me von Rechten nach diesem Abschnitt oder wegen der Weigerung, 
eine gegen diesen Abschnitt verstoßende Anweisung auszuführen, 
benachteiligen. Gleiches gilt für Personen, die den Beschäftigten hier-
bei unterstützen oder als Zeuginnen oder Zeugen aussagen.
(2) Die Zurückweisung oder Duldung benachteiligender Verhaltenswei-
sen durch betroffene Beschäftigte darf nicht als Grundlage für eine 
Entscheidung herangezogen werden, die diese Beschäftigten berührt. 
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
(3) § 22 gilt entsprechend.

UNTERABSCHNITT 4
Ergänzende Vorschriften

§ 17 Soziale Verantwortung der Beteiligten
(1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, Beschäftigte und deren Vertre-
tungen sind aufgefordert, im Rahmen ihrer Aufgaben und Handlungs-
möglichkeiten an der Verwirklichung des in § 1 genannten Ziels mit-
zuwirken.
(2) In Betrieben, in denen die Voraussetzungen des § 1 Abs.  1 Satz 1 
des Betriebsverfassungsgesetzes vorliegen, können bei einem groben 
Verstoß des Arbeitgebers gegen Vorschriften aus diesem Abschnitt 
der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft unter 
der Voraussetzung des § 23 Abs. 3 Satz 1 des Betriebsverfassungs-
gesetzes die dort genannten Rechte gerichtlich geltend machen; § 23 
Abs. 3 Satz 2 bis 5 des Betriebsverfassungsgesetzes gilt entspre-
chend. Mit dem Antrag dürfen nicht Ansprüche des Benachteiligten 
geltend gemacht werden.

§ 18 Mitgliedschaft in Vereinigungen
(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten entsprechend für die Mit-
gliedschaft oder die Mitwirkung in einer
1. Tarifvertragspartei,
2. Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe an-

gehören oder die eine überragende Machtstellung im wirtschaftli-
chen oder sozialen Bereich innehat, wenn ein grundlegendes Inter-
esse am Erwerb der Mitgliedschaft besteht,

sowie deren jeweiligen Zusammenschlüssen.
(2) Wenn die Ablehnung einen Verstoß gegen das Benachteiligungs-
verbot des § 7 Abs. 1 darstellt, besteht ein Anspruch auf Mitglied-
schaft oder Mitwirkung in den in Absatz 1 genannten Vereinigungen.

ABSCHNITT 3
Schutz vor Benachteiligung im Zivilrechtsverkehr

§ 19 Zivilrechtliches Benachteiligungsverbot
(1) Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der eth-
nischen Herkunft, wegen des Geschlechts, der Religion, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Identität bei der Begründung, 
Durchführung und Beendigung zivilrechtlicher Schuldverhältnisse, die
1. typischerweise ohne Ansehen der Person zu vergleichbaren Bedin-

gungen in einer Vielzahl von Fällen zustande kommen (Massenge-
schäfte) oder bei denen das Ansehen der Person nach der Art des
Schuldverhältnisses eine nachrangige Bedeutung hat und die zu
vergleichbaren Bedingungen in einer Vielzahl von Fällen zustande
kommen oder

2. eine privatrechtliche Versicherung zum Gegenstand haben,
ist unzulässig.
(2) Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der eth-
nischen Herkunft ist darüber hinaus auch bei der Begründung, Durch-
führung und Beendigung sonstiger zivilrechtlicher Schuldverhältnisse 
im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 bis 8 unzulässig.
(3) Bei der Vermietung von Wohnraum ist eine unterschiedliche Be-
handlung im Hinblick auf die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler 
Bewohnerstrukturen und ausgewogener Siedlungsstrukturen sowie 
ausgeglichener wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Verhältnisse 
zulässig.
(4) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine Anwendung auf fa-
milien- und erbrechtliche Schuldverhältnisse.
(5) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine Anwendung auf 
zivilrechtliche Schuldverhältnisse, bei denen ein besonderes Nähe- 
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oder Vertrauensverhältnis der Parteien oder ihrer Angehörigen be-
gründet wird. Bei Mietverhältnissen kann dies insbesondere der Fall 
sein, wenn die Parteien oder ihre Angehörigen Wohnraum auf demsel-
ben Grundstück nutzen. Die Vermietung von Wohnraum zum nicht nur 
vorübergehenden Gebrauch ist in der Regel kein Geschäft im Sinne 
des Absatzes 1 Nr. 1, wenn der Vermieter insgesamt nicht mehr als 50 
Wohnungen vermietet.

§ 20 Zulässige unterschiedliche Behandlung
(1) Eine Verletzung des Benachteiligungsverbots ist nicht gegeben, 
wenn für eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religion, einer 
Behinderung, des Alters, der sexuellen Identität oder des Geschlechts 
ein sachlicher Grund vorliegt. Das kann insbesondere der Fall sein, 
wenn die unterschiedliche Behandlung
1.	der Vermeidung von Gefahren, der Verhütung von Schäden oder an-

deren Zwecken vergleichbarer Art dient,
2.	dem Bedürfnis nach Schutz der Intimsphäre oder der persönlichen 

Sicherheit Rechnung trägt,
3.	besondere Vorteile gewährt und ein Interesse an der Durchsetzung 

der Gleichbehandlung fehlt,
4.	an die Religion eines Menschen anknüpft und im Hinblick auf die 

Ausübung der Religionsfreiheit oder auf das Selbstbestimmungs-
recht der Religionsgemeinschaften, der ihnen zugeordneten Ein-
richtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform sowie der Vereini-
gungen, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion zur 
Aufgabe machen, unter Beachtung des jeweiligen Selbstverständ-
nisses gerechtfertigt ist.

(2) Kosten im Zusammenhang mit Schwangerschaft und Mutterschaft 
dürfen auf keinen Fall zu unterschiedlichen Prämien oder Leistungen 
führen. Eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religion, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität ist im Falle des 
§ 19 Abs. 1 Nr. 2 nur zulässig, wenn diese auf anerkannten Prinzipien 
risikoadäquater Kalkulation beruht, insbesondere auf einer versiche-
rungsmathematisch ermittelten Risikobewertung unter Heranziehung 
statistischer Erhebungen.

§ 21 Ansprüche
(1) Der Benachteiligte kann bei einem Verstoß gegen das Benachtei-
ligungsverbot unbeschadet weiterer Ansprüche die Beseitigung der 
Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu be-
sorgen, so kann er auf Unterlassung klagen.
(2) Bei einer Verletzung des Benachteiligungsverbots ist der Benach-
teiligende verpflichtet, den hierdurch entstandenen Schaden zu erset-
zen. Dies gilt nicht, wenn der Benachteiligende die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat. Wegen eines Schadens, der nicht Vermögens-
schaden ist, kann der Benachteiligte eine angemessene Entschädi-
gung in Geld verlangen.
(3) Ansprüche aus unerlaubter Handlung bleiben unberührt.
(4) Auf eine Vereinbarung, die von dem Benachteiligungsverbot ab-
weicht, kann sich der Benachteiligende nicht berufen.
(5) Ein Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 muss innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten geltend gemacht werden. Nach Ablauf der Frist 
kann der Anspruch nur geltend gemacht werden, wenn der Benach-
teiligte ohne Verschulden an der Einhaltung der Frist verhindert war.

ABSCHNITT 4
Rechtsschutz

§ 22 Beweislast
Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien beweist, die eine Benachtei-
ligung wegen eines in § 1 genannten Grundes vermuten lassen, trägt 
die andere Partei die Beweislast dafür, dass kein Verstoß gegen die 
Bestimmungen zum Schutz vor Benachteiligung vorgelegen hat.

§ 23 Unterstützung durch Antidiskriminierungsverbände
(1) Antidiskriminierungsverbände sind Personenzusammenschlüsse, 
die nicht gewerbsmäßig und nicht nur vorübergehend entsprechend 
ihrer Satzung die besonderen Interessen von benachteiligten Perso-
nen oder Personengruppen nach Maßgabe von § 1 wahrnehmen. Die 
Befugnisse nach den Absätzen 2 bis 4 stehen ihnen zu, wenn sie min-
destens 75 Mitglieder haben oder einen Zusammenschluss aus min-
destens sieben Verbänden bilden.
(2) Antidiskriminierungsverbände sind befugt, im Rahmen ihres Sat-
zungszwecks in gerichtlichen Verfahren als Beistände Benachteiligter 
in der Verhandlung aufzutreten. Im Übrigen bleiben die Vorschriften 
der Verfahrensordnungen, insbesondere diejenigen, nach denen Bei-
ständen weiterer Vortrag untersagt werden kann, unberührt.
(3) Antidiskriminierungsverbänden ist im Rahmen ihres Satzungs-
zwecks die Besorgung von Rechtsangelegenheiten Benachteiligter 
gestattet.
(4) Besondere Klagerechte und Vertretungsbefugnisse von Verbänden 
zu Gunsten von behinderten Menschen bleiben unberührt.

ABSCHNITT 5
Sonderregelungen für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse

§ 24 Sonderregelung für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse
Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten unter Berücksichtigung ihrer 
besonderen Rechtsstellung entsprechend für
1.	Beamtinnen und Beamte des Bundes, der Länder, der Gemeinden, 

der Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Bun-
des oder eines Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts,

2.	Richterinnen und Richter des Bundes und der Länder,
3.	Zivildienstleistende sowie anerkannte Kriegsdienstverweigerer, so-

weit ihre Heranziehung zum Zivildienst betroffen ist.

ABSCHNITT 6
Antidiskriminierungsstelle

§ 25 Antidiskriminierungsstelle des Bundes
(1) Beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
wird unbeschadet der Zuständigkeit der Beauftragten des Deutschen 
Bundestages oder der Bundesregierung die Stelle des Bundes zum 
Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes 
(Antidiskriminierungsstelle des Bundes) errichtet.
(2) Der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ist die für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben notwendige Personal- und Sachausstattung zur Verfü-
gung zu stellen. Sie ist im Einzelplan des Bundesministeriums für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend in einem eigenen Kapitel auszuweisen.

§ 26 �Rechtsstellung der Leitung der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes

(1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend ernennt auf Vorschlag der Bundesregierung 
eine Person zur Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes. 
Sie steht nach Maßgabe dieses Gesetzes in einem öffentlich-recht-
lichen Amtsverhältnis zum Bund. Sie ist in Ausübung ihres Amtes un-
abhängig und nur dem Gesetz unterworfen.
(2) Das Amtsverhältnis beginnt mit der Aushändigung der Urkunde 
über die Ernennung durch die Bundesministerin oder den Bundesmi-
nister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend.
(3) Das Amtsverhältnis endet außer durch Tod
1.	mit dem Zusammentreten eines neuen Bundestages,
2.	durch Ablauf der Amtszeit mit Erreichen der Altersgrenze nach § 51 

Abs. 1 und 2 des Bundesbeamtengesetzes,
3.	mit der Entlassung.
Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend entlässt die Leiterin oder den Leiter der Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes auf deren Verlangen oder wenn Gründe 
vorliegen, die bei einer Richterin oder einem Richter auf Lebenszeit 
die Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen. Im Falle der Beendigung 
des Amtsverhältnisses erhält die Leiterin oder der Leiter der Antidis-
kriminierungsstelle des Bundes eine von der Bundesministerin oder 
dem Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend voll-
zogene Urkunde. Die Entlassung wird mit der Aushändigung der Ur-
kunde wirksam.
(4) Das Rechtsverhältnis der Leitung der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes gegenüber dem Bund wird durch Vertrag mit dem Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend geregelt. Der Ver-
trag bedarf der Zustimmung der Bundesregierung.
(5) Wird eine Bundesbeamtin oder ein Bundesbeamter zur Leitung der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes bestellt, scheidet er oder sie 
mit Beginn des Amtsverhältnisses aus dem bisherigen Amt aus. Für 
die Dauer des Amtsverhältnisses ruhen die aus dem Beamtenverhält-
nis begründeten Rechte und Pflichten mit Ausnahme der Pflicht zur 
Amtsverschwiegenheit und des Verbots der Annahme von Belohnun-
gen oder Geschenken. Bei unfallverletzten Beamtinnen oder Beamten 
bleiben die gesetzlichen Ansprüche auf das Heilverfahren und einen 
Unfallausgleich unberührt.

§ 27 Aufgaben
(1) Wer der Ansicht ist, wegen eines in § 1 genannten Grundes benach-
teiligt worden zu sein, kann sich an die Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes wenden.
(2) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes unterstützt auf unabhän-
gige Weise Personen, die sich nach Absatz 1 an sie wenden, bei der 
Durchsetzung ihrer Rechte zum Schutz vor Benachteiligungen. Hierbei 
kann sie insbesondere
1.	über Ansprüche und die Möglichkeiten des rechtlichen Vorgehens 

im Rahmen gesetzlicher Regelungen zum Schutz vor Benachteili-
gungen informieren,

2.	Beratung durch andere Stellen vermitteln,
3.	eine gütliche Beilegung zwischen den Beteiligten anstreben.
Soweit Beauftragte des Deutschen Bundestages oder der Bundesre-
gierung zuständig sind, leitet die Antidiskriminierungsstelle des Bun-
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des die Anliegen der in Absatz 1 genannten Personen mit deren Ein-
verständnis unverzüglich an diese weiter.
(3) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes nimmt auf unabhängi-
ge Weise folgende Aufgaben wahr, soweit nicht die Zuständigkeit der 
Beauftragten der Bundesregierung oder des Deutschen Bundestages 
berührt ist:
1.	Öffentlichkeitsarbeit,
2.	Maßnahmen zur Verhinderung von Benachteiligungen aus den in § 1 

genannten Gründen,
3.	Durchführung wissenschaftlicher Untersuchungen zu diesen Be-

nachteiligungen.
(4) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und die in ihrem Zustän-
digkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und 
des Deutschen Bundestages legen gemeinsam dem Deutschen Bun-
destag alle vier Jahre Berichte über Benachteiligungen aus den in § 1 
genannten Gründen vor und geben Empfehlungen zur Beseitigung und 
Vermeidung dieser Benachteiligungen. Sie können gemeinsam wis-
senschaftliche Untersuchungen zu Benachteiligungen durchführen.
(5) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und die in ihrem Zustän-
digkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und 
des Deutschen Bundestages sollen bei Benachteiligungen aus meh-
reren der in § 1 genannten Gründe zusammenarbeiten.

§ 28 Befugnisse
(1) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes kann in Fällen des § 27 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 Beteiligte um Stellungnahmen ersuchen, soweit die 
Person, die sich nach § 27 Abs. 1 an sie gewandt hat, hierzu ihr Ein-
verständnis erklärt.
(2) Alle Bundesbehörden und sonstigen öffentlichen Stellen im Bereich 
des Bundes sind verpflichtet, die Antidiskriminierungsstelle des Bun-
des bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen, insbesondere die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Bestimmungen zum Schutz 
personenbezogener Daten bleiben unberührt.

§ 29 �Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen und 
anderen Einrichtungen

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes soll bei ihrer Tätigkeit 
Nichtregierungsorganisationen sowie Einrichtungen, die auf europäi-
scher, Bundes-, Landes- oder regionaler Ebene zum Schutz vor Be-
nachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes tätig sind, in 
geeigneter Form einbeziehen.

§ 30 Beirat
(1) Zur Förderung des Dialogs mit gesellschaftlichen Gruppen und Or-
ganisationen, die sich den Schutz vor Benachteiligungen wegen eines 
in § 1 genannten Grundes zum Ziel gesetzt haben, wird der Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes ein Beirat beigeordnet. Der Beirat berät 
die Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei der Vorlage von Berich-
ten und Empfehlungen an den Deutschen Bundestag nach § 27 Abs. 4 
und kann hierzu sowie zu wissenschaftlichen Untersuchungen nach 
§ 27 Abs. 3 Nr. 3 eigene Vorschläge unterbreiten.
(2) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
beruft im Einvernehmen mit der Leitung der Antidiskriminierungsstelle 

des Bundes sowie den entsprechend zuständigen Beauftragten der 
Bundesregierung oder des Deutschen Bundestages die Mitglieder 
dieses Beirats und für jedes Mitglied eine Stellvertretung. In den Bei-
rat sollen Vertreterinnen und Vertreter gesellschaftlicher Gruppen und 
Organisationen sowie Expertinnen und Experten in Benachteiligungs-
fragen berufen werden. Die Gesamtzahl der Mitglieder des Beirats soll 
16 Personen nicht überschreiten. Der Beirat soll zu gleichen Teilen mit 
Frauen und Männern besetzt sein.
(3) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend be-
darf.
(4) Die Mitglieder des Beirats üben die Tätigkeit nach diesem Gesetz 
ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch auf Aufwandsentschädigung 
sowie Reisekostenvergütung, Tagegelder und Übernachtungsgelder. 
Näheres regelt die Geschäftsordnung.

ABSCHNITT 7
Schlussvorschriften

§ 31 Unabdingbarkeit
Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nicht zu Ungunsten der 
geschützten Personen abgewichen werden.

§ 32 Schlussbestimmung
Soweit in diesem Gesetz nicht Abweichendes bestimmt ist, gelten die 
allgemeinen Bestimmungen.

§ 33 Übergangsbestimmungen
(1) Bei Benachteiligungen nach den §§ 611a, 611b und 612 Abs. 3 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs oder sexuellen Belästigungen nach dem 
Beschäftigtenschutzgesetz ist das vor dem 18. August 2006 maßgeb-
liche Recht anzuwenden.
(2) Bei Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der eth-
nischen Herkunft sind die §§ 19 bis 21 nicht auf Schuldverhältnisse an-
zuwenden, die vor dem 18. August 2006 begründet worden sind. Satz 
1 gilt nicht für spätere Änderungen von Dauerschuldverhältnissen.
(3) Bei Benachteiligungen wegen des Geschlechts, der Religion, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität sind die §§ 19 bis 
21 nicht auf Schuldverhältnisse anzuwenden, die vor dem 1. Dezember 
2006 begründet worden sind. Satz 1 gilt nicht für spätere Änderungen 
von Dauerschuldverhältnissen.
(4) Auf Schuldverhältnisse, die eine privatrechtliche Versicherung zum 
Gegenstand haben, ist § 19 Abs. 1 nicht anzuwenden, wenn diese vor 
dem 22. Dezember 2007 begründet worden sind. Satz 1 gilt nicht für 
spätere Änderungen solcher Schuldverhältnisse.
(5) Bei Versicherungsverhältnissen, die vor dem 21. Dezember 2012 
begründet werden, ist eine unterschiedliche Behandlung wegen des 
Geschlechts im Falle des § 19 Abs. 1 Nr. 2 bei den Prämien oder Leis-
tungen nur zulässig, wenn dessen Berücksichtigung bei einer auf rele-
vanten und genauen versicherungsmathematischen und statistischen 
Daten beruhenden Risikobewertung ein bestimmender Faktor ist. Kos-
ten im Zusammenhang mit Schwangerschaft und Mutterschaft dürfen 
auf keinen Fall zu unterschiedlichen Prämien oder Leistungen führen.

19 Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 1036), zuletzt geändert durch Art. 12 des Gesetzes vom 12. Juni 2020 

(BGBl. I S. 1248) 
(Auszug)

§ 61b Klage wegen Benachteiligung

(1) Eine Klage auf Entschädigung nach § 15 des Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetzes muss innerhalb von drei Monaten, nachdem der 
Anspruch schriftlich geltend gemacht worden ist, erhoben werden.

(2) Machen mehrere Bewerber wegen Benachteiligung bei der Be-
gründung eines Arbeitsverhältnisses oder beim beruflichen Aufstieg 
eine Entschädigung nach § 15 des Allgemeinen Gleichbehandlungs-

gesetzes gerichtlich geltend, so wird auf Antrag des Arbeitgebers das 
Arbeitsgericht, bei dem die erste Klage erhoben ist, auch für die übri-
gen Klagen ausschließlich zuständig. Die Rechtsstreitigkeiten sind von 
Amts wegen an dieses Arbeitsgericht zu verweisen; die Prozesse sind 
zur gleichzeitigen Verhandlung und Entscheidung zu verbinden.

(3) Auf Antrag des Arbeitgebers findet die mündliche Verhandlung nicht 
vor Ablauf von sechs Monaten seit Erhebung der ersten Klage statt.

20 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
Vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2097), zuletzt geändert durch Art. 12 des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1634) 

(Auszug)

§ 26 �Datenverarbeitung für Zwecke des Beschäftigungsverhält-
nisses 

(1) Personenbezogene Daten von Beschäftigten dürfen für Zwecke des 
Beschäftigungsverhältnisses verarbeitet werden, wenn dies für die 
Entscheidung über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnis-
ses oder nach Begründung des Beschäftigungsverhältnisses für des-

sen Durchführung oder Beendigung oder zur Ausübung oder Erfüllung 
der sich aus einem Gesetz oder einem Tarifvertrag, einer Betriebs- 
oder Dienstvereinbarung (Kollektivvereinbarung) ergebenden Rechte 
und Pflichten der Interessenvertretung der Beschäftigten erforderlich 
ist. Zur Aufdeckung von Straftaten dürfen personenbezogene Daten 
von Beschäftigten nur dann verarbeitet werden, wenn zu dokumentie-
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21 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Daten-

verkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung – DS-GVO)

Vom 27. April 2016 (Amtsbl. EU L 119/1) 
(Auszug)

Artikel 15 Auskunftsrecht der betroffenen Person
(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen 
eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie betreffende personen-
bezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der Fall, so hat sie ein 
Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und auf fol-
gende Informationen:

a)	 die Verarbeitungszwecke;

b)	 die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;

c)	 die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen 
die personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch 
offengelegt werden, insbesondere bei Empfängern in Drittländern 
oder bei internationalen Organisationen;

d)	 falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbezogenen 
Daten gespeichert werden, oder, falls dies nicht möglich ist, die 
Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;

e)	 das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der 
sie betreffenden personenbezogenen Daten oder auf Einschrän-
kung der Verarbeitung durch den Verantwortlichen oder eines Wi-
derspruchsrechts gegen diese Verarbeitung;

f)	 das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehör-
de;

g)	 wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Per-
son erhoben werden, alle verfügbaren Informationen über die Her-
kunft der Daten;

h)	 das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung ein-
schließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und — zu-
mindest in diesen Fällen — aussagekräftige Informationen über die 
involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten Auswir-
kungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person.

(2) Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder an eine 
internationale Organisation übermittelt, so hat die betroffene Person 
das Recht, über die geeigneten Garantien gemäß Artikel 46 im Zusam-
menhang mit der Übermittlung unterrichtet zu werden.
(3) Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezogenen 
Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, zur Verfügung. Für 
alle weiteren Kopien, die die betroffene Person beantragt, kann 
der Verantwortliche ein angemessenes Entgelt auf der Grundlage 
der Verwaltungskosten verlangen. Stellt die betroffene Person den 
Antrag elektronisch, so sind die Informationen in einem gängigen 
elektronischen Format zur Verfügung zu stellen, sofern sie nichts 
anderes angibt.
(4) Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 1b darf die Rechte 
und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchtigen.

22 Gesetz über den Ladenschluss (Ladenschlussgesetz – LadSchlG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 2003 (BGBl. I S. 744), zuletzt geändert durch 

Art. 430 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)

ERSTER ABSCHNITT
Begriffsbestimmungen

§ 1 Verkaufsstellen

(1) Verkaufsstellen im Sinne dieses Gesetzes sind

1.	Ladengeschäfte aller Art, Apotheken, Tankstellen und Bahnhofsver-
kaufsstellen,

2.	sonstige Verkaufsstände und -buden, Kioske, Basare und ähn-
liche Einrichtungen, falls in ihnen ebenfalls von einer festen Stelle 

aus ständig Waren zum Verkauf an jedermann feilgehalten werden. 
Dem Feilhalten steht das Zeigen von Mustern, Proben und ähnli-
chem gleich, wenn Warenbestellungen in der Einrichtung entgegen-
genommen werden,

3.	Verkaufsstellen von Genossenschaften.

(2) Zur Herbeiführung einer einheitlichen Handhabung des Gesetzes 
kann das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestimmen, welche Ein-
richtungen Verkaufsstellen gemäß Absatz 1 sind.

rende tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass die 
betroffene Person im Beschäftigungsverhältnis eine Straftat begangen 
hat, die Verarbeitung zur Aufdeckung erforderlich ist und das schutz-
würdige Interesse der oder des Beschäftigten an dem Ausschluss der 
Verarbeitung nicht überwiegt, insbesondere Art und Ausmaß im Hin-
blick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind.
(2) Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Daten von Beschäf-
tigten auf der Grundlage einer Einwilligung, so sind für die Beurtei-
lung der Freiwilligkeit der Einwilligung insbesondere die im Beschäf-
tigungsverhältnis bestehende Abhängigkeit der beschäftigten Person 
sowie die Umstände, unter denen die Einwilligung erteilt worden ist, zu 
berücksichtigen. Freiwilligkeit kann insbesondere vorliegen, wenn für 
die beschäftigte Person ein rechtlicher oder wirtschaftlicher Vorteil er-
reicht wird oder Arbeitgeber und beschäftigte Person gleichgelagerte 
Interessen verfolgen. Die Einwilligung hat schrifltich oder elektronisch 
zu erfolgen, soweit nicht wegen besonderer Umstände eine andere 
Form angemessen ist. Der Arbeitgeber hat die beschäftigte Person 
über den Zweck der Datenverarbeitung und über ihr Widerrufsrecht 
nach Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 in Textform auf-
zuklären.
(3) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ist 
die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im 
Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 für Zwecke 
des Beschäftigungsverhältnisses zulässig, wenn sie zur Ausübung von 
Rechten oder zur Erfüllung rechtlicher Pflichten aus dem Arbeitsrecht, 
dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes erforderlich 
ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige 
Interesse der betroffenen Person an dem Ausschluss der Verarbeitung 
überwiegt. Absatz 2 gilt auch für die Einwilligung in die Verarbeitung be-
sonderer Kategorien personenbezogener Daten; die Einwilligung muss 
sich dabei ausdrücklich auf diese Daten beziehen. § 22 Absatz 2 gilt ent-
sprechend.
(4) Die Verarbeitung personenbezogener Daten, einschließlich beson-
derer Kategorien personenbezogener Daten von Beschäftigten für 

Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses, ist auf der Grundlage von 
Kollektivvereinbarungen zulässig. Dabei haben die Verhandlungspart-
ner Artikel 88 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 zu beachten.
(5) Der Verantwortliche muss geeignete Maßnahmen ergreifen, um si-
cherzustellen, dass insbesondere die in Artikel 5 der Verordnung (EU) 
2016/679 dargelegten Grundsätze für die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten eingehalten werden.
(6) Die Beteiligungsrechte der Interessenvertretungen der Beschäftig-
ten bleiben unberührt.
(7) Die Absätze 1 bis 6 sind auch anzuwenden, wenn personenbezoge-
ne Daten, einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener 
Daten, von Beschäftigten verarbeitet werden, ohne dass sie in einem 
Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden sollen.
(8) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind:
1.	Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, einschließlich der Leiharbeit-

nehmerinnen und Leiharbeitnehmer im Verhältnis zum Entleiher, 
2.	zu ihrer Berufsbildung Beschäftigte, 
3.	Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am 

Arbeitsleben sowie an Abklärungen der beruflichen Eignung oder 
Arbeitserprobung (Rehabilitandinnen und Rehabilitanden), 

4.	in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen Beschäftigte, 
5.	Freiwillige, die einen Dienst nach dem Jugendfreiwilligendienstege-

setz oder dem Bundesfreiwilligendienstgesetz leisten, 
6.	Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbständigkeit als 

arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind; zu diesen gehören 
auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestell-
ten, 

7.	Beamtinnen und Beamte des Bundes, Richterinnen und Richter des 
Bundes, Soldatinnen und Soldaten sowie Zivildienstleistende. 

Bewerberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsverhältnis sowie 
Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet ist, gelten als Be-
schäftigte.
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§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) Feiertage im Sinne dieses Gesetzes sind die gesetzlichen Feier-
tage.
(2) Reisebedarf im Sinne dieses Gesetzes sind Zeitungen, Zeitschrif-
ten, Straßenkarten, Stadtpläne, Reiselektüre, Schreibmaterialien, 
Tabakwaren, Schnittblumen, Reisetoilettenartikel, Filme, Tonträger, 
Bedarf für Reiseapotheken, Reiseandenken und Spielzeug geringe-
ren Wertes, Lebens- und Genussmittel in kleineren Mengen sowie 
ausländische Geldsorten.

ZWEITER ABSCHNITT
Ladenschlusszeiten

§ 3 Allgemeine Ladenschlusszeiten
Verkaufsstellen müssen zu folgenden Zeiten für den geschäftlichen 
Verkehr mit Kunden geschlossen sein:
1.	an Sonn- und Feiertagen,
2.	montags bis samstags bis 6 Uhr und ab 20 Uhr,
3.	am 24. Dezember, wenn dieser Tag auf einen Werktag fällt, bis 6 Uhr 

und ab 14 Uhr.
Verkaufsstellen für Bäckerwaren dürfen abweichend von Satz 1 den 
Beginn der Ladenöffnungszeit an Werktagen auf 5.30 Uhr vorverle-
gen. Die beim Ladenschluss anwesenden Kunden dürfen noch be-
dient werden.

§ 4 Apotheken
(1) Abweichend von den Vorschriften des § 3 dürfen Apotheken an al-
len Tagen während des ganzen Tages geöffnet sein. An Werktagen 
während der allgemeinen Ladenschlusszeiten (§ 3) und an Sonn- und 
Feiertagen ist nur die Abgabe von Arznei-, Krankenpflege-, Säug-
lingspflege- und Säuglingsnährmitteln, hygienischen Artikeln sowie 
Desinfektionsmitteln gestattet.
(2) Die nach Landesrecht zuständige Verwaltungsbehörde hat für eine 
Gemeinde oder für benachbarte Gemeinden mit mehreren Apothe-
ken anzuordnen, dass während der allgemeinen Ladenschlusszeiten 
(§ 3) abwechselnd ein Teil der Apotheken geschlossen sein muss. An 
den geschlossenen Apotheken ist an sichtbarer Stelle ein Aushang 
anzubringen, der die zur Zeit offenen Apotheken bekannt gibt. Dienst-
bereitschaft der Apotheken steht der Offenhaltung gleich.

§ 5 Zeitungen und Zeitschriften
Abweichend von den Vorschriften des § 3 dürfen Kioske für den Ver-
kauf von Zeitungen und Zeitschriften an Sonn- und Feiertagen von 11 
bis 13 Uhr geöffnet sein.

§ 6 Tankstellen
(1) Abweichend von den Vorschriften des § 3 dürfen Tankstellen an 
allen Tagen während des ganzen Tages geöffnet sein.
(2) An Werktagen während der allgemeinen Ladenschlusszeiten (§ 3) 
und an Sonn- und Feiertagen ist nur die Abgabe von Ersatzteilen für 
Kraftfahrzeuge, soweit dies für die Erhaltung oder Wiederherstellung 
der Fahrbereitschaft notwendig ist, sowie die Abgabe von Betriebs-
stoffen und von Reisebedarf gestattet.

§ 7
(weggefallen)

§ 8 Verkaufsstellen auf Personenbahnhöfen
(1) Abweichend von den Vorschriften des § 3 dürfen Verkaufsstellen 
auf Personenbahnhöfen von Eisenbahnen und Magnetschwebebah-
nen, soweit sie den Bedürfnissen des Reiseverkehrs zu dienen be-
stimmt sind, an allen Tagen während des ganzen Tages geöffnet sein, 
am 24. Dezember jedoch nur bis 17.00 Uhr. Während der allgemeinen 
Ladenschlusszeiten ist der Verkauf von Reisebedarf zulässig.
(2) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Struktur wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit den Bundesministerien für Wirtschaft 
und Energie und für Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates Ladenschlusszeiten für die Verkaufs-
stellen auf Personenbahnhöfen vorzuschreiben, die sicherstellen, 
dass die Dauer der Offenhaltung nicht über das von den Bedürfnis-
sen des Reiseverkehrs geforderte Maß hinausgeht; es kann ferner 
die Abgabe von Waren in den genannten Verkaufsstellen während 
der allgemeinen Ladenschlusszeiten (§ 3) auf bestimmte Waren be-
schränken.
(2a) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung zu bestimmen, dass in Städten mit über 200000 Einwohnern zur 
Versorgung der Berufspendler und der anderen Reisenden mit Waren 
des täglichen Ge- und Verbrauchs sowie mit Geschenkartikeln
1.	Verkaufsstellen auf Personenbahnhöfen des Schienenfernverkehrs 

und
2.	Verkaufsstellen innerhalb einer baulichen Anlage, die einen Perso-

nenbahnhof des Schienenfernverkehrs mit einem Verkehrsknoten-
punkt des Nah- und Stadtverkehrs verbindet,

an Werktagen von 6 bis 22 Uhr geöffnet sein dürfen; sie haben dabei 
die Größe der Verkaufsfläche auf das für diesen Zweck erforderliche 
Maß zu begrenzen.
(3) Für Apotheken bleibt es bei den Vorschriften des § 4.

§ 9 Verkaufsstellen auf Flughäfen und in Fährhäfen
(1) Abweichend von den Vorschriften des § 3 dürfen Verkaufsstellen 
auf Flughäfen an allen Tagen während des ganzen Jahres geöffnet 
sein, am 24. Dezember jedoch nur bis 17 Uhr. An Werktagen während 
der allgemeinen Ladenschlusszeiten (§ 3) und an Sonn- und Feierta-
gen ist nur die Abgabe von Reisebedarf an Reisende gestattet.
(2) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Struktur wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit den Bundesministerien für Wirtschaft 
und Energie und für Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates Ladenschlusszeiten für die in Absatz 1 
genannten Verkaufsstellen vorzuschreiben und die Abgabe von Waren 
näher zu regeln.
(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung abweichend von Absatz 1 Satz 2 zu bestimmen, dass auf inter-
nationalen Verkehrsflughäfen und in internationalen Fährhäfen Waren 
des täglichen Ge- und Verbrauchs sowie Geschenkartikel an Werkta-
gen während der allgemeinen Ladenschlusszeiten (§ 3) und an Sonn- 
und Feiertagen auch an andere Personen als an Reisende abgegeben 
werden dürfen; sie haben dabei die Größe der Verkaufsflächen auf das 
für diesen Zweck erforderliche Maß zu begrenzen.

§ 10 Kur- und Erholungsorte
(1) Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung bestim-
men, dass und unter welchen Voraussetzungen und Bedingungen in 
Kurorten und in einzeln aufzuführenden Ausflugs-, Erholungs- und 
Wallfahrtsorten mit besonders starkem Fremdenverkehr Badegegen-
stände, Devotionalien, frische Früchte, alkoholfreie Getränke, Milch 
und Milcherzeugnisse im Sinne des § 4 Abs. 2 des Milch- und Fett-
gesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7842-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, Süßwaren, Tabakwaren, 
Blumen und Zeitungen sowie Waren, die für diese Orte kennzeich-
nend sind, abweichend von den Vorschriften des § 3 Abs. 1 Nr. 1 an 
jährlich höchstens 40 Sonn- und Feiertagen bis zur Dauer von acht 
Stunden verkauft werden dürfen. Sie können durch Rechtsverordnung 
die Festsetzung der zugelassenen Öffnungszeiten auf andere Stellen 
übertragen. Bei der Festsetzung der Öffnungszeiten ist auf die Zeit des 
Hauptgottesdienstes Rücksicht zu nehmen.
(2) In den nach Absatz 1 erlassenen Rechtsverordnungen kann die Of-
fenhaltung auf bestimmte Ortsteile beschränkt werden.

§ 11 Verkauf in ländlichen Gebieten an Sonntagen
Die Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten Stellen kön-
nen durch Rechtsverordnung bestimmen, dass und unter welchen 
Voraussetzungen und Bedingungen in ländlichen Gebieten während 
der Zeit der Feldbestellung und der Ernte abweichend von den Vor-
schriften des § 3 alle oder bestimmte Arten von Verkaufsstellen an 
Sonn- und Feiertagen bis zur Dauer von zwei Stunden geöffnet sein 
dürfen, falls dies zur Befriedigung dringender Kaufbedürfnisse der 
Landbevölkerung erforderlich ist.

§ 12 Verkauf bestimmter Waren an Sonntagen
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt im Einver-
nehmen mit den Bundesministerien für Wirtschaft und Energie und für 
Ernährung und Landwirtschaft durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates, dass und wie lange an Sonn- und Feierta-
gen abweichend von der Vorschrift des § 3 Abs. 1 Nr. 1 Verkaufsstel-
len für die Abgabe von Milch und Milcherzeugnissen im Sinne des § 4 
Abs. 2 des Milch- und Fettgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 7842-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
Bäcker- und Konditorwaren, frischen Früchten, Blumen und Zeitungen 
geöffnet sein dürfen.
(2) In den nach Absatz 1 erlassenen Rechtsverordnungen kann die 
Offenhaltung auf bestimmte Sonn- und Feiertage oder Jahreszeiten 
sowie auf bestimmte Arten von Verkaufsstellen beschränkt werden. 
Eine Offenhaltung am 2. Weihnachts-, Oster- und Pfingstfeiertag soll 
nicht zugelassen werden. Die Lage der zugelassenen Öffnungszeiten 
wird unter Berücksichtigung der Zeit des Hauptgottesdienstes von 
den Landesregierungen oder den von ihnen bestimmten Stellen durch 
Rechtsverordnung festgesetzt.

§ 13
(weggefallen)

§ 14 Weitere Verkaufssonntage
(1) Abweichend von der Vorschrift des § 3 Abs. 1 Nr. 1 dürfen Ver-
kaufsstellen aus Anlass von Märkten, Messen oder ähnlichen Veran-
staltungen an jährlich höchstens vier Sonn- und Feiertagen geöffnet 
sein. Diese Tage werden von den Landesregierungen oder den von 
ihnen bestimmten Stellen durch Rechtsverordnung freigegeben.
(2) Bei der Freigabe kann die Offenhaltung auf bestimmte Bezirke und 
Handelszweige beschränkt werden. Der Zeitraum, während dessen 
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die Verkaufsstellen geöffnet sein dürfen, ist anzugeben. Er darf fünf 
zusammenhängende Stunden nicht überschreiten, muss spätestens 
um 18 Uhr enden und soll außerhalb der Zeit des Hauptgottesdienstes 
liegen.

(3) Sonn- und Feiertage im Dezember dürfen nicht freigegeben wer-
den. In Orten, für die eine Regelung nach § 10 Abs. 1 Satz 1 getroffen 
ist, dürfen Sonn- und Feiertage nach Absatz 1 nur freigegeben wer-
den, soweit die Zahl dieser Tage zusammen mit den nach § 10 Abs. 1 
Nr. 1 freigegebenen Sonn- und Feiertagen 40 nicht übersteigt.

§ 15 Sonntagsverkauf am 24. Dezember

Abweichend von der Vorschrift des § 3 Abs. 1 Nr. 1 dürfen, wenn der 
24. Dezember auf einen Sonntag fällt

1.	Verkaufsstellen, die gemäß § 12 oder den hierauf gestützten Vor-
schriften an Sonn- und Feiertagen geöffnet sein dürfen,

2.	Verkaufsstellen, die überwiegend Lebens- und Genussmittel feilhal-
ten,

3.	alle Verkaufsstellen für die Abgabe von Weihnachtsbäumen

während höchstens drei Stunden bis längstens 14 Uhr geöffnet sein.

§ 16

(weggefallen)

DRITTER ABSCHNITT
Besonderer Schutz der Arbeitnehmer

§ 17 Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen

(1) In Verkaufsstellen dürfen Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen 
nur während der ausnahmsweise zugelassenen Öffnungszeiten (§§ 4 
bis 15 und die hierauf gestützten Vorschriften) und, falls dies zur Er-
ledigung von Vorbereitungs- und Abschlussarbeiten unerlässlich ist, 
während insgesamt weiterer 30 Minuten beschäftigt werden.

(2) Die Dauer der Beschäftigungszeit des einzelnen Arbeitnehmers an 
Sonn- und Feiertagen darf acht Stunden nicht überschreiten.

(2a) In Verkaufsstellen, die gemäß § 10 oder den hierauf gestützten 
Vorschriften an Sonn- und Feiertagen geöffnet sein dürfen, dürfen 
Arbeitnehmer an jährlich höchstens 22 Sonn- und Feiertagen beschäf-
tigt werden. Ihre Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen darf vier Stunden 
nicht überschreiten.

(3) Arbeitnehmer, die an Sonn- und Feiertagen in Verkaufsstellen ge-
mäß §§ 4 bis 6, 8 bis 12, 14 und 15 und den hierauf gestützten Vor-
schriften beschäftigt werden, sind, wenn die Beschäftigung länger als 
drei Stunden dauert, an einem Werktag derselben Woche ab 13 Uhr, 
wenn sie länger als sechs Stunden dauert, an einem ganzen Werktage 
derselben Woche von der Arbeit freizustellen; mindestens jeder drit-
te Sonntag muss beschäftigungsfrei bleiben. Werden sie bis zu drei 
Stunden beschäftigt, so muss jeder zweite Sonntag oder in jeder zwei-
ten Woche ein Nachmittag ab 13 Uhr beschäftigungsfrei bleiben. Statt 
an einem Nachmittag darf die Freizeit am Sonnabend- oder Montag-
vormittag bis 14 Uhr gewährt werden. Während der Zeiten, zu denen 
die Verkaufsstelle geschlossen sein muss, darf die Freizeit nicht ge-
geben werden.

(4) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Verkaufsstellen können 
verlangen, in jedem Kalendermonat an einem Samstag von der Be-
schäftigung freigestellt zu werden.

(5) Mit dem Beschicken von Warenautomaten dürfen Arbeitnehmer 
außerhalb der Öffnungszeiten, die für die mit dem Warenautomaten 
in räumlichem Zusammenhang stehende Verkaufsstelle gelten, nicht 
beschäftigt werden.

(6) (weggefallen)

(7) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, 
zum Schutze der Arbeitnehmer in Verkaufsstellen vor übermäßiger 
Inanspruchnahme ihrer Arbeitskraft oder sonstiger Gefährdung ihrer 
Gesundheit durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes zu bestimmen,

1.	dass während der ausnahmsweise zugelassenen Öffnungszei-
ten (§§ 4 bis 16 und die hierauf gestützten Vorschriften) bestimm-
te Arbeitnehmer nicht oder die Arbeitnehmer nicht mit bestimmten 
Arbeiten beschäftigt werden dürfen,

2.	dass den Arbeitnehmern für Sonn- und Feiertagsarbeit über die Vor-
schriften des Absatzes 3 hinaus ein Ausgleich zu gewähren ist,

3.	dass die Arbeitnehmer während der Ladenschlusszeiten an Werk-
tagen (§ 3 Abs. 1 Nr. 2, §§ 5, 6, 8 bis 10 und die hierauf gestützten 
Vorschriften) nicht oder nicht mit bestimmten Arbeiten beschäftigt 
werden dürfen.

(8) Das Gewerbeaufsichtsamt kann in begründeten Einzelfällen Aus-
nahmen von den Vorschriften der Absätze 1 bis 5 bewilligen. Die Be-
willigung kann jederzeit widerrufen werden.

(9) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 8 finden auf pharmazeutisch vor-
gebildete Arbeitnehmer in Apotheken keine Anwendung.

VIERTER ABSCHNITT
Bestimmungen für einzelne Gewerbezweige 

und für den Marktverkehr

§ 18
(weggefallen)

§ 18a
(weggefallen)

§ 19 Marktverkehr
(1) Während der allgemeinen Ladenschlusszeiten (§ 3) dürfen auf be-
hördlich genehmigten Groß- und Wochenmärkten Waren zum Verkauf 
an den letzten Verbraucher nicht feilgehalten werden; jedoch kann die 
nach Landesrecht zuständige Verwaltungsbehörde in den Grenzen 
einer gemäß §§ 10 bis 15 oder den hierauf gestützten Vorschriften zu-
lässigen Offenhaltung der Verkaufsstellen einen geschäftlichen Ver-
kehr auf Groß- und Wochenmärkten zulassen.
(2) Am 24. Dezember dürfen nach 14 Uhr Waren auch im sonstigen 
Marktverkehr nicht feilgehalten werden.
(3) Im Übrigen bleibt es bei den Vorschriften der §§ 64 bis 71a der 
Gewerbeordnung, insbesondere bei den auf Grund des § 69 Abs. 1 
Satz 1 der Gewerbeordnung festgesetzten Öffnungszeiten für Mes-
sen, Ausstellungen und Märkte.

§ 20 Sonstiges gewerbliches Feilhalten
(1) Während der allgemeinen Ladenschlusszeiten (§ 3) ist auch das ge-
werbliche Feilhalten von Waren zum Verkauf an jedermann außerhalb 
von Verkaufsstellen verboten; dies gilt nicht für Volksbelustigungen, 
die den Vorschriften des Titels III der Gewerbeordnung unterliegen 
und von der nach Landesrecht zuständigen Behörde genehmigt wor-
den sind, sowie für das Feilhalten von Tageszeitungen an Werktagen. 
Dem Feilhalten steht das Zeigen von Mustern, Proben und ähnlichem 
gleich, wenn dazu Räume benutzt werden, die für diesen Zweck be-
sonders bereitgestellt sind, und dabei Warenbestellungen entgegen-
genommen werden.
(2) Soweit für Verkaufsstellen gemäß §§ 10 bis 15 oder den hierauf ge-
stützten Vorschriften Abweichungen von den Ladenschlusszeiten des 
§ 3 zugelassen sind, gelten diese Abweichungen unter denselben Vo-
raussetzungen und Bedingungen auch für das Feilhalten gemäß Ab-
satz 1.
(2a) Die nach Landesrecht zuständige Verwaltungsbehörde kann ab-
weichend von den Vorschriften der Absätze 1 und 2 Ausnahmen für 
das Feilhalten von leicht verderblichen Waren und Waren zum soforti-
gen Verzehr, Gebrauch oder Verbrauch zulassen, sofern dies zur Be-
friedigung örtlich auftretender Bedürfnisse notwendig ist und diese 
Ausnahmen im Hinblick auf den Arbeitsschutz unbedenklich sind.
(3) Die Vorschriften des § 17 Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend.
(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates zum Schutze der 
Arbeitnehmer vor übermäßiger Inanspruchnahme ihrer Arbeitskraft 
oder sonstiger Gefährdung ihrer Gesundheit Vorschriften, wie in § 17 
Abs. 7 genannt, erlassen.

FÜNFTER ABSCHNITT
Durchführung des Gesetzes

§ 21 Auslage des Gesetzes, Verzeichnisse
(1) Der Inhaber einer Verkaufsstelle, in der regelmäßig mindestens ein 
Arbeitnehmer beschäftigt wird, ist verpflichtet,
1.	einen Abdruck dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes 

erlassenen Rechtsverordnungen mit Ausnahme der Vorschriften, 
die Verkaufsstellen anderer Art betreffen, an geeigneter Stelle in der 
Verkaufsstelle auszulegen oder auszuhängen,

2.	ein Verzeichnis über Namen, Tag, Beschäftigungsart und -dauer der 
an Sonn- und Feiertagen beschäftigten Arbeitnehmer und über die 
diesen gemäß § 17 Abs. 3 als Ersatz für die Beschäftigung an diesen 
Tagen gewährte Freizeit zu führen; dies gilt nicht für die pharmazeu-
tisch vorgebildeten Arbeitnehmer in Apotheken. Die Landesregie-
rungen können durch Rechtsverordnung eine einheitliche Form für 
das Verzeichnis vorschreiben.

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Nr. 2 obliegt auch den in § 20 ge-
nannten Gewerbetreibenden.

§ 22 Aufsicht und Auskunft
(1) Die Aufsicht über die Ausführung der Vorschriften dieses Gesetzes 
und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften üben, so-
weit es sich nicht um Wochenmärkte (§ 19) handelt, die nach Landes-
recht für den Arbeitsschutz zuständigen Verwaltungsbehörden aus; 
ob und inwieweit andere Dienststellen an der Aufsicht beteiligt wer-
den, bestimmen die obersten Landesbehörden.
(2) Auf die Befugnisse und Obliegenheiten der in Absatz 1 genann-
ten Behörden finden die Vorschriften des § 139b der Gewerbeordnung 
entsprechend Anwendung.
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(3) Die Inhaber von Verkaufsstellen und die in § 20 genannten Gewer-
betreibenden sind verpflichtet, den Behörden, denen auf Grund des 
Absatzes 1 die Aufsicht obliegt, auf Verlangen
1. die zur Erfüllung der Aufgaben dieser Behörden erforderlichen An-

gaben wahrheitsgemäß und vollständig zu machen,
2. das Verzeichnis gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 2, die Unterlagen, aus denen

Namen, Beschäftigungsart und -zeiten der Arbeitnehmer sowie 
Lohn- und Gehaltszahlungen ersichtlich sind, und alle sonstigen 
Unterlagen, die sich auf die nach Nummer 1 zu machenden Anga-
ben beziehen, vorzulegen oder zur Einsicht einzusenden. Die Ver-
zeichnisse und Unterlagen sind mindestens bis zum Ablauf eines 
Jahres nach der letzten Eintragung aufzubewahren.

(4) Die Auskunftspflicht nach Absatz 3 Nr. 1 obliegt auch den in Ver-
kaufsstellen oder beim Feilhalten gemäß § 20 beschäftigten Arbeit-
nehmern.

§ 23 Ausnahmen im öffentlichen Interesse
(1) Die obersten Landesbehörden können in Einzelfällen befristete 
Ausnahmen von den Vorschriften der §§ 3 bis 15 und §§ 19 bis 21 die-
ses Gesetzes bewilligen, wenn die Ausnahmen im öffentlichen Interes-
se dringend nötig werden. Die Bewilligung kann jederzeit widerrufen 
werden. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung die zuständigen Behörden abweichend von Satz 1 zu bestim-
men. Sie können diese Ermächtigung auf oberste Landesbehörden 
übertragen.
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften 
über die Voraussetzungen und Bedingungen für die Bewilligung von 
Ausnahmen im Sinne des Absatzes 1 erlassen.

SECHSTER ABSCHNITT
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten

§ 24 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. als Inhaber einer Verkaufsstelle oder als Gewerbetreibender im Sin-

ne des § 20

a) einer Vorschrift des § 17 Abs. 1 bis 3 über die Beschäftigung an
Sonn- und Feiertagen, die Freizeit oder den Ausgleich,

b)	einer Vorschrift einer Rechtsverordnung nach § 17 Abs. 7 oder
§ 20 Abs. 4, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist,

c)	einer Vorschrift des § 21 Abs. 1 Nr. 2 über Verzeichnisse oder des 
§ 22 Abs. 3 Nr. 2 über die Einsicht, Vorlage oder Aufbewahrung
der Verzeichnisse,

2. als Inhaber einer Verkaufsstelle
a) einer Vorschrift der §§ 3, 4 Abs. 1 Satz 2, des § 6 Abs. 2, des § 9

Abs. 1 Satz 2, des § 17 Abs. 5 oder einer nach § 4 Abs. 2 Satz
1, § 8 Abs. 2, § 9 Abs. 2, oder nach § 10 oder § 11 erlassenen
Rechtsvorschrift über die Ladenschlusszeiten,

b)	einer sonstigen Vorschrift einer Rechtsverordnung nach § 10 oder 
§ 11, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist,

c)	der Vorschrift des § 21 Abs. 1 Nr. 1 über Auslagen und Aushänge,
3.	als Gewerbetreibender im Sinne des § 19 oder des § 20 einer Vor-

schrift des § 19 Abs. 1, 2 oder des § 20 Abs. 1, 2 über das Feilhal-
ten von Waren im Marktverkehr oder außerhalb einer Verkaufsstelle
oder

4.	einer Vorschrift des § 22 Abs. 3 Nr. 1 oder Abs. 4 über die Auskunft
zuwiderhandelt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a und b 
kann mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert Euro, die Ord-
nungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe c und Nr. 2 bis 4 mit 
einer Geldbuße bis zu fünfhundert Euro geahndet werden.

§ 25 Straftaten
Wer vorsätzlich als Inhaber einer Verkaufsstelle oder als Gewerbetrei-
bender im Sinne des § 20 eine der in § 24 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a 
und b bezeichneten Handlungen begeht und durch vorsätzlich oder 
fahrlässig Arbeitnehmer in ihrer Arbeitskraft oder Gesundheit gefähr-
det, wird mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 180 Tagessätzen bestraft.

§§ 26–31 (nicht abgedruckt)




